
Inhalt

1MOSINTERNATIONAL 12. Jg. (2018) Heft 3

Editorial Christian Spieß (Linz)
Es fehlt an bezahlbarem Wohnraum 2
Zu diesem Heft

Schwerpunktthema Martin Schneider (München)
Wohnen ist mehr als ein Dach über dem Kopf 3
Sozialethische Konsequenzen aus einer Anthropologie des Wohnens

Claudia Mahler (Berlin), Michael Wolff (Frankfurt a. M.)
Wohnungsnot in Deutschland und das Menschenrecht auf Wohnen 10
Stand der Gewährleistung und politische Einflussmöglichkeiten

Bernhard Emunds, Julian Degan (Frankfurt a. M.)
Bezahlbarer Wohnraum für alle 16
Wirtschaftsethische Überlegungen zum Anstieg der Bodenpreise und zur 
Überwindung des Wohnungsmangels

Andreas B. Becker (Frankfurt a. M.)
Werden die kirchlichen Wohnungsunternehmen ihrem Auftrag noch gerecht? 24
Fragen eines sachkundigen Beobachters

Georg Stoll (Aachen)
Wohnen in Megacities 31
Politische Herausforderungen durch informelle Armensiedlungen

Yoana Tuzharova (Köln)
Capital I 28
Siebdruck auf Papier 2015

Tagungsbericht Lars Schäfers, Wolfgang Kurek (Mönchengladbach)
Populismus und Renationalisierung – Bewährungsprobe für Europa 
und seine Demokratie 38
Sozialethische Gespräche am 14./15. Juni 2018

Buchbesprechungen Ethik von Banken und Finanzen 41
Für Gott und den Profit 43
Steuergerechtigkeit und Armut 45
Zielkonflikte der Nachhaltigkeit 47
Sparsamkeit 48
Zur Anwendung der katholischen Soziallehre 49
Christentum und Menschenwürde 51
Zur Migrations- und Integrationspolitik 52
Solidarität und Solidarismus 53

Der Überblick Summaries 55
Résumés 56
Bisherige Schwerpunktthemen und Vorschau U3

Impressum  U2



Editorial

2 MOSINTERNATIONAL 12. Jg. (2018) Heft 3

Die Situation des knappen 
verfügbaren und bezahl-

baren Wohnraums spiegelt 
exemplarisch die Ambiva-
lenz marktwirtschaftlich or-
ganisierter Ökonomien: Ei-
nerseits entwickelt sich eine 
enorme Dynamik, in der An-
gebot und Nachfrage im Sin-
ne einer „win-win-Situa tion“ 
effizient zueinander finden 
können; andererseits werden 

zunehmend Teile der Bevölkerung von 
dieser positiven Dynamik ausgeschlos-
sen, sie haben keine Chance zu parti-
zipieren, obwohl sie einen erheblichen 
entsprechenden Bedarf haben. Auch 
in vielen Großstädten und in den Bal-
lungsräumen Europas hat sich eine ne-
gative Dynamik der Verdrängung von 
Mietern mit tendenziell geringeren Ein-
kommen durch Mieter und insbeson-
dere Bewohnern von Eigentumswoh-
nungen mit tendenziell höheren Ein-
kommen etabliert. Die häufig mit einer 
„Aufwertung“ von Wohnvierteln ver-
bundene Miet- und Wohnkostenstei-
gerungen werden für viele Einwohner 
zu einem Problem der Lebensführung – 
und damit wird der Wohnungsmarkt 
zu einem sozial- und verteilungspoli-
tischen Problem. 

In Bezug auf 77 deutsche Groß-
städte wird dieser Prozess so präzis 
wie eindrucksvoll in einer Studie der 
Hans-Böckler-Stiftung dargestellt, auf 
die in den Beiträgen dieses Heftes wie-
derholt Bezug genommen wird (Holm/
Lebuhn/Junker/Neitzel: Wie viele und 
welche Wohnungen fehlen in deut-
schen Großstädten? Die soziale Ver-
sorgungslücke nach Einkommen und 
Wohnungsgröße. Working Paper For-
schungsförderung Hans-Böckler-Stif-
tung Nr. 063, Düsseldorf 2018). Dem-
nach fehlt in Deutschland insbesondere 
Wohnraum, zu dessen Finanzierung 
nicht mehr als 30 % des verfügba-
ren Haushaltseinkommens aufgewen-

det werden muss. Die Gründe für die-
sen Wohnraummangel sind vielfältig 
und entziehen sich zum Teil der poli-
tischen Regulierung. In den folgenden 
Auf sätzen werden aber durchaus We-
ge aufgezeigt und erörtert, wie durch 
politische Maßnahmen auf die sozial-
politische Herausforderung des Wohn-
raummangels reagiert werden könnte.

Die unter dem Schlagwort „Gen-
trifizierung“ beschriebene Verdrän-
gung von Mietern betrifft vor allem 
bestimmte Bezirke von Großstädten mit 
hoher Popularität bei Milieus mit höhe-
ren Einkommen – wobei die in diesen 
Milieus jeweils dominierenden poli-
tischen Orientierungen interessanter-
weise eine untergeordnete Rolle spie-
len. Diese „Gentrifizierung“ und die Art 
und Weise, wie in den populären Re-
vieren etwa in Berlin, Frankfurt, Köln 
oder München darauf reagiert wird 
(nämlich häufig mit zivilgesellschaft-
lichem Protest und seltener mit poli-
tischen Maßnahmen), zeigt, wie sich 
ökonomische Dynamik auf der einen 
Seite und das Bestreben, die Gestal-
tung von Wohnmöglichkeiten demo-
kratisch zu gestalten, auf der anderen 
Seite gegenüberstehen. Damit kommt 
eine dritte Dimension ins Spiel: Neben 
die ökonomische Dimension des Woh-
nungsmarktes und die sozialpolitische 
Frage der Gestaltung des Wohnraum-
angebots tritt die demokratiepolitische 
Frage, inwieweit Einwohnerinnen einer 
Kommune oder eines Bezirks über die 
Veränderung des Wohnraums mitent-
scheiden können sollten. Auch in die-
ser Hinsicht spiegelt sich also die Am-
bivalenz der kapitalistischen Prägung 
unserer Gesellschaften.

Aber genau dies ist die Ambiva-
lenz, mit der sich die christliche So-
zialethik seit jeher auseinandersetzt. 
Folgerichtig bilden auch die Beiträge 
dieses Heftes mehr oder weniger die 
für die Sozialethik typischen Perspek-
tiven ab. Martin Schneider verknüpft 
seine sozialethischen Ausführungen 
mit anthropologischen Überlegungen 
zur Bedeutung des Wohnens. Claudia 
Mahler und Michael Wolff wählen ei-
nen menschenrechtsbasierten Zugang 
und erörtern Möglichkeiten politischer 
Gestaltung eines „Menschenrechts auf 
Wohnung“. Vor dem Hintergrund einer 
Analyse des Status quo bieten Bernhard 
Emunds und Julian Degan eine auch 
deutlich auf die katholische Sozialtra-
dition bezogene eigentums- und wirt-
schaftsethische Reflexion mit klaren 
„wohnungspolitischen Schlussfolge-
rungen“. Andreas Becker richtet seinen 
Blick auf die kirchlichen Wohnungsun-
ternehmen und damit auf die sozial-
ethische Qualität kirchlichen Handelns. 
Und Georg Stoll öffnet die Perspek-
tive global auf die Situation und auf 
die Entwicklungen in den Megacities. 

Wie inzwischen zu vielen anderen 
sozialpolitischen Herausforderung auch, 
bietet die Caritas mit ihrer Kampagne 
2018 „Jeder Mensch braucht ein Zu-
hause“ (zuhause-fuer-jeden.de) wichti-
ge und weiterführende Hinweise für das 
Problem des Mangels bezahlbaren bzw. 
leistbaren Wohnraums – mit einer Fül-
le an Fakten zur Wohnraumsituation, 
mit exemplarischen Wohnprojekten so-
wie mit sozialpolitischen Positionen und 
Forderungen an die kommunale, Lan-
des- und Bundespolitik und an alle ver-
bandlichen und kirchlichen Akteure. 

Es fehlt an bezahlbarem 
Wohnraum

Christian Spieß
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Wohnen ist mehr als ein Dach 
über dem Kopf
Sozialethische Konsequenzen aus einer Anthropologie des Wohnens

Was bedeutet es, zu wohnen? Im Folgenden wird diese philosophische Frage als Zu-
gang gewählt und das Wohnen als eine Aneignungspraxis rekonstruiert. Dabei wird 
gezeigt, dass die normative Dimension des Wohnens implizit mit dem Schutz des Ei-
genen verknüpft ist. Die eigenen vier Wände sind ein Schutzraum und ein Freiraum. 
Die Pointe der Überlegungen liegt darin, diesen auf die individuelle Persönlichkeit 
bezogenen Anspruch zu plausibilisieren, ihn andererseits aber auch zu relativieren. 
Letzteres ist der Fall, wenn der Fokus auf kollektive Aneignungsprozesse gelegt und 
das Recht auf eine Wohnung als ein kollektives Recht verstanden wird. Die entschei-
dende Frage ist dann, ob sich Bürger als kollektive Eigentümer des städtischen Rau-
mes verstehen und für seine (Wieder-)Aneignung kämpfen. Wichtige Anregungen 
liefert der Ansatz von Henri Lefebvre.

Seit den Auseinandersetzungen um 
die so genannte „Soziale Frage“ 

im 19. Jahrhundert gab es immer wie-
der Bestrebungen, bezahlbaren Wohn-
raum für alle Bevölkerungsschichten 
verfügbar zu machen. Angesichts der 
extremen Wohnungsnot nach dem 
Zweiten Weltkrieg erhielt in Deutsch-
land der Wohnungsbau eine besonde-
re staatliche Zuwendung und Regulie-
rung. Eine Voraussetzung dafür war, 
dass die Wohnungsversorgung als ei-
ne öffentliche Aufgabe angesehen 
und wenigstens zum Teil den Markt-
kräften entzogen wurde. Ein Instru-
ment war der Soziale Wohnungsbau. 
Aber auch Genossenschaften von Be-
rufsvereinigungen, Kirchen und Ge-
werkschaften sowie Wohnungsbau-
gesellschaften in öffentlicher Träger-
schaft schufen den Grundstock für ein 

bezahlbares Segment des Wohnungs-
angebotes. Die Einführung der Miet-
regulierung und der Ausbau des Kün-
digungsschutzes trugen das ihre dazu 
bei, den Wohnungsmarkt zu regulie-
ren und die Wohnungsversorgung hu-
man zu gestalten. Dass seit Mitte der 
1980er Jahre große Bestände des so-
zialen Wohnungsbaus abgeschmol-
zen und öffentliche Wohnungsunter-
nehmen an renditeorientierte inter-
nationale Anleger verkauft wurden, 
bedeutete demgegenüber einen Ver-
lust von staatlichen und kommunalen 
Einflussmöglichkeiten (Holm 2014). 
Die Konsequenz ist: Der Mangel an 
bezahlbaren Wohnraum nimmt dra-
matisch zu.

Dieser problematischen Entwick-
lung wird aus ethischer Perspektive 
das Recht auf eine Wohnung und die 

staatliche Aufgabe gegenübergestellt, 
für ausreichend bezahlbaren und ange-
messenen Wohnraum zu sorgen. In den 
folgenden Überlegungen plausibilisiere 
ich einerseits diesen Zugang, indem ich 
Wohnen als eine Aneignungspraxis re-
konstruiere. Andererseits relativiere ich 
ihn, insofern ich den Fokus auf kollek-
tive Aneignungsprozesse lege und das 
Recht auf eine Wohnung als ein kol-
lektives Recht verstehe. Nicht ob Woh-
nungen die Eigenschaft eines öffent-
lichen Gutes haben, ist dann die ent-
scheidende Frage, sondern ob Bürger 
sich als kollektive Eigentümer des städ-
tischen Raumes verstehen und für seine 
(Wieder-)Aneignung kämpfen. Wichti-
ge Anregungen für die Entschlüsselung 
dieses Bedeutungszusammenhangs lie-
fert der Ansatz von Henri Lefebvre.

Martin Schneider
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Der Raum ist keine Ware – die Perspektive von Henri Lefebvre

Eine Wohnung zählt zu den Grund-
bedürfnissen. Ein Dach über den Kopf 
zu haben, ist überlebensnotwendig. Es 
bietet einen Schutzraum, der vor Wind, 
Wetter und Gefahren, ja überhaupt vor 
Eingriffen von außen schützt. Zudem 
sind die eigenen vier Wände ein Ort des 
Rückzugs, ein Raum des Beisichseins, 
ein Raum, in dem man mit sich allein 
sein kann, ohne Rücksichten auf ande-
re und deren Perspektive. Zudem sind 
die eigenen vier Wände ein Raum der 
Freiheit, ein Raum, in dem der Einzel-
ne souverän und selbstbestimmt leben 
und sich frei entfalten kann. Im Grund-
gesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land sind beide Aspekte, der Aspekt 
des Schutz- und der Aspekt des Frei-
raums, im Grundrecht auf Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Art. 13 GG) ver-
ankert (Schneider 2012, 410–457).

Die Anerkennung des individuel-
len Rechts auf angemessenen Wohn-
raum und der Schutz dieses Ortes sind 
wichtige zivilisatorische Errungen-
schaften. Dieses Recht in der Öffent-
lichkeit deutlich zu benennen und die 
Verantwortung der Politik in Kommu-
nen, Land und Bund einzufordern, ist 
ausgesprochen wichtig. Parallel da-
zu gilt es aber, die strukturellen Me-
chanismen, die das Recht auf Wohnen 
unterwandern, in den Blick zu neh-
men. Anregungen dazu können dem 
Werk von Henri Lefebvre entnommen 
werden (ebd., 176–186). Ähnlich wie 
Marx, der die Produkte der Industrie 
nicht in ihrer dinglichen Gestalt, son-
dern als Resultat eines gesellschaftli-
chen Produktionsprozesses untersucht 
hat, entwickelte Lefebvre eine kritische 
Analyse von Raum, die diesen als ge-
sellschaftlich hergestellten Raum zu er-
forschen vermag. Seine Ausführungen 
gipfeln in der Feststellung, dass nicht 
mehr nur ein „Stück Raum“, nicht mehr 
nur der Grund und Boden und die Woh-
nung, sondern der Raum selbst zur Wa-
re wird: „Die Entfaltung der Welt der 
Ware ergreift das die Objekte enthal-
tende Gefäß. Sie beschränkt sich nicht 

mehr auf die Inhalte, auf die Objekte 
im Raum. Seit kurzem wird sogar der 
Raum gekauft und verkauft. Nicht der 
Grund, der Boden, sondern der soziale 
Raum als solcher, das Produkt als sol-
ches“ (Lefebvre 1972, 162). Diese Diag-
nose hat an Aktualität eher gewon-
nen als verloren. In beinahe keinem 
stadtsoziologischen Beitrag fehlt ein 
kritischer Hinweis auf die Privatisie-
rung und Kommodifizierung des städ-
tischen Raums.

Immer mehr städtische Teilräume 
werden von ökonomischen Verwer-
tungsinteressen besetzt. Beispiele hier-
für sind die aus dem Boden sprießen-
den Einkaufszentren, Multiplex-Kinos, 
Fast-Food-Ketten und Boutiquen. Ge-
rade in Metropolen „bilden Malls, en-

tertainment centers oder auch privati-
sierte Bahnhöfe und Metrostationen 
quasi-öffentliche Räume, die durch pri-
vate Interessen kontrolliert werden. Ih-
re raison d’être liegt ausschließlich da-
rin, Mehrwert zu generieren. Entspre-
chend sind sie so gestaltet, sodass sie 
das urbane Leben in kommerziell ver-
wertbare Bahnen lenken und auf 
markt- und konsumorientierte Prakti-
ken reduzieren. Diese Formen der öko-
nomischen Domination beginnen sich 
heute auf ganze Stadtteile auszudeh-
nen. Dabei werden die Menschen, die 
Bewohner und die Besucher zu bloßen 
Statisten des großen urbanen Spekta-
kels“ (Schmid 2011, 43).

Interessant, vielleicht auch überra-
schend ist, dass Lefebvre sich in seinen 
Analysen zur Krise der Stadt auf Mau-
rice Merleau-Ponty, Martin Heidegger 
und Gaston Bachelard bezieht und 
für die Grundlegung seiner sozialkri-
tischen Perspektive auf eine anthropo-
logische Rekonstruktion des Wohnens 
setzt (Schneider 2012, 298, 306 f.). Ein 

wichtiger Baustein ist die Unterschei-
dung zwischen dem Habitat (l’habitat) 
und dem Wohnen (l’habiter).
• Das Habitat bezeichnet dabei die 

technokratische Reduktion des 
Wohnens auf eine bloße Funktion, 
die das „menschliche Wesen“ auf 
einige elementare Lebensäußerun-
gen wie Essen, Schlafen oder Zeu-
gen reduziert. Lefebvre sieht darin 
die Essenz des industrialisierten 
Alltags: Der Habitat ist ein homo-
gener und quantitativer Raum, der 
von oben herab installiert worden 
ist und die Menschen in Schach-
teln und „Wohnmaschinen“ ein-
schließt. Die Herrschaft des Habitat 
über das Wohnen kristallisiert sich 
für Lefebvre in der Errichtung der 
banlieues, den monofunktionalen 
Wohnvierteln außerhalb der Kern-
städte. Hier ist seiner Ansicht die 
Beziehung des menschlichen We-
sens zum Raum, zur Natur und zu 
seiner Körperlichkeit in ein großes 
Elend gestürzt worden. In den ban-
lieues erlebt man nicht mehr den 
Raum. Man kommt in ihm nur vor.

• Dieser Entwicklung stellt Lefebvre 
den Primat des Wohnens (l’habiter) 
entgegen. Im Wohnen wird das „Er-
leben“ des Raums ermöglicht. Des-
wegen muss seiner Ansicht nach die 
Industrialisierung und Ökonomie 
dem Wohnen untergeordnet wer-
den. Vom Wohnen her muss der ur-
bane Raum zurückerobert werden.

Die zwei Seiten des Wohnens

Wohnen ist für Lefebvre das Gegen-
teil von Entfremdung. Seine Bedeu-
tung ähnelt dem, was Hartmut Rosa in 
seiner Soziologie des Weltverhältnisses 
eine Resonanzbeziehung nennt (2016). 
Konstitutiv für Resonanz ist ein Aneig-
nungs- bzw. Anverwandlungsprozess. 
Auch das Wohnen ist eine Aneignungs-
praxis (Schneider 2012, 323–374). In-
dem der Mensch wohnt, eignet er sich 
sein Umfeld an, ja er gewöhnt sich an 
sein Umfeld. Damit lernt er, die Viel-

 Immer mehr städtische 
Räume werden ökonomi-
schen Verwertungs-
interessen unterworfen
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zahl der Eindrücke, Geräusche, Infor-
mationen, die ihm „aus der Welt“ be-
gegnen, in vertraute und unvertrau-
te, in gewohnte und ungewöhnliche 
zu trennen. Wenn man sich mit etwas 
vertraut und es sich zu eigen macht, 
gewöhnt man sich daran. Der Umgang 
wird zur Gewohnheit. Man spricht hier 
auch von einem Prozess der Eingewöh-
nung. Dies ist nicht nur im metapho-
rischen Sinn räumlich gemeint. Denn 
die gewohnte Vertrautheit mit der Welt 
ist verschränkt mit der Raumbezogen-
heit des Daseins. Die Eingewöhnung 
ist immer auch eine Eingewöhnung in 
den Lebensraum. Daraus ergibt sich das 
Gefühl von Heimat und Zugehörigkeit. 
Die Wechselwirkung und das dynami-
sche Ineinander von Gewohntem und 
Ungewohntem, Heimwelt und Fremd-
welt kann bzw. darf nicht stillgestellt 
werden. Die Neugierde am Neuen und 
Fremden lässt uns Menschen wieder 
aufbrechen, um Unbekanntes zu ent-
decken und im Ungewohnten zu woh-
nen. Der (räumliche) Gewöhnungspro-
zess ist nie abgeschlossen. Der Mensch 
verlässt einerseits immer wieder das 
Vertraute, er richtet sich andererseits 
aber auch immer wieder neu ein. Der 
Mensch ist sowohl unterwegs als auch 
situiert, er entdeckt neue Räume und 
grenzt als Wohnender doch ständig 
Räume ein. Der Mensch ist und bleibt 
ein Wohnungssuchender.

Für die phänomenologische Be-
schreibung des Wohnens sind also zwei 
Aspekte von Bedeutung:
• Wohnen ist ein relationales Gesche-

hen. Wer wohnt, ist offen für die 
Dinge in seiner Umwelt, baut Rela-
tionen auf und eignet sich die Dinge 
und Menschen um sich herum an.

• Mit dem relationalen Aneignungs-
prozess verknüpft ist ein zweites 
Merkmal. Indem der Mensch sich 
etwas aneignet und sich an etwas 
gewöhnt, unterscheidet er zwi-
schen einem Eigenen und einem 
Fremden. Jede Aneignung führt 
zur Scheidung von Binnenraum 
und Außenraum, von Drinnen und 
Draußen (Waldenfels 1997, 66 ff., 

186). In dieser Hinsicht lässt sich 
das menschliche Bedürfnis nach 
Eigentum auf die Dialektik von 
Grenzüberschreitung und Grenzset-
zung zurückführen. Denn Aneig-
nungen haben Eingrenzungen und 
den Schutz des Eigenen zur Folge 
(Schneider 2016, 183–188).

Der Schutz des Eigenen

Die phänomenologischen Ausführun-
gen zum Prozess des Wohnens machen 
plausibel, warum das Wohnen mit dem 
Schutz des Eigenen verknüpft ist. Das 
Wohnen ist neben der Haut des Kör-
pers und der Kleidung gleichsam die 
dritte Haut des Menschen. Dies kann 
so verstanden werden, dass über das 
Wohnen ein um den Leib zentrierter 
Raum aufgespannt wird und sich kon-
zentrisch um den Leib Schalen oder 
Sphären von gelebten Räumen konsti-
tuieren (Schneider 2012, 338–341). Die 
Sphären umschließen den Menschen 
wie die Schale den Kern. Der „Sphä-
renschutz“ garantiert, dass die einzelne 
Person der staatlichen Macht und an-
deren Menschen nicht „entblößt“ und 
„nackt“ gegenübersteht. Auch die Ent-
scheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts zum Privatsphärenschutz set-
zen ein derartiges Sphärenmodell vor-
aus (ebd., 452–457).

Ein weiterer aufschlussreicher Be-
deutungszusammenhang ist bei Han-
nah Arendt zu finden. Diese weist in 
ihrem Werk Vita activa darauf hin, dass 
der Begriff des Eigentums ursprüng-
lich den räumlichen Bezirk bezeichne-
te, in dem eine Familie lebte (1998, 
76–79). Das Eigentum, die eigenen vier 
Wände zählten zur conditio humana. 
Auch bildete das Eigentum die selbst-
verständliche Voraussetzung für die 
Ausübung der Bürgerrechte. Davon 
ausgehend entwickelte sich dann der 
Rechtsgrundsatz, dass es „Pflicht des 
öffentlichen Gemeinwesens ist, […] 
[die] Zäune und Grenzen zu wahren, 
welche das Eigentum und Eigenste ei-
nes Bürgers von dem seiner Nachbarn 

trennen und gegen ihn sicherstellen“ 
(ebd., 78). Martha C. Nussbaum spricht 
hier von der „Fähigkeit, sein eigenes 
Leben in seiner eigenen Umgebung und 
seinem eigenen Kontext zu le-
ben“ (1999, 58). Die Grundlage dafür 
ist in ihren Augen der Wunsch nach 
Getrenntsein. Der Ausgangspunkt ist, 
dass Menschen als Handelnde sich et-
was aneignen und als Ergebnis dieses 
Prozesses etwas ihr Eigen nennen. Ge-
sellschaften unterscheiden sich nach 
ihrer Ansicht zwar danach, in welchem 
Maße sie ein starkes Getrenntsein zu-
lassen und fördern, aber ein grund-
sätzliches Bedürfnis danach gäbe es 
überall.

Etwas sein Eigen zu nennen (und 
sich auf dessen Schutz verlassen zu 
können), hat allerdings nicht zur Vo-
raussetzung, es auch zu besitzen. Aus 
diesem Grund können sich auch Mie-
ter auf einen Schutz für ihre eigene 
Wohnung berufen (Holm 2014, 102 f.). 
So hat das Bundesverfassungsgericht 
1993 (BvR 208/93) die Mieter, obgleich 
nicht Eigentümer im formalen Sinne, 
in den Schutzbereich des Artikels 14 
des Grundgesetzes gestellt (Schutz des 
Eigentums). Weil der Mieter befugt ist, 
die gemietete Wohnung zu nutzen, und 
er sie sich im wahrsten Sinne des Wor-
tes aneignet, ist dieser eigene Raum zu-
gleich ein geschützter Raum. Insofern 
gleicht die Stellung des Mieters der-
jenigen des Eigentümers. Wenn indi-
gene Völker den Schutz ihres Lebens-
raumes einklagen und sich informelle 
Siedler in Slumgebieten gegen Vertrei-
bung wehren, berufen sie sich auf ver-
gleichbare „Rechte“.

 Die eigenen vier Wände 
sind selbstverständliche 
Voraussetzung für die 
Wahrnehmung der 
Bürgerrechte
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Das Recht auf Stadt

Die Konsequenzen, die Lefebvre aus 
einer Phänomenologie des Wohnens 
zieht, wären allerdings verkürzt wie-
dergegeben, wenn wir den Fokus auf 
das individuelle Recht auf eine eigene 
Wohnung und ihren Schutz legen. Le-
febvre ordnet das Wohnen in ein sozia-
les und relationales Beziehungsgeflecht 
ein. Deswegen ist ihm der Raumbegriff 
so wichtig (1974). Nicht ohne Grund 
münden seine Ausführungen in ein 
Recht auf Stadt (2016). Er versteht da-
runter die kollektive Wiederaneignung 
des städtischen Raumes, eine Wiedera-
neignung, bei der der Austausch nicht 
über den Tauschwert, Handel oder Ge-
winn vermittelt ist. Das Recht auf Stadt 
umfasst
• das Recht auf Zentralität (Lefebvre 

1972, 144), also den Zugang zu den 
Orten des gesellschaftlichen Reich-
tums, der städtischen Infrastruktur 
und des Wissens, und

• das Recht auf Differenz (Lefebvre 
1974, 77), das für eine Stadt als Ort 
des Zusammentreffens, des Sich-
Erkennens und Anerkennens so-
wie der Auseinandersetzung steht.

Zum einen ist mit dem Recht auf Stadt 
die Forderung verbunden, dass alle Tei-
le der Bevölkerung einen Zugang zu 
den Ressourcen der Stadt haben. Das 
Recht auf Stadt will aber nicht nur 
einen übergeordneten konzeptionel-
len Rahmen für die Befriedigung von 
Grundbedürfnissen wie Arbeit, Ernäh-
rung, Wohnung und Gesundheit schaf-
fen. Lefebvre geht es vielmehr vor al-
lem um die Möglichkeit zu kollektiven 
Aneignungen des öffentlichen Raumes: 
„Das Recht auf Stadt ist also weit mehr 
als das Recht auf individuellen Zugriff 

auf die Ressourcen, welche die Stadt 
verkörpert: Es ist das Recht, die Stadt 
nach unseren eigenen Wünschen zu 
verändern und neu zu erfinden. Dar-
über hinaus ist es ein kollektives an-
stelle eines individuellen Rechts, da das 
Neuerfinden der Stadt unvermeidlich 
von der Ausübung einer kollektiven 
Macht über die Urbanisierungsprozes-
se abhängt“ (Harvey 2013, 28).

Lefebvres Idee hat in den letzten 
Jahren ein weltweites Revival erfah-
ren und vielfältige Bewegungen inspi-
riert, die sich gegen die Privatisierung 
und den Verkauf des städtischen Rau-
mes wehren (Holm/Gebhardt 2011). 
Die auf ihn sich berufenden Initiati-
ven sind eine Gegenbewegung zu der 
Enteignung des öffentlichen Raumes 
durch das Finanzkapital und die Öko-
nomie. Eine wichtige Rolle spielt hier 
das 2001 begonnene Projekt der Habi-
tat International Coalition (HIC). Der 
Zusammenschluss von Nichtregie-
rungsorganisationen im Umfeld des 
Weltsozial forums hat eine Welt-Char-
ta des Rechts auf Stadt verabschiedet. 
Diese definiert das Recht auf Stadt als 
„gleiches Nutzungsrecht von Städtern 
innerhalb der Prinzipien der Nachhal-
tigkeit, Demokratie, Chancengleich-
heit und sozialer Gerechtigkeit“, als 
„kollektives Recht der BewohnerIn-
nen, insbesondere der benachteiligten 
und marginalisierten Gruppen“. Die 
Charta enthält eine Vielzahl von so-
zialen Menschen- und Freiheitsrech-
ten, Rechte der politischen Teilhabe 
und Rechte des Zugangs zu Infra-
struktur. Dabei wird das Recht auf die 
Stadt – ganz im Sinne von Lefebvre – 
nicht als ein Zusatz auf einer Liste 
von Rechten verstanden, sondern als 
kollektiver Hebel zu deren Verwirkli-
chung (Mathivet 2010).

Kollektive Aneignungen: Die Erschaffung einer urbanen Allmende

Der Slogan Wem gehört die Stadt bringt 
das zentrale Anliegen von Recht auf 
Stadt-Initiativen gut zum Ausdruck: 
die kollektive (Wieder-)Aneignung und 

demokratische Kontrolle des städti-
schen Raumes. Im Anschluss an Eli-
nor Ostrom spricht David Harvey so-
gar von der „Erschaffung einer urba-

nen Allmende“ (Harvey 2013, 127 ff.). 
Den städtischen Raum als eine Allmen-
de zu verstehen, geht seiner Ansicht 
nach über eine Politik hinaus, die öf-
fentlichen Räume und öffentliche Gü-
ter zur Verfügung stellt. Der Blick sei 
hier einseitig auf den Staat und die 
kommunale Verwaltung als Dienst-
leister gerichtet; die Bürger verblei-
ben in der passiven Rolle des Kunden 
beziehungsweise Dienstleistungsemp-
fängers – in der Hoffnung, der Staat 
oder die Kommune werde den Zugang 
zu öffentlichen Gütern schon gewähr-
leisten. Für Gemeingüter ist demgegen-
über charakteristisch, dass kollektive 
Aneignungsprozesse im Mittelpunkt 
stehen. Öffentliche Güter sind Dienst-
leistungen des Staates. Gemeingüter 
sind Güter, die Menschen gemeinsam 
nutzen und verwalten, indem sie, ba-
sierend auf Traditionen oder sozialen 
Normen und Praktiken, ihre eigenen 
Regeln aushandeln. Gemeingüter sind 
nicht einfach nur Eigentum der Stadt, 
sie sind gemeinsam genutzte Güter der 
Bürger und damit Bürgereigentum. Da-
mit verbunden ist, dass sich die Bürger 
von ihrer Zuschauer- und Kundenrol-
le verabschieden und „politisch aktiv 
werden“, um einen „Kampf um Aneig-
nung öffentlicher Räume und Güter“ 
(Harvey 2013, 137) zu führen. Mit Bür-
ger ist dabei der citoyen, der am Ge-
meinwohl orientierte politisch Tätige 
gemeint, nicht der bourgeois, also der 
wirtschaftlich Tätige und auf sein in-
dividuelles Wohl Bedachte.

Die von Harvey aufgezeigte Per-
spektive geht über die Frage hinaus, 
ob Räume und Güter angeeignet wer-
den. Vielmehr stehen der Aneignungs-
Prozess und die diesen beeinflussen-
den Machtverhältnisse im Fokus 
(Schneider 2016, 202–206). Nicht ob 
ein Raum oder ein Gut eine bestimm-
te Eigenschaft hat, ist dann die ent-
scheidende Frage. Es ist auch nicht aus-
reichend, Grenzen des Marktes zu de-
finieren. Ob und wie diese bestimmt 
werden, ist das Ergebnis einer sozialen 
Praxis und der in sie eingeschriebenen 
Machtverhältnisse. Wem gehört die 
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Stadt ist in diesem Zusammenhang ein 
Aufruf, Raum-Aneignungen nicht ein-
fach dem politischen System oder öko-
nomischen Interessen zu überlassen, 
sondern eine „gesellschaftliche Praxis 
des commoning“ zu wagen (Harvey 
2013, 138). Recht auf Stadt-Initiativen, 
die dies tun, greifen implizit auf die 
anthropologische Bedeutung von An-
eignungsprozessen zurück – ohne den 
Engführungen des Besitzindividualis-

mus zu verfallen. Sie machen deutlich, 
dass das eigentliche Problem nicht das 
Eigentum ist, sondern „der individuel-
le Charakter von Eigentum“ (Harvey 
2013, 146). Sie zeigen, dass es jenseits 
des Gegensatzes von Privateigentum 
und Staatseigentum eine Form von Ei-
gentum gibt, die auf eine kollektive 
Praxis zurückgeht.

Schon Elinor Ostrom hat auf der 
Basis ihrer empirischen Untersuchun-
gen zur Allmende eine Theorie des kol-
lektiven Handelns entwickelt, die „auf 
Selbstorganisation und Selbstverwal-
tung beruht“ (2012, 22). Sie wendet 
sich damit gegen die gängige Theo-
rie kollektiven Handelns, die den Staat 
als einzige Alternative zum Markt an-
sieht. David Harvey schließt sich dem 
teilweise an, ohne den Schluss daraus 
ziehen zu wollen, den Staat ganz aus 
der Verantwortung zu lassen. Dieser 
muss in seinen Augen weiterhin „ge-
zwungen werden, mehr und mehr öf-
fentliche Güter für öffentliche Zwe-
cke zur Verfügung zu stellen“ (Har-

vey 2013, 161). Ganz im Sinne von 
Ostrom ist aber auch Harvey davon 
überzeugt, dass die Selbstermächti-
gung von Bürgern ebenso wichtig ist, 
wenn nicht wichtiger: „Bevölkerungs-
gruppen müssen sich selbst organisie-
ren, um diese Güter auf eine Art und 
Weise in Besitz zu nehmen, zu nut-
zen und zu ergänzen, die die Qualität 
der nichtkommodifizierten und öko-
logischen Gemeingüter sowie die Ge-
meingüter der sozialen Reproduktion 
erweitert und verbessert“ (ebd.).

Die aktive Aneignung von Räu-
men und Gütern, die demokratische 
und subsidiäre Festlegung von Regeln, 
die Kontrolle und Entscheidungshoheit 
über die Lebensbedingungen und die 
Selbstermächtigung von Bürgern sind 
Leitbilder, die vielen sozialen Bewe-
gungen gemeinsam sind. Das, was sich 
heute unter Überschriften wie Right to 
the City, Transition Town, Commoning 
und Renaissance der Genossenschaf-
ten entwickelt, sind Praxisformen, die 
vor Marktmechanismen schützen und 
wechselseitige Dienst- und Hilfeleis-
tungen bieten. So befreien sie aus Ab-
hängigkeiten. Sie sind ein Beitrag zu 
mehr Mitbestimmung, Selbstermäch-
tigung, Einfluss und Kontrolle – und 
in diesem Sinne nicht ganz unbedeu-
tend für eine Verlebendigung der lo-
kalen Demokratie, für die Entwicklung 
nachhaltiger Muster des Wohnens, Ar-
beitens und Wirtschaftens und für den 
Abbau sozialer Ungleichheiten.

Vielleicht gewinnt damit etwas an 
Bedeutung, was in der katholischen So-
ziallehre die allgemeine Bestimmung 
der Erdengüter genannt wird. Damit 
könnte eine weitere Tradition revitali-
siert werden, die einen Begriff des Ei-
gentums jenseits des Gegensatzes von 
Privat- und Staatseigentum kennt.

Fazit und Ausblick

Im diesem Beitrag wurde ein anthro-
pologischer Zugang gewählt, um das 
Wohnen als eine Aneignungspraxis zu 
rekonstruieren. Auf diesem Weg konn-

te gezeigt werden, dass die normative 
Dimension des Wohnens implizit mit 
dem Schutz des Eigenen verknüpft ist. 
Wir haben ein Recht auf eine Woh-

nung, weil wir sonst schutzlos Wind, 
Wetter und Gefahren ausgesetzt sind. 
Das Dach über dem Kopf ist ein Schutz-
raum, der für das Überleben notwendig 
ist. Zugleich ist er ein Rückzugsort für 
das private Beisichsein.
• Die eigenen vier Wände sind zum 

einen ein Schutzraum, der vor Ein-
griffen von außen schützt.

• Zum anderen sind sie ein Freiraum, 
über den der Einzelne selbst bestim-
men, in dem er sich zu sich selbst 
verhalten und in dem er sich frei 
entfalten kann.

Beide Aspekte zusammen sind der 
Grund dafür, dass die Wohnung – wie 
Papst Franziskus in der Enzyklika Lau-
dato si' schreibt – „viel mit der Würde 
der Personen“ (LS 152) zu tun hat und 
daher nicht einfach eine Ware ist. Ver-
knüpft mit den phänomenologischen 
Reflexionen zu Aneignungspraktiken 
können daraus folgende, in normati-
ver Hinsicht relevanten Schlüsse ge-
zogen werden:

(1)  Die Aneignung von Wohnraum 
fördern

Dass bezahlbarer und angemessener 
Wohnraum zur Verfügung steht, ist 
eine öffentliche Aufgabe. Zugleich ist 
es eine Aufgabe des Staates, die Woh-
nenden zu schützen. Dies betrifft zu-
nächst den Schutz der Privatsphäre, hat 
aber zum Beispiel auch Konsequenzen 
für das Mietrecht. Mieter haben einen 
Anspruch auf den Schutz des von ih-
nen bewohnten eigenen Raums. Aus 
diesem Grund geht die Frage, ob je-
mand Rechte an einer Wohnung hat, 
über den formalen Aspekt des Privat-
eigentums hinaus. Dies ist auch in Be-
zug auf städtische Armut von hoher Re-
levanz. Wenn Bewohner von Armen-
siedlungen in Megacities nicht legal 
in einem bestimmten Gebiet wohnen, 
so ist ihre Wohnung schon durch die 
Tatsache, dass sie dort über einen län-
geren Zeitraum zu Hause sind, schüt-
zenswert. Nicht vertretbar ist daher, 
wenn eine Kommune diese Wohnge-
biete aufgrund fehlender Legalisierung 

 Es geht jenseits des 
Gegensatzes von 
Privateigentum und 
Staatseigentum um eine 
Praxis der kollektiven 
Aneignung
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von der Katastrophenvorsorge (Schutz 
vor Überflutungen, Erdrutschen und 
Stürmen) ausnimmt. Vielmehr wäre 
es angebracht, auch informelle Sied-
ler als „Eigentümer“ ihres Wohn- und 
Lebensraumes zu betrachten, sie also 
mit Rechten auszustatten und ihnen 
Perspektiven für eine formale Inbesitz-
nahme ihrer Wohnungen zu eröffnen. 
Dies ist auch eine der Konsequenzen, 
die Doug Saunders aus seinen „Reisen“ 
durch die Favelas, Banlieues und Slums 
der Welt zieht. In seinem Buch Arri-
val City (2011) porträtiert er zwanzig 
solcher Viertel. Statt Nichtbeachtung, 
Verboten, Razzien, Abriss, Vertreibun-
gen und Umsiedlungen, so Saunders, 
sollte der Eigentumserwerb gefördert 
und eine vernünftige Infrastruktur be-
reitgestellt werden. Eine ähnliche Per-
spektive spielt auch in sozialpädagogi-
schen Ansätzen zur Überwindung von 
Wohnungslosigkeit eine immer größere 
Rolle. Unter dem Motto „Housing first“ 

wird ein Paradigmenwechsel zu klassi-
schen Angeboten des Wohnungslosen-
hilfesystems gefordert. Ziel ist es, Woh-
nungslose möglichst rasch in normale 
Wohnverhältnisse zu (re)integrieren – 
im Unterschied zu Stufensystemen für 
Wohnungslose, die einen schrittwei-
sen Aufstieg zwischen Sonderformen 
mit unterschiedlichen Graden von Au-
tonomie und Kontrolle vorsehen, be-
vor eine Vermittlung in einen eigenen 
Wohnraum mit vollen Mietrechten er-
möglicht wird (Busch-Geertsema 2011). 
Für etwas Eigenes verantwortlich zu 
sein und darauf vertrauen zu können, 
dass dieses Eigene auch geschützt wird, 
schafft für den Einzelnen Stabilität und 
eröffnet Perspektiven.

(2)  Die kollektive Verantwortung für 
das lokale Gemeinwesen stärken

Eine zentrale Herausforderung ist da-
bei, das Vertrauen auf den Schutz der 
eigenen Wohnung (house) mit dem 

Sinn für das lokale Gemeinwesen 
(home) zu verbinden (Düchting 2011, 
64). Es ist nicht ausreichend, ein indi-
viduelles Recht auf Wohnung zu defi-
nieren. Eine entscheidende Frage ist, ob 
Bürger sich als kollektive Eigentümer 
des (städtischen) Raumes verstehen und 
für seine (Wieder-)Aneignung kämp-
fen. Die individuelle Verfügung über 
eigenen Wohnraum, entweder als Mie-
ter, als einzelner Eigentümer oder ge-
nossenschaftlich organisiert, kann da-
zu motivieren, weil dies zur Identifi-
kation mit dem Wohnumfeld und zum 
Einsatz dafür beitragen kann. Es kann 
aber auch zu Vereinzelungs- und Ab-
wehrtendenzen führen. Der springen-
de Punkt dabei ist, dass die Bewoh-
ner ihr Eigentum als Aufgabe betrach-
ten und nicht nur als Besitz für sich 
alleine sehen. Im deutschen Grund-
gesetz wird daher der Schutz des Ei-
gentums (Art. 14 Abs. 1 GG) mit dem 
Grundsatz verknüpft: „Eigentum ver-
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pflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen“ 
(Art. 14 Abs. 2 GG).

(3)  Grund und Boden in 
Gemeineigentum überführen

Die Reflexionen zum Zusammenhang 
von Wohnen und Aneignung legen na-
he, dass der Schutz der Persönlichkeit 
das zentrale normative Motiv für den 
Schutz der Wohnung ist. Daraus kann 
auch gefolgert werden, dass Fragen des 
Wohneigentums und des Mietrechts ei-
nen anderen Stellenwert haben als die 
Frage des Grundeigentums. Da Grund 
und Boden nur begrenzt vermehrbar 
ist, gibt es gute Gründe, sie als ein Ge-
meingut zu deklarieren und der priva-
ten Verfügung zu entziehen. Warum 
sollten Grundeigentümer von der Wert-
steigerung ihres Bodens profitieren, die 
beispielsweise dadurch entstanden ist, 
dass die Kommunen Bauland auswei-
sen und erschließen, während der öf-
fentliche Haushalt mit den Kosten der 
Infrastruktur belastet wird? Durch ei-
ne Überführung von Grund und Boden 
in Gemeineigentum könnte gerade in 
Ballungsgebieten der rasanten Steige-
rung der Wohnkosten entgegengewirkt 
werden, weil bei den Kosten für Neu-
bau und Kauf von Häusern die Grund-

stückspreise mittlerweile einen Anteil 
von bis zu 70 % ausmachen.

(4)  Die verschiedenen Teile einer Stadt 
als gemeinsamen Raum verstehen

Das Wohnen und der Schutz des eige-
nen Raums sind eingebunden in einen 
sozialen Raum. Papst Franziskus mahnt 
im „Stadtkapitel“ der Enzyklika Lauda-
to si‘ an, „dass die verschiedenen Teile 
einer Stadt gut integriert sind und die 
Bewohner ein Gesamtbild haben kön-
nen, statt sich in Wohnquartieren ab-
zukapseln und darauf zu verzichten, die 
ganze Stadt als einen eigenen, gemein-
sam mit den anderen genutzten Raum 
zu erfahren. […] Auf diese Weise sind 
die anderen nicht mehr Fremde und 
können als Teil eines ‚Wir‘ empfunden 
werden, das wir gemeinsam aufbauen“ 
(LS 151). Wenn dies gelingt, können 
die Bewohner im Sinne von kollekti-
ven Aneignungspraktiken ihre Interes-
sen gemeinsam gegenüber Staat und 
Wirtschaft vertreten. Papst Franziskus 
zeigt immer wieder, dass er städtische 
Räume als zentrales Transformations-
feld versteht. Als ehemaliger Erzbischof 
von Buenos Aires scheint er auch den 
Recht auf Stadt-Initiativen Lateiname-
rikas mehr verbunden zu sein, als vie-
len Europäern bewusst ist.1 

kurzbiographie
Schneider, Martin (*1971), Dr. theol., 
theologischer Grundsatzreferent des 
Diözesanrats der Katholiken der Erz-
diözese München und Freising; Lehr-
beauftragter an der Katholischen Stif-
tungshochschule München, Abt. Bene-
diktbeuern. Forschungsschwerpunkte: 
Räumliche Gerechtigkeit, pragmatis-
tische Ethik, Ethik der Resilienz und 
Transformation. Veröffentlichungen: 
Responsive Ethik. Reflexionen zum 
Theorie-Praxis-Verhältnis am Beispiel 
von Resilienz und sozialem Wandel, in: 
Emunds (Hg.), Christliche Sozialethik – 
Orientierung welcher Praxis? Baden-
Baden 2018; Spatial Justice angesichts 
abgehängter Regionen, in: Emunds 
u. a. (Hg.), Stadtluft macht reich/arm. 
Stadtentwicklung, soziale Ungleich-
heit und Raumgerechtigkeit, Marburg 
2018, 221–245; Die ethische Relevanz 
des Scheiterns – eine pragmatistische 
Perspektive, in: Schaffer u. a. (Hg.), Im 
Scheitern lernen – zur Zukunftsfähig-
keit von Systemen, Marburg 2018, 57–
74; Selbsterhaltung, Kontrolle, Lernen. 
Zu den normativen Dimensionen von 
Resilienz, in: Karidi/Schneider/Gutwald 
(Hg.), Resilienz: Interdisziplinäre Per-
spektiven zu Wandel und Transforma-
tion, Wiesbaden 2018, 103–140.

1 Recht auf Stadt-Initiativen sind in Lateinamerika weit verbreitet. Die Welt-Char-
ta des Rechts auf Stadt wurde von lateinamerikanischen Initiativen angestoßen (Holm/
Gebhardt 2011).



SchwerpunktthemaSchwerpunktthema

10 MOSINTERNATIONAL 12. Jg. (2018) Heft 3

Wohnungsnot in Deutschland und 
das Menschenrecht auf Wohnen
Stand der Gewährleistung und 
politische Einflussmöglichkeiten

Mit der Ratifikation des UN-Sozialpakts im Jahre 1976 hat die Bundes-
republik Deutschland das Menschenrecht auf Wohnen rechtsverbindlich 
anerkannt. Prüft man jedoch die Gewährleistung dieses Menschenrechts 
in Deutschland anhand drei vom UN-Sozialausschuss anerkannten Krite-
rien zur inhaltlichen Bestimmung des Menschenrechts – die Verfügbar-
keit von bezahlbarem Wohnraum, die Möglichkeit des Klagewegs gegen 
Mietrechtsverstöße sowie die Wohnungsqualität –, zeigen sich erhebli-
che Defizite. Insbesondere bei sozial und wirtschaftlich benachteiligten 
Personen wie auch bei Menschen mit Migrationshintergrund ist keines 
der drei Kriterien voll umfänglich eingelöst. Dabei gibt es auf der Ebene 
der Vereinten Nationen bisher wenig bekannte Handlungsoptionen zur 
Schaffung von mehr Gerechtigkeit im Wohnungsbereich.

„W     ohnen ist nicht alles, aber oh-
ne Wohnung ist alles nichts.“ 

Dieser Satz, der in Zusammenhang mit 
Wohnungslosigkeit immer wieder fällt, 
bringt die Bedeutung des Gutes „Woh-
nen“ für die Einzelnen sowie für die 
Gesellschaft insgesamt auf den Punkt. 
Dies führt zu der Frage, warum es in 
Deutschland eine steigende Anzahl 
wohnungsloser Menschen gibt und 
dass die Knappheit insbesondere von 
bezahlbaren Wohnungen in Ballungs-
räumen größer wird, obwohl der UN-
Sozialpakt, in dem das Menschenrecht 
auf Wohnen formuliert ist, durch die 
Bundesrepublik vor langer Zeit ratifi-
ziert wurde. Eine Antwort auf die Fra-
ge hat vor allem mit fragwürdigen oder 
fehlenden politischen Entscheidungen 
zu tun, die aber nicht das Thema die-

ses Aufsatzes sein sollen. Stattdessen 
soll darüber informiert werden,
• wie sich die Bundesrepublik Deutsch-

land völkerrechtlich verbindlich auf 
die Garantie des Menschenrechts auf 
Wohnen verpflichtet hat,

• welche Voraussetzungen die Ge-
währleistung des Menschenrechts 
beinhalten sowie in welchem Ma-
ße diese in Deutschland derzeit ge-
währleistet sind, und

• dass die Beteiligung am UN-Staa-
tenberichtsverfahren eine bisher 
recht wenig bekannte Handlungs-
option darstellt, soziale Missstän-
de beim Menschenrecht auf Woh-
nen in den demokratischen Prozess 
einzubringen.

Auf diese drei Themen soll im Folgen-
den detailliert eingegangen werden.

Wohnen – ein doppeltes Gut

Wohnen ist ein Gut, das auf dem Markt 
gehandelt wird und dessen Allokati-

on – mit nur geringen Einschränkun-
gen – von den Marktgesetzen bestimmt 

wird. Der Preis unterliegt dem Zusam-
menspiel von Angebot und Nachfrage; 
der Einzelne versucht, aus dem Gut den 
höchstmöglichen individuellen Nutzen 
zu ziehen. Dabei sind Verhandlungsge-
schick und vor allem die eigene Kauf-
kraft wesentliche Triebfedern für den 
Erfolg auf dem Wohnungsmarkt. Bei 
Vermietung spielen auch kulturelle 
Faktoren, wie zum Beispiel Herkunft, 
Nationalität und Gewohnheiten, eine 
Rolle; dadurch kann es, je nach persön-
licher Präferenz des/der Vermieter*in, 
zu einer Diskriminierung am Woh-
nungsmarkt kommen.

Neben dem Marktaspekt gibt es ein 
weiteres Charakteristikum des Gutes 
Wohnen. Es entspricht einem Grund-
bedürfnis, „dessen Befriedigung ein 
menschenwürdiges Leben und gesell-
schaftliche Beteiligung ermöglichen. 
Die eigene Wohnung ist ein Rückzugs-
ort […], ein Schutz- und Gestaltungs-
raum unantastbarer Identität“ (Hengs-
bach 2014, 2). Dies gilt auch für dieje-
nigen, die weniger leistungsfähig und 

Michael WolffClaudia Mahler
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kaufkräftig sind. Dieser Sozialaspekt 
des Gutes Wohnen steht heute ange-
sichts der vielen Wohnungssuchen-
den, die sich aufgrund der steigenden 
Miet- und Bodenpreise keine (ange-
messene) Wohnung leisten können, zu-
nehmend in Frage. Das Bedürfnis nach 
Wohnraum ist allen Menschen in einem 
Staat gemeinsam. Der Wohnungseng-

pass aber greift mittlerweile bis in die 
Mitte der Gesellschaft. Dieser Sozialas-
pekt kommt auch im Menschenrecht 
auf Wohnen zum Ausdruck, welches 
Teil des Rechtes auf einen adäquaten 
Lebensstandard ist, das der Internatio-
nale Pakt über die wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Rechte (ICESCR 
bzw. UN-Sozialpakt) garantiert.

Wohnen – ein Menschenrecht

Menschenrechte gelten für jeden, der 
sich innerhalb der Jurisdiktion eines 
Staates aufhält, unabhängig von sei-
nem Aufenthaltsstatus. Menschenrech-
te haben universelle Wirkung, sie sind 
gleichwertig und bedingen einander. 
Die verbürgten Menschenrechte stellen 
für den Vertragsstaat, der sich durch 
ihre Ratifikation dazu verpflichtet, sei-
ne nationalen Gesetze mit diesen Vor-
gaben in Einklang zu bringen, einen 
Mindeststandard dar. Es müssen daraus 
Maßnahmen folgen, welche die beste-
henden Schutzlücken nach und nach 
schließen, damit allen Menschen in den 
Genuss der verbürgten Menschenrech-
te kommen.

Mit der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte (AEMR) wurden durch 
die Vereinten Nationen im Jahr 1948 
nach den Gräueltaten des Zweiten Welt-
krieges zum ersten Mal Menschenrech-
te in einem Dokument festgeschrieben. 
Die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte ist eine Deklaration und 
wurde nicht als rechtsverbindliches 
Dokument verabschiedet. Dennoch 
sind viele Teile aufgrund von Völker-
gewohnheitsrecht verbindlich gewor-
den. Da der Weltgemeinschaft die un-
verbindliche Erklärung der Menschen-
rechte nicht ausreichend erschien, hat 
man die inhaltlichen Vorgaben der AE-
MR in zwei völkerrechtlichen Verträ-
gen verbürgt. Dass es nicht zu einem 
verbindlichen Menschenrechtsvertrag 
gekommen ist, ist den weltpolitischen 
Machtblöcken dieser Zeit zuzuschrei-
ben:

• Die Staaten des Westens setzten 
sich vermehrt für Kodifizierung der 
bürgerlichen und politischen Rech-
te (Inhalt des Internationalen Pak-
tes über bürgerliche und politische 
Rechte (ICCPR)) ein.

• Die Ostblockstaaten favorisierten 
die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte (Inhalt des In-
ternationalen Pakt über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte 
(ICESCR)).

Im ICESCR von 1966 (UN-Resolution 
2200A (XXI)), der 1976 in Kraft getre-
ten ist, ist das Menschenrecht auf Woh-
nen (aus Art. 25 Abs. 1 AEMR) ver-
bürgt, das nun in Art. 11 Abs. 1 ICESCR 
geregelt ist: „Die Vertragsstaaten er-
kennen das Recht eines jeden auf ei-
nen angemessenen Lebensstandard für 
sich und seine Familie an, einschließ-
lich ausreichender Ernährung, Beklei-
dung und Unterbringung, sowie auf 
eine stetige Verbesserung der Lebens-
bedingungen. Die Vertragsstaaten un-
ternehmen geeignete Schritte, um die 
Verwirklichung dieses Rechts zu ge-
währleisten, und erkennen zu diesem 
Zweck die entscheidende Bedeutung 
einer internationalen, auf freier Zu-
stimmung beruhenden Zusammen-
arbeit an.“ Die Bundesrepublik Deutsch-
land hat den so genannten UN-Sozial-
pakt 1976 ratifiziert und im Bundes-
gesetzblatt (BGBl 1976 II, 428) ver-
öffentlicht. Sie hat sich damit dazu 
verpflichtet, die Bestimmungen des 
Vertrags einzuhalten und die Vorga-
ben mit den erforderlichen Gesetzes-

beschlüsse zur vollen Verwirklichung 
der eingeschlossenen Rechte, im Um-
fang der ihr zur Verfügung stehenden 
Ressourcen, umzusetzen.

„Das Recht auf Wohnen verbürgt 
weit mehr als ein Dach über dem Kopf“ 
(Mahler 2016, 9), so die Äußerung des 
UN-Fachausschusses zum Sozialpakt 
(CESCR) zum Recht auf Wohnen. Es 
schließt eben gerade die Wohnung 
als existenziell notwendigen Rück-
zugs- und Schutzort mit ein und ist 
ein wichtiger Ausdruck der persönli-
chen Identität. Obwohl es essenziell für 
viele weitere Rechte ist, bleibt es auch 
in reicheren Staaten der Erde unzurei-
chend umgesetzt: Bis heute gilt die-
se Einschätzung des Ausschusses, die 
er in seiner Vierten Allgemeinen Be-
merkung (1991) getroffen hat. Bei den 
„Allgemeinen Bemerkungen“ handelt 
es sich um die Auslegung der einzel-
nen Artikel des Vertrages durch jenen 
Fachausschuss, der die Aufgabe hat, 
die Umsetzung der Paktrechte zu über-
prüfen. Mit den „Allgemeinen Bemer-
kungen“ gibt der Ausschuss den Staa-
ten Anleitungen an die Hand und legt 
dar, welche Kernelemente im Recht auf 
Wohnen enthalten sind. Die Überprü-
fung der Umsetzung der wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Rech-
te erfolgt in einem wiederkehrenden 
Staatenprüfungsverfahren, dem sich 
Deutschland in 2017/2018 zum sechs-
ten Mal unterzieht.

Im Jahr 2008 wurde von den Verein-
ten Nationen ein so genanntes Fakulta-
tivprotokoll zum Sozialpakt (UN-Reso-
lution 63/117) verabschiedet, welches 
ein Individual- sowie ein Staatenbe-
schwerdeverfahren ermöglicht. Mit 
dem Fakultativprotokoll wurden kei-
ne neuen Rechte begründet, sondern es 
werden Beschwerdemöglichkeiten ein-

 Bereits 1976 hat die 
BRD den UN-Sozialpakt 
ratifiziert und damit 
das Menschenrecht auf 
Wohnen rechtsverbindlich 
anerkannt
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geführt, die dem Schwestervertrag, dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte, bereits bei sei-
ner Kodifizierung im Jahre 1966 beige-
geben wurden. Das Fakultuativproto-
koll trat 2013 in Kraft, nachdem es von 
zehn Staaten ratifiziert wurde. 2009 
kündigte die Bundesrepublik Deutsch-
land an, dass sie prüfen werde, ob sich 
dieser neugeschaffene Beschwerdeweg 
mit nationalem Recht in Einklang brin-
gen lässt. Hierzu sollte erwähnt werden, 
dass in anderen menschenrechtlichen 
Verträgen die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte ebenfalls ent-
halten sind und beispielsweise in den 
Fällen der Kinderrechts-, Frauen rechts- 
und Behindertenrechtskonvention auch 
in Deutschland keine Probleme darin 
gesehen wurden, Beschwerdemög-
lichkeiten für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte zu ermöglichen. 
Hinzu kommt, dass Beschwerden an 
die Vereinten Nationen erst möglich 
sind, wenn der nationale Rechtsweg 
erschöpft ist. Der Prüfprozess war den-
noch zwischenzeitlich ausgesetzt.
• Einerseits brachte die Bundesregie-

rung vor, dass die Auslegung eini-
ger Rechte durch den Fachausschuss 
noch notwendig sei, um hier Rechts-
sicherheit zu haben,

• andererseits würde man sich ger-
ne anhand der ersten entschiede-
nen Beschwerden ein Bild über die 
Praxis des Ausschusses machen.

Im Sechsten Staatenbericht aus dem 
Jahr 2016 erklärt die Bundesregie-
rung, das Prüfverfahren zur Ratifizie-
rung sei in der Legislaturperiode 2014–
2017 neu eingeleitet geworden. Im Ko-
alitionsvertrag 2018 findet sich nun 
der Passus, dass die Prüfung wieder 
aufgenommen wird. Das Individualbe-
schwerdeverfahren würde im Gegensatz 
zum Staatenberichtsprüfungsverfahren 
die Möglichkeit eröffnen, sich mit den 
Mitgliedern des Ausschusses über ein-
zelne Rechte und ihre Umsetzung in 
der Bundesrepublik intensiv auseinan-
derzusetzen. Dieser Austausch würde 
einen konstruktiven Dialog über un-
terschiedliche Rechtsauffassungen er-
möglichen, von dem auch die Bundes-
republik profitieren würde.

Nachdem die Systematik des Men-
schenrechts auf Wohnen vorgestellt 
wurde, sollen drei Kriterien erörtert 
werden, die das Recht inhaltlich nä-
her bestimmen und deren Gewährleis-
tung für den UN-Sozialausschuss die 
Voraussetzung dafür ist, dass das Men-
schenrecht auf Wohnen weit mehr als 
ein Dach über dem Kopf verbürgt.

Gewährleistung des Menschenrechts auf Wohnen in Deutschland

Der Deutsche Caritasverband hat 2017 
eine repräsentative Studie zum Men-
schenrecht auf Wohnen in Auftrag ge-
geben (vgl. DCV 2018). Eines der Er-
gebnisse ist: Es ist drei Viertel aller Be-
fragten äußerst oder sehr wichtig, dass 
das Menschenrecht auf Wohnen sicher-
gestellt ist. An drei inhaltlichen Vo-
raussetzungen lässt sich der Status der 
Gewährleistung des Menschenrechts 
überprüfen (vgl. Mahler 2016, 9–10):
• an der Menge des verfügbaren, be-

zahlbaren Wohnraums, der diskri-
minierungsfrei für alle Menschen 
zugänglich ist,

• an den vorhandenen Möglichkeiten 
und Hilfestellungen, den Rechtsweg 
zum Schutz der eigenen Wohnung 
einschlagen zu können und

• an der Möglichkeit, eine Wohnung 
von ausreichender Qualität bezie-
hen zu können.

Bezahlbarer Wohnraum: 
Verfügbarkeit und Zugang

Die Ergebnisse der Caritas-Studie zei-
gen: „Hohe Wohnkosten stellen für 
79 % der Befragten ein erhebliches Ar-
mutsrisiko dar“ (DCV 2018, 11). 74 % 
der Befragten stimmen der Aussage 
zu, dass hohe Wohnkosten das Risiko 

bergen, wohnungslos zu werden. Nach 
Schätzungen der Bundesarbeitsgemein-
schaft Wohnungslosenhilfe waren im 
Jahr 2016 etwa 420.000 schon län-
ger in Deutschland lebende Menschen 
wohnungslos. Hinzu kommen 440.000 
wohnungslose anerkannte Flüchtlinge. 
Die hauptsächlichen Anlässe für Woh-
nungslosigkeit sind Ortswechsel, Tren-
nung bzw. Scheidung sowie Miet- bzw. 
Energieschulden. In den meisten Fäl-
len handelt es sich um eine Verkettung 
mehrerer Ursachen, die in einem lang-
wierigen Prozess letztlich in die Woh-
nungslosigkeit münden.

In Deutschlands Städten fehlen 
nach Schätzungen des Deutschen Mie-
terbundes rund eine Million Wohnun-
gen. In der Folge nimmt nicht nur die 
Wohnungslosigkeit zu, vielmehr stei-
gen auch die Mietpreise für den ver-
fügbaren Wohnraum drastisch an. Im 
Jahr 2017 kosteten in München die in-
serierten Wohnungen im Durchschnitt 
16,65 Euro/m2. In Frankfurt a. M. wa-
ren es 13,09 Euro/m2 und in Stuttgart 
12,62 Euro/m2 (vgl. Emunds/Czingon/
Wolff 2018, 12).

„Die Leistbarkeit von Wohnun-
gen gilt als zentrales Kriterium für die 
Qualität der sozialen Wohnungsversor-
gung und insbesondere hohe Mietbe-
lastungsquoten gelten als Armutsrisi-
ko“ (Lebuhn et al. 2017, 13). Ein all-
gemein anerkannter Grenzwert für die 
Wohnkostenbelastung und damit für 
die Leistbarkeit von Wohnungen liegt 
bei 30 % des Nettohaushaltseinkom-
mens. Insbesondere für Haushalte mit 
geringem Einkommen ist eine höhe-
re Belastung problematisch. Es ist für 
viele Haushalte aber schwer, Wohnun-
gen unterhalb dieses Grenzwertes zu 
finden:
• Fast 2,8 Millionen Haushalte (ca. 

20 % aller Haushalte) benötigen 
in Deutschland eine Wohnung 
mit einer Nettokaltmiete von un-
ter 4 Euro/m2, damit diese den 
Grenzwert der Wohnkostenbelas-
tung nicht überschreitet, also für 
sie leistbar und für ihre Haushalts-
größe angemessen ist.
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• Für mehr als 2,5 Millionen Haushal-
te liegt die Grenze zwischen 4 und 
6 Euro (ca. 19 % aller Haushalte).

• In den Großstädten sind es sogar 
mehr als ein Viertel der Haushal-
te unterhalb des mittleren Einkom-
mens (1,9 Mio.), für die es keine 
leistbaren Wohnungen gibt (vgl. 
Holm et al. 2018).

Beim Zugang zu einem Mietverhältnis 
und beim Kauf von Immobilien besteht 
laut Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes eine hohe Gefahr, aufgrund von 
sozialer oder ethnischer Herkunft so-
wie aufgrund der Familiensituation 
diskriminiert zu werden. Eine Studie 
zu ethnischer Diskriminierung auf dem 
deutschen Wohnungsmarkt hat bei-
spielsweise gezeigt, dass neben dem 
Beruf und dem Geschlecht insbeson-
dere die (ethnische) Herkunft einen 
großen Einfluss auf den Zugang zum 
Wohnungsmarkt hat. Durch die 

Wohnungsbesitzer*innen findet eine 
Diskriminierung bzw. Ungleichbehand-
lung von ausländischen Bewerber*innen 
bereits bei der Kontaktaufnahme, aber 
spätestens bei der Wohnungsvergabe 
statt (vgl. Schmid 2015). Wenn sie doch 
eine Wohnung bekommen, müssen 
Haushalte mit Migrationshintergrund 
laut Deutschem Institut für Wirt-
schaftsforschung im Jahr 2013 durch-
schnittlich knapp elf Euro mehr für 
Miete zahlen als Mieter*innen ohne Mi-
grationshintergrund. Ein ähnliches Er-
gebnis bestätigt das Statistische Bun-
desamt auch für das Jahr 2014. Ande-
re Studien zeigen zusätzlich, dass 
Menschen mit Migrationshintergrund 
oft in peripher gelegenen, sozial be-
nachteiligten Quartieren, in Nachbar-
schaften mit höheren Kriminalitätsra-

ten und schlechterer Infrastruktur woh-
nen (vgl. Winke 2016).

Die empirischen Belege sind eindeu-
tig: Es zeigt sich, dass die Verfügbarkeit 
von bezahlbarem Wohnraum insbeson-
dere für Geringverdiener*innen und ge-
nerell für sozial und wirtschaftlich be-
nachteiligte Personengruppen stark be-
schränkt ist und dass diese Menschen 
hierbei einer hohen Diskriminierungs-
gefahr ausgesetzt sind.

Die Bundesregierung, die hier im 
Fokus stehen soll, führt (neben den 
Ländern und Kommunen) für die Be-
standserhöhung und -sicherung ins-
besondere von Mietwohnungen ver-
schiedene wohnungspolitische Maß-
nahmen durch, zum Beispiel eine 
finanzielle Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus (1) und die so genann-
te Mietpreisbremse (2).

(1) Im Zuge der Föderalismusre-
form von 2006 wurde die Zuständig-
keit für die Gesetzgebung und Finan-
zierung der sozialen Wohnraumförde-
rung zwar vom Bund auf die Länder 
übertragen. Der Bund unterstützt die 
Länder aber weiterhin sowohl finan-
ziell als auch organisatorisch bei der 
Bearbeitung dieser Aufgaben. So stell-
te die Bundesregierung in der vergan-
genen Legislaturperiode 1,5 Milliarden 
Euro für den sozialen Wohnungsbau 
zur Verfügung. Es wurde 2014 ein 
Bündnis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen initiiert, welches die staatlich, 
wirtschaftlich und gesellschaftlich re-
levanten Akteure (Bund, Länder, Kom-
munen, Wohnungs- und Bauwirtschaft, 
Deutscher Mieterbund, Gewerkschaf-
ten etc.) zusammenführt, um die He-
rausforderungen am Wohnungsmarkt 
zu bewältigen (vgl. BMUB 2015/2017). 
Im Koalitionsvertrag 2018 wird unter 
anderem eine „Wohnraumoffensive“ 
angekündigt, die dazu beitragen soll, 
den Wohnungsbau auszuweiten und 
den sozialen Wohnungsbau „mindes-
tens auf heutigem Niveau und lang-
fristig“ zu verstetigen. Dafür sollen in 
den Jahren 2020 bis 2021 zwei Milli-
arden Euro im Bundeshalt zur Verfü-
gung gestellt werden.

(2) Die Mietpreisbremse wurde im 
Januar 2015 als ein Instrument zur 
Dämpfung des Preisanstiegs bei der 
Wiedervermietung von Bestandswoh-
nungen eingeführt. Die neue Miete 
darf demnach nur 10 % über der orts-
üblichen Vergleichsmiete liegen, wel-
che in den meisten Städten durch den 
Mietpreisspiegel dokumentiert ist. Für 
Neubauten und umfassend moderni-
sierte Wohneinheiten gilt diese Preiso-
bergrenze nicht. Hier lassen sich daher 
auf einem angespannten Wohnungs-
markt die höchsten Steigerungen errei-
chen, welche sich letztlich zeitlich ver-
setzt auf die ortsübliche Vergleichsmie-
te auswirken. Die Mietpreisbremse gilt 
lediglich in Gebieten mit angespann-
tem Wohnungsmarkt, welche durch die 
Bundesländer festgelegt werden müs-
sen. Die neue Mietpreisbremse ergänzt 
die seit Mai 2013 geltende Kappungs-
grenze, wonach die Miete in Gebieten 
mit angespanntem Wohnungsmarkt 
innerhalb von drei Jahren lediglich 
um 15–20% steigen darf (vgl. Geis-
ler/Stahnke/Venohr 2017). Besonders 
tauglich ist die Mietpreisbremse aller-
dings nicht: Um eine zu hohe Miete zu 
rügen, muss der/die Neumieter*in die 
Miethöhe der Vorvermietung kennen. 
Darin liegt das Problem bei der Anfech-
tung einer stark erhöhten Miete durch 
den/die neue*n Mieter*in. Im Koaliti-
onsvertrag 2018 werden Vorhaben for-
muliert, um hier Abhilfe zu schaffen:
• Zum einen soll der Mietpreisspiegel 

stärker standardisiert und qualitativ 
verbessert werden.

• Zum anderen soll mit einer Aus-
kunftspflicht zur Höhe des vorhe-
rigen Mietpreises mehr Transparenz 
geschaffen werden.

Diese beiden beispielhaften Maßnah-
men greifen allerdings zu kurz, um 
den Anspruch des Menschenrechts auf 
Wohnen einlösen zu können. Es fehlt 
indes der politische Wille zu einer stär-
keren Entkoppelung des Guten Woh-
nens von Marktprozessen, insbeson-
dere für sozial und wirtschaftlich be-
nachteiligte Personengruppen.

 Menschen mit 
Migrationshintergrund 
und Geringverdiener 
werden bei der Vergabe 
von Mietwohnungen 
massiv benachteiligt
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Klageweg: Möglichkeit und 
Hilfestellung

Der Deutsche Mieterbund berät zu Mög-
lichkeiten des Klagewegs von Mie-
ter*innen bei Verstößen gegen das Miet- 
und Wohnungsrecht. Dennoch neh-
men nur wenige Betroffene ihr Recht 
in Anspruch. Denn insbesondere zwi-
schen sozial und wirtschaftlich be-
nachteiligten Mieter*innen und deren 
Wohnungsvermieter*innen besteht eine 
Machtasymmetrie aufgrund der Bedro-
hung, die Wohnung zu verlieren, ver-
bunden mit schlechteren Chancen, ei-
ne neue Wohnung zu finden.

Prozesse im Mietrecht, welche an Zi-
vilgerichten verhandelt werden, sind, 
anders als in Sozialrechtsprozessen, mit 
Kosten für die Kläger verbunden. Das 
schreckt finanziell schlechter gestell-
te Personengruppen zusätzlich ab. Da-
mit alle Bürgerinnen und Bürger einen 
Zugang zum Recht haben, ist es zwar 
möglich, unter bestimmten Vorausset-
zungen so genannte Prozesskostenhilfe 
(gemäß § 114 Zivilprozessordnung) zu 
beantragen. Diese Möglichkeit wird aber 
in der Bevölkerung wenig genutzt. Im 

Jahr 2016 gab es über eine Million er-
ledigte Zivilprozessverfahren an Amts-
gerichten; mehr als jedes Vierte davon 
war eine Wohnungsmietsache. Ledig-
lich rund 67.000 der an diesen Verfah-
ren beteiligten Kläger*innen und Be-
klagten (weniger als 0,1 %) haben einen 
Antrag auf Prozesskostenhilfe gestellt 
(bei rund 50.000 wurde dieser bewil-
ligt; vgl. Statistisches Bundesamt 2017), 
was auf ein hohes Informationsdefizit, 
zu geringe Chancen auf rechtzeitig Er-
teilung des Bescheids, zu große Barrie-
ren bei der Beantragung etc. hindeutet.

Qualität der Wohnung: 
Normalstandard

Das Wohnen in so genannten Sub-
standard-Wohnungen, also in Woh-
nungen mit einem unterdurchschnitt-
lichen Wohnstandard, trägt zu einer 
schlechten Lebenssituation bei. Da-
zu gehören Wohnungen mit undich-
ten Dächern, Feuchtigkeit in den Wän-
den, in den Böden, im Fundament, oder 
Fäulnis in den Fensterrahmen oder im 
Boden – alles Wohnsituationen, die ge-
sundheitsschädlich sind.

• In Deutschland lebten im Jahr 2016 
rund 13 % der Bevölkerung in sol-
chen Substandard-Wohnungen.

• Bei den Personen mit einem Ein-
kommen unterhalb der Armutsge-
fährdungsschwelle (unterhalb von 
60 % der mittleren Einkommen) 
beträgt der Anteil sogar rund 21 % 
(vgl. EU-SILC).

Hinzu kommt, dass die günstigen Woh-
nungen meist energetisch nicht oder 
nur schlecht saniert sind, was oft ho-
he Heizkosten nach sich zieht, die 
schnell zu einer finanziellen Überfor-
derung von Geringverdiener*innen-
Haushalten führen können. Wenn eine 

Wohnung allerdings energetisch mo-
dernisiert wird, zieht das häufig stark 
erhöhte Mieten nach sich, was bei feh-
lendem finanziellen Spielraum eben-
falls zum Wohnungsverlust führen 

 Altbau-Sanierung und 
entsprechend erhöhte 
Mieten führen häufig zum 
Wohnungsverlust
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kann. Ein weiteres gravierendes Qua-
litätsdefizit einer Wohnung ist die feh-
lende Anbindung an öffentliche Infra-
struktur. Wohnungen in struktur-
schwachen Gebieten oder in der 
Peripherie von Städten sind zwar kos-

tengünstiger, es ist jedoch schwerer, 
von dort sowohl die Bedarfe des täg-
lichen Lebens zu decken als auch die 
Wege zur Arbeit oder zur Schule zu 
bewerkstelligen.

Beteiligung am UN-Staatenberichtsverfahren 
als konkrete Handlungsoption

Der Ausschuss für wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte überwacht 
mithilfe des wiederkehrenden Staaten-
berichtsverfahrens, ob die Staaten die 
Konvention umsetzen. Dafür hat die 
Bundesregierung im Frühjahr 2017 den 
(mittlerweile) sechsten Staatenbericht 
beim Ausschuss eingereicht. Damit be-
gann das aktuell laufende Prüfungs-
Prozedere. Neben den Regierungsbe-
richten berücksichtigt der UN-Sozial-

ausschuss dabei auch Berichte (sog. 
Parallelberichte) zu Umsetzungsdefizi-
ten aus der Zivilgesellschaft. Die erste 
Möglichkeit, die sich hier für zivilge-
sellschaftliche Akteure bietet, ist, an-
hand des vorgelegten Staatenberichts 
Fragen zu erarbeiten, um Defizite bei 
der Umsetzung oder Darstellung klä-
ren zu können. Diesbezüglich erfolgte 
im Herbst 2017 ein Austausch mit ei-
nigen Akteuren der deutschen Zivilge-
sellschaft. Beteiligt hat sich daran auch 
die Nationale Armutskonferenz mit ei-
nigen ihrer Mitgliedsorganisationen. In 
den Dialog eingebracht wurde unter 
anderem die Kritik, dass es in Deutsch-
land nach wie vor keine amtliche sta-
tistische Erfassung des Ausmaßes und 
der Auslöser von Wohnungslosigkeit 
gibt. Der Ausschuss hatte dies der Bun-
desregierung bereits 2011 in seiner 
„Abschließenden Bemerkung“ zum 

vergangenen Prüfverfahren als Aufga-
be gestellt; da hier nichts geschehen 
ist, hat der Ausschuss die Frage erneut 
in das laufende Verfahren aufgenom-
men. Die Bundesregierung soll auf die-
se und weitere Fragen bis Mitte des 
Jahres 2018 antworten. Im Herbst wird 
dann der Ausschuss wiederum seine 
„Abschließende Bemerkung“, also sei-
ne Empfehlungen zur Verbesserung der 
Umsetzung wirtschaftlicher, sozialer 
und kultureller Menschenrechte, ver-
öffentlichen. Es ist davon auszugehen, 
dass die „Bemerkungen“ wiederum ei-
ne Empfehlung zum Recht auf Woh-
nen enthalten werden. Dies wird aus 
Sicht zivilgesellschaftlicher Akteure die 
Möglichkeit bieten, mit der Bundes-
regierung über konkrete Maßnahmen 
zur Verbesserung der Umsetzung des 
Rechts auf Wohnen auch für benach-
teiligte Gruppen zu verhandeln.

Fazit

Insbesondere für sozial und wirtschaft-
lich benachteiligte Menschen besteht 
ein Defizit bei der Gewährleistung des 
Menschenrechts auf Wohnen durch die 
Bundesrepublik Deutschland. Dies wird 
deutlich, wenn man die drei Voraus-
setzungen – bezahlbarer Wohnraum, 
Zugang zum Klageweg und Qualität 
der Wohnung – genauer betrachtet. Es 
bleibt abzuwarten, ob der Fachaus-
schuss in seinen „Abschließenden Be-
merkungen“ tatsächlich Empfehlungen 
zum Recht auf Wohnen abgibt. Sollte 
dies der Fall sein, so hätte die Betei-
ligung der Zivilgesellschaft am Staa-
tenberichtsverfahren erhebliche Wir-

kung gezeigt. Dann könnten die zi-
vilgesellschaftlichen Akteure auch 
gegenüber der Bundesregierung die-
se Empfehlungen des zuständigen UN-
Fachausschusses in ihrer politisch- 
anwaltschaftlichen Arbeit für sozial 
benachteiligte Personen nutzen.

 Die nationale Armuts-
konferenz und andere 
zivilgesellschaftliche 
Akteure drängen weiter-
hin auf Umsetzung des 
Menschenrechts auf 
Wohnen
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Bezahlbarer Wohnraum für alle
Wirtschaftsethische Überlegungen zum Anstieg der Bodenpreise 
und zur Überwindung des Wohnungsmangels

Seit einigen Jahren kommt es in den dynamisch wachsenden Ballungs-
räumen Deutschlands zu einem starken Anstieg der Wohnungskosten, 
der dazu führt, dass immer mehr Menschen mit einem geringen Einkom-
men keine adäquate Wohnung finden. Aus Sicht einer katholischen Ei-
gentumsethik, welche die Sozialbindung und Sozialpflichtigkeit des Bo-
deneigentums betont, sind wohnungspolitische Maßnahmen wie z. B. die 
Mietpreisbremse, das Verbot der Umwandlung von Miet- in Eigentums-
wohnungen oder sozialer Wohnungsbau nicht als Eigentumseinschrän-
kungen oder Markteingriffe zu problematisieren, sondern vor allem auf 
ihre Wirksamkeit hin zu prüfen. Zentrale Ursache des Wohnungsman-
gels ist allerdings der in urbanen Regionen starke Anstieg der Boden-
preise, der auf viel Zuzug und zu wenig Wohnungsneubau zurückgeht, 
aber auch spekulativ überhöht ist. Um diesen abzubremsen, wäre die Be-
steuerung von Bodenwertzuwächsen ein vielversprechendes Instrument.

In der Mitte des vergangenen Jahr-
zehnts galt die Wohnungsfrage in 

Deutschland als weitgehend gelöst. Die 
bundesweite Wohnraumversorgung 
wurde zumindest rechnerisch als aus-
reichend angesehen. Die Wohnungs-
politik, die in den sozialpolitischen De-
batten der Bonner Republik noch von 
zentraler Bedeutung war, verlor an Re-
levanz. Es schien, als könne sich die 
öffentliche Hand darauf verlassen, dass 
der (Wohnungs-)Markt es schon richten 
werde, so dass sich „die Politik in die-
sem Bereich seit 2006 gleichsam ‚zu-
rückgelehnt‘“ (Egner 2014, 18) hat. Die 
Phase der wohnungspolitischen Ent-
spannung ist jedoch vorbei. Gerade 
vor dem Hintergrund der ansteigen-
den Mieten und des sich verschärfen-
den Wohnungsmangels in den deut-
schen Ballungszentren nehmen die De-
batten um die Wohnraumversorgung 
wieder deutlich an Fahrt auf.
• Im Sommer 2014 formierte sich z. B. 

unter der Federführung des dama-
ligen Bundesministeriums für Um-

welt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit (BMUB) das „Bündnis für 
bezahlbares Wohnen und Bauen“.

• 2015 legte der Verein „Mietenvolks-
entscheid“ der Berliner Senatsver-
waltung über 40.000 Unterschriften 
für ein Volksbegehren für bezahl-
bare Mieten vor.

• Auch die aktuellen Regierungspar-
teien kündigen in ihrem Koalitions-
vertrag eine „Wohnraumoffensive“, 
einen „Wohngipfel 2018“ und 1,5 
Millionen neu gebauter Wohnungen 
und Eigenheime an.

• Andrea Nahles und Thorsten Schä-
fer-Gümbel erkannten in bezahlba-
rem Wohnraum sogar „die soziale 
Frage unserer Zeit.“

Die Wohnungsfrage ist zurück auf der 
politischen Agenda.

Im Folgenden skizzieren wir zuerst 
den Wohnungsmangel in deutschen 
Ballungsräumen und die dahinterste-
henden Trends. Dabei identifizieren wir 
den starken Anstieg der Bodenpreise in 

dynamisch wachsenden Regionen als 
wichtigste Triebfeder der wachsenden 
Wohnungskosten. In einer kurzen wirt-
schaftsethischen Reflexion begründen 
wir dann, dass der Staat in der Pflicht 
ist, dafür zu sorgen, dass es in allen Re-
gionen, also auch in den boomenden 
Ballungsräumen, ein ausreichendes 
Angebot an adäquatem, auch für Ge-
ringverdiener dauerhaft bezahlbarem 
Wohnraum gibt. Ein Blick auf die woh-
nungspolitische Position, die katholi-
sche Sozialethiker in der Bonner Repu-
blik während der Phasen angespannter 
Wohnungsmärkte bezogen, gibt erste 
Anhaltspunkte dafür, wie heute eine 
ethische Reflexion der wohnungspoli-
tischen Maßnahmen des Staates ange-
legt werden könnte. Zum Abschluss des 
Beitrags beziehen wir den Vorschlag 
Pater Oswald von Nell-Breunings SJ, 
Bodenwertzuwächse konsequent zu be-
steuern, auf die aktuellen Herausfor-
derungen und Diskussionen.

Bernhard Emunds Julian Degan
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Mangelnder Wohnraum in den deutschen Großstädten

Wohnraum entwickelt sich gerade in 
den deutschen Ballungsräumen zu ei-
nem knappen Gut, während zahlreiche 
ländliche Regionen mit massiven Ab-
wanderungsbewegungen, Immobilien-
leerständen und einer Erosion der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge zu kämpfen 
haben. Hier rächt sich der schleichen-
de Abschied der deutschen Politik 
vom verfassungsrechtlichen Postulat 
„gleichwertiger Lebensbedingungen“ 
(Art. 72 Abs. 2 GG) (Emunds/Czin-
gon/Wolff 2018, 21–24). Der Mangel 
an städtischem Wohnraum führt da-
zu, dass nach Schätzung des Deutschen 
Mieterbundes bundesweit aktuell et-
wa 1 Million Wohnungen fehlen. Auch 
die deutlich angestiegenen Mieten und 
Kaufpreise für urbanen Wohnraum 
zeugen von dieser Unterversorgung. 
Spitzenreiter dieser Anstiege ist Ber-
lin. Von einem allerdings relativ nied-
rigen Niveau aus wuchs hier die mittle-
re Quadratmeter-Miete zwischen 2004 
und 2017 von monatlich 6 Euro/m2 um 
etwa 80 % auf 10,80 Euro/m2. Der mitt-
lere Quadratmeter-Kaufpreis nahm in 
dem selben Zeitraum sogar um stol-
ze 129 % zu. Spitzenreiter beim Qua-
dratmeterpreis bleibt jedoch München, 
wo 2017 für Mietwohnungen im Mittel 
monatlich 18,70 Euro/m2 veranschlagt 
wurden (alle Zahlen: Jones Lang LaSal-
le 2017).

Diese Entwicklungen auf dem Woh-
nungsmarkt und dem Markt für Wohn-
immobilien haben erhebliche Vertei-
lungswirkungen (Kalkuhl/Edenhofer/
Hagedorn 2018). Mit ihnen steigen die 
Vermögen und bei Vermietung auch 
die Einkommen jener Wohlhabenden 
noch weiter, die in den Ballungsräu-
men bereits über Wohneigentum ver-
fügen. Zugleich machen sie dort den 
Erwerb von Wohneigentum für Ein-
kommensschichten der unteren Mitte 
unerschwinglich und erschweren es al-
len einkommensschwachen Haushalten 
erheblich, sich adäquat mit Wohnraum 
zu versorgen. Was letzteres betrifft, so 
ist einem aktuellen Bericht der Hans-

Böckler-Stiftung (Holm et al. 2018, 10f) 
zu entnehmen, dass 2014 in 77 deut-
schen Großstädten für insgesamt et-
wa 1,9 Millionen Haushalte bezahlba-
re1  Wohnungen fehlten. Das Problem 
spitzt sich bei jenen Haushalten der 
Großstädte zu, deren Einkommen un-
terhalb der Armutsgrenze liegt. Auf-
grund des heutigen Wohnungsbestan-
des könnte man gegenwärtig lediglich 
44 % dieser Haushalte mit bezahlbarem 
Wohnraum versorgen.

Insgesamt sind die Wohnkosten in 
den deutschen Ballungszentren für 
viele Haushalte zu einer starken fi-
nanziellen Belastung geworden. Die 
Wohnkostenbelastung liegt bei zwei 
Fünftel aller Großstadthaushalte über 
dem Grenzwert von 30 % des verfüg-
baren Haushaltseinkommens und bei 
knapp einem Fünftel dieser Haushalte 
sogar über 40 % (Lebuhn et al. 2017, 
69 f.). Insofern sind die „Wohnbedin-
gungen […] nicht nur ein Spiegel be-
stehender Ungleichheit“, sondern tra-
gen auch „selbst durch die hohen 
Mietkostenbelastungen zu einer wach-

senden Ungleichheit“ (ebd. 78) erheb-
lich bei.

Laut dem fünften Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung 
(2018, 361–365, 530–532) hat sich das 
Problem der Wohnkostenbelastung in 
den letzten Jahren vor allem bei den 
Geringverdienern zugespitzt. Während 
sich die mittlere Wohnkostenbelastung 
(in % des verfügbaren Einkommens) al-
ler Haushalte zwischen 2010 und 2015 
kaum verändert habe, sei im gleichen 
Zeitraum der Anteil der Wohnkosten 
an den verfügbaren Einkommen der 
Haushalte unterhalb der Armutsgren-
ze von etwa 35 % auf 41 % gestiegen. 
Da sich diese Zahlen auf das gesamte 
Bundesgebiet beziehen und die Wohn-
kosten in strukturschwachen Regionen 
eher stagnieren, hat sich die Lage bei 
den unteren Einkommensschichten in 
den Großstädten noch deutlicher ver-
schlechtert. Daher halten die Autoren 
des Armuts- und Reichtumsberichts 
fest: „Insbesondere bei einkommens-
schwachen Haushalten kann die Wohn-
kostenbelastung vor allem in Ballungs-
räumen zu erheblichen Einschränkun-
gen führen“ (ebd., 530).

Wachsende Attraktivität der Städte, steigende Bodenpreise

Was führt zu diesem rasanten Anstieg 
der Mieten und Kaufpreise für urba-
nen Wohnraum? Viele Städte und Bal-
lungszentren sind attraktive Lebens-
räume, weil es dort – auch aufgrund der 
aktuell hervorragenden Wirtschaftsla-
ge – nicht nur zahlreiche gut bezahle 
Arbeitsplätze gibt, sondern auch eine 
gute technische und soziale Infrastruk-
tur, also beispielsweise kurze Fahrtwe-
ge, ein dichtes Netz des öffentlichen 
Nahverkehrs und ein vielfältiges Frei-
zeit- sowie Kulturangebot. Der Zuzug, 

dem die Politik heute kaum mehr durch 
eine Förderung strukturschwacher Re-
gionen entgegenwirkt, verknappt das 
dortige Angebot an Wohnraum zusätz-
lich, was die Mieten weiter steigen lässt. 
Wer in den Ballungsräumen einen gut 
bezahlten Arbeitsplatz hat bzw. findet, 
kann die wachsenden Wohnkosten zu-
meist recht gut verkraften. Schließlich 
sind seit 2010 bundesweit die verfügba-
ren Einkommen durchschnittlich stär-
ker gestiegen als die Mieten im Ge-
schosswohnungsbau (Henger 2016). 

1 Die Autoren des Berichts sprechen nicht von bezahlbarem, sondern „leistbarem“ Wohn-
raum. Gemeint ist, dass die Personen einen angemessenen Wohnraum bezahlen können, 
ohne ihre Lebensführung aus Kostengründen erheblich einschränken zu müssen. In die-
sem Sinne „leistbar“ ist eine Wohnung für die Autoren dann, wenn die Wohnkosten nicht 
mehr als 30 % des verfügbaren Haushaltseinkommens ausmachen. Wir sprechen in die-
sem Fall von bezahlbarem Wohnraum.
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Die entsprechenden Kaufkraftgewin-
ne geben dem Anstieg der Wohnungs-
mieten und der Kaufpreise für Wohnei-
gentum sogar immer weiter Nahrung. 
Umso schwieriger wird die Lage für 
die einkommensschwächeren Groß-
stadthaushalte, die im gleichen Zeit-
raum keine oder nur geringe Einkom-
menszuwächse erzielen konnten.

Mit diesen demographischen Ent-
wicklungen verbunden ist der Trend zu 
kleiner werdenden Großstadthaushal-
ten: Bereits etwa 50 % aller Haushalte 
in den 77 deutschen Großstädten set-
zen sich aus lediglich einer Person zu-
sammen (Holm et al. 2018, 11). Nicht 
nur leben viele alleinstehende Men-
schen oder kinderlose Paare, die we-
gen der Studien- oder Arbeitsplätze aus 
dem Um- und Ausland in die Städte 
gezogen sind, in Ein- oder Zweiperso-
nenhaushalten, auch die alternde Ge-
sellschaft schlägt sich in diesem Trend 
nieder. Vor dem Hintergrund der wei-
ter steigenden Lebenserwartung blei-
ben viele Menschen auch nach dem 
Auszug der Kinder oder nach dem Ab-
leben der Partnerin oder des Partners in 
der städtischen Wohnung. Diese Ent-
wicklungen tragen dazu bei, dass sich 
das verfügbare Wohnungsangebot in 
den Ballungszentren weiterhin ver-
knappt (Kaltenbrunner und Walters-
bacher 2014, 4).

Dass es in den Großstädten vor al-
lem für Geringverdiener an adäquatem 
bezahlbarem Wohnraum fehlt, ist aber 
auch auf gravierende Versäumnisse der 
Wohnungspolitik zurückzuführen (Eg-
ner 2014). Während in der Bonner Re-
publik anfangs der soziale Wohnungs-
bau noch großgeschrieben wurde und 
über lange Zeit auch erhebliche Mittel 
für die Wohneigentumsförderung ein-
gesetzt wurden, schien Mitte der 2000er 
Jahre „die Ära der Wohnungspolitik 
überhaupt vorbei zu sein“ (ebd., 18). 
Bereits Ende der 1980er Jahre hatte die 
öffentliche Hand begonnen, das eige-
ne Angebot an Wohnraum und das ge-
meinnütziger Wohnungsgesellschaften 
zu reduzieren. Kommunale Wohnungs-
unternehmen wurden zunehmend pri-

vatisiert, die steuerliche Bevorzugung 
gemeinnütziger Gesellschaften abge-
schafft. Zugleich wurde der so-
ziale Wohnungsbau zurückgefahren 
und kurz nach dem Millennium sogar 
„faktisch beendet“ (ebd., 17). An seine 
Stelle trat die soziale Wohnraumför-
derung bestehender oder von anderen 
Akteuren neu errichteter Wohneinhei-
ten und – gemäß dem von vielen 
Ökonom*innen geforderten Wechsel 
von der Objekt- zur Subjektförderung – 
das Wohngeld, also eine direkte Un-

terstützung einkommensschwacher 
Mieter*innen. Mit diesen Veränderun-
gen und der Abschaffung der Eigen-
heimförderung kam es schließlich zu 
einer „Transformation von der Woh-
nungspolitik zur Wohnungsmarktpo-
litik“ (ebd.; Hervorhebung im Original), 
in deren Folge in den Großstädten viel 
zu wenig neue Wohnungen für Haus-
halte mit niedrigem Einkommen ent-
standen. 2016 z. B. wurden bundesweit 
gerade einmal 24.550 neue Sozialwoh-
nungen errichtet, obwohl es jährlich 
ca. 80.000 neue Wohnungen bräuchte, 
da gegenwärtig in jedem Jahr allein 
für etwa 50.000 Wohnungen die Miet-
preisbindung ausläuft (vgl. u. a. Kers-
ting 2017).

Mit dem Wechsel von der Wohnungs- 
zur Wohnungsmarktpolitik steht eine 
weitere Ursache des Anstiegs der groß-
städtischen Wohnraumpreise in Verbin-
dung: die Finanzialisierung des Immo-
bilienmarktes, die Transformation von 
Wohnhäusern zu Kapitalanlagen. Mit 
der zunehmenden Privatisierung kom-
munaler Wohnungsbestände und der 
Deregulierung der Finanzmärkte wur-
de ab Ende der 1980er Jahre Wohnraum 
auch in Deutschland zu einem begehr-
ten Investmentobjekt. Wird eine Woh-
nung zur Kapitalanlage, sind für die 

Investor*innen nicht nur die laufenden 
Mietrenditen von Bedeutung, sondern 
auch – das ist das spekulative Moment – 
die Aussicht auf steigende Marktwerte 
der Immobilien. Weil in den Ballungs-
räumen die Nachfrage nach Immobilien 
steigt, das Angebot an Boden, auf dem 
in zentraler Lage oder gut angebunden 
neue Immobilien errichtet werden kön-
nen, aber sehr begrenzt ist, kommt es 
dort zu erheblichen Wertzuwächsen, die 
auch für die Zukunft deutliche Markt-
preissteigerungen erwarten lassen und 
folglich das Investment in solches Im-
mobilienvermögen noch weiter forcie-
ren. Solche Preisdynamiken können ge-
samtwirtschaftlich auch noch verstärkt 
werden, wenn das sogenannte „Beton-
gold“ als eine Anlageform erscheint, die 
aufgrund hoher Inflationsraten oder – 
wie aktuell – dauerhaft niedriger Zin-
sen sicherer und rentabler ist als reine 
Finanzinvestments. Die hohe Attrakti-
vität der Investition in urbanes Immo-
bilienvermögen legt die Annahme nahe, 
dass die Versorgungslücken in absehba-
rer Zeit durch Neubauten geschlossen 
werden könnten. Doch die in den Groß-
städten sehr begrenzten freien Flächen 
werden vor allem für den Bau von Ge-
werbeimmobilien und von Wohnimmo-
bilien des oberen Preissegments genutzt, 
die wesentlich lukrativer sind als Miet-
wohnungen, die sich Haushalte mit ge-
ringem Einkommen leisten können.

Für den starken Anstieg der Mie-
ten und Kaufpreise für den Wohnraum 
in deutschen Ballungsräumen können 
verschiedene Faktoren (vgl. z. B. auch 
strengere Bauvorschriften und höhe-
re Baukosten) benannt werden. Da die 
Wohnkosten in Regionen, die sich nicht 
dynamisch entwickeln, sinken, stag-
nieren oder nur langsam steigen, muss 
die Ursache dieser hohen Miet- und 
Kaufpreissteigerungen mit der Ent-
wicklung der stark wachsenden urba-
nen Regionen selbst zu tun haben. Mit 
vielen anderen Autor*innen halten wir 
deshalb den in den Ballungsräumen 
schnell steigenden Bodenpreis für die 
zentrale Triebfeder der Miet- und Kauf-
preissteigerungen für urbanen Wohn-

 Der Mangel an bezahl-
barem Wohnraum für 
Geringverdiener ist durch 
schwere Versäumnisse 
der Wohnungspolitik 
mit verursacht
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raum. Dabei geht der Anstieg großen-
teils darauf zurück, dass immer mehr 
Menschen in die Boomregionen ziehen 
und damit die Nachfrage nach Wohn-
raum erhöhen, der vor allem im unteren 
Preissegment eine völlig unzureichen-
de Ausdehnung des Wohnraumange-
bots gegenübersteht. Darüber hinaus 
gibt es aber auch Investoren, die die 

dynamische Entwicklung der Kaufprei-
se der letzten Jahre in die Zukunft ex-
trapolieren und deshalb durch zusätz-
lichen Kauf oder längeres Halten von 
Objekten zum Überhang der Nachfrage 
über das Angebot und damit zu star-
ken Preissteigerungen auf den Immo-
bilienmärkten einen erheblichen Bei-
trag leisten.

Der öffentliche Auftrag, bezahlbaren Wohnraum 
zu gewährleisten

Aus sozialethischer Sicht werfen die 
skizzierten Entwicklungen des Woh-
nungs- und des Wohnimmobilien-
marktes die Frage auf, ob der Staat in 
der Pflicht ist, (mit) dafür zu sorgen, 
dass auch Menschen mit geringem Ein-
kommen in städtischen Ballungsräu-
men bezahlbaren Wohnraum finden 
und wie ggf. die Auswahl einschlägi-
ger Maßnahmen zu orientieren ist. In 
einem ersten Antwortversuch kann die 
Gewährleistung bezahlbaren Wohn-
raums als öffentliche Aufgabe damit 
begründet werden, dass Freizügigkeit, 
die freie Wahl des Wohnortes, in ei-
nem sozialen Rechtsstaat nicht nur ein 
formales Recht sein darf, sondern (zu-
mindest in Bezug auf Regionen) auch 
materiell gewährleistet sein muss. Mit 
Blick auf den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt, der schichten- und mili-
euübergreifende alltägliche Interaktio-
nen erfordert, ist es ethisch nicht zu 
vertreten, dass sich in Deutschland be-
stimmte Regionen herausbilden, in de-
nen ausschließlich mehr oder minder 
Wohlhabende leben, weil dort Men-
schen mit geringem Einkommen kei-
nen bezahlbaren Wohnraum finden. 
Das bedeutet, dass es in den Ballungs-
räumen ausreichend viele adäquate 
Wohnungen geben muss, die Menschen 
mit geringem Einkommen dauerhaft 
bezahlen können.

Der gewichtigste Einwand gegen ei-
nen solchen öffentlichen Gewährleis-
tungsauftrag ist der Umstand, dass 
dem Boom einiger urbaner Regionen 
der Bevölkerungsschwund und die Ver-

ödung einiger ländlicher Regionen ge-
genüberstehen und dass die regionale 
Divergenz der Wohnkosten zu den we-
nigen Marktentwicklungen gehört, die 
dieser sozialräumlichen Spaltung des 
Landes entgegenwirken. Dieser Ein-
wand kann mit folgender Argumen-
tation entkräftet werden: Das Postulat 

„gleichwertiger Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet“ (Art 72.2 GG) begrün-
det eine weitere, ebenfalls dringliche 
öffentliche Aufgabe – nämlich die At-
traktivität von (beinahe) „abgehäng-
ten“ Landstrichen zu erhöhen (Schnei-
der 2012, 552–625). Wer darauf setzt, 
dass sich aufgrund der Preisentwick-

lung auf „freien“ – vom Staat nicht re-
gulierten oder sozialpolitisch flankier-
ten – Wohnungsmärkten in den ent-
sprechenden Gebieten immer mehr 
relativ einkommensschwache Haushal-
te ansiedeln werden, lässt bewusst eine 
Entwicklung zu, die zwar dem Bevöl-
kerungsschwund dieser Regionen ent-
gegenwirken, zugleich aber deren At-
traktivität weiter reduzieren wird. Die 
Lebens- und Entfaltungschancen der 
Bewohner dieser ländlichen Regionen 
und der dorthin abgedrängten Bezie-
her niedriger Einkommen würden sich 
weiter verschlechtern; sie hätten die 
Untätigkeit der Politik auszubaden, die 
sich vom Ziel „gleichwertiger Lebens-
verhältnisse“ verabschiedet hat.

Der damit verteidigte öffentliche 
Auftrag, zu gewährleisten, dass auch 
Menschen mit geringem Einkommen 
in Ballungsräumen bezahlbaren Wohn-
raum in einem lebenswerten, infra-
strukturell erschlossenen Umfeld fin-
den, schließt natürlich nicht aus, dass 
Wohnungen im unteren Preissegment 
in Ballungsräumen teurer sind als in 
ländlichen Regionen; er beinhaltet 
„nur“ die Maßgabe, dass in den urba-
nen Boomregionen die Wohnkosten im 
unteren Preissegment so gering sind, 
dass es sich auch die Haushalte mit ge-
ringem Einkommen dauerhaft leisten 
können, ausreichend große und ange-
messen ausgestattete Wohnungen an-
zumieten.

Sozialbindung und Sozialpflichtigkeit des Bodeneigentums 
in der katholischen Sozialethik

Fragt man nun danach, was ethisch 
zu den Mitteln und Wegen zu sagen 
ist, mit denen der Staat seiner Auf-
gabe der Gewährleistung bezahlbaren 
Wohnraums nachkommen sollte, liegt 
es nahe, sich in einem ersten Zugang 
zu vergegenwärtigen, welche ethischen 
Reflexionen zu dieser Frage bereits vor-
liegen. Schließlich gab es im 20. Jahr-
hundert mehrere Phasen akuten Wohn-
raummangels in Deutschland, in de-
nen u. a. Ethiker zu der Frage Stellung 

bezogen, wie dieser zu beheben sei. 
Auch katholische Sozialethiker betei-
ligten sich in den ersten drei Jahrzehn-
ten nach dem Zweiten Weltkrieg recht 
intensiv an den wohnungsbaupoliti-
schen Debatten der Bonner Republik. 
Eine wichtige, wenn nicht die wichtigs-
te sozialethische Figur war auch hier 
Pater Oswald von Nell-Breuning SJ, der 
als Beiratsmitglied im Bundesministe-
rium für Städtebau und Wohnungswe-
sen und als Berater des Volksheimstät-

 Die Politik hat sich vom 
Ziel „gleichwertiger 
Lebensverhältnisse“ längst 
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tenwerks in der wohnungsbaupoliti-
schen Szene gut vernetzt war. Welches 
Angebot einer ethischen Orientierung 
enthalten die traditionellen katholisch-
sozia len Positionen zur Wohnungspoli-
tik der 1950er bis 1970er Jahre?

Obwohl wir in diesem Beitrag den 
staatlichen Gewährleistungsauftrag für 
ausreichend bezahlbaren Wohnraum in 
Ballungsräumen betont haben, stellen 
wir – gemeinsam mit der traditionellen 
Katholischen Soziallehre – keineswegs 
in Frage, dass das Gros der Immobili-
en in Privateigentum ist und von Pri-
vatpersonen, Unternehmen und ande-
ren Organisationen ge- und verkauft 
werden kann. Wären Grund und Boden 
(fast ausschließlich) staatliches Eigen-
tum, dann käme der Staat – auch wenn 
er die Flächen weithin den Privaten 
zur Nutzung und ggf. auch zur Bebau-
ung überlassen würde – in eine über-
mächtige Position; seine Macht, un-
seren Lebensraum zu gestalten, würde 
durch keine gesellschaftlichen Kräfte 
mehr begrenzt. Mehr noch, das Wohn-
eigentum Privater spielt in der katho-
lisch-sozialen Tradition als „Ring ber-
genden Eigentums um den Menschen 
und seine Familie“ (Josef Höffner 1952, 
148) eine wichtige Rolle – allerdings 
das Wohneigentum möglichst breiter 
Bevölkerungskreise.

Über die grundsätzliche Rechtferti-
gung privaten Immobilieneigentums 
und das Loblied auf das – möglichst 
vielen Familien zu ermöglichende – Ei-
genheim sollte aber nicht in Verges-
senheit geraten, dass die katholische 
Sozialethik dazu tendiert, weitreichen-
de Befugnisse des Staates zur Gestal-
tung des Wohnungs- und des Immo-
bilienmarktes ethisch zu legitimieren. 
Zur Begründung heißt es: Alle Eigen-
tumsordnungen, auch das Privateigen-
tum, ist gegenüber der Zweckbestim-
mung aller Ressourcen und wirtschaft-
lichen Güter – dass sie insgesamt dem 
Wohl aller Menschen zu dienen ha-
ben – relativ. Das bedeutet, dass das 
Privateigentum in dieser „Gemeinwid-
mung der Erdengüter“ begründet ist, 
z. B. weil wir mit dem, was uns alleine 

gehört, sorgsamer umgehen als mit Ge-
meinschaftsbesitz. Andererseits kön-
nen bestimmte private Verfügungs-
rechte im Konfliktfall, wenn sie dem 
Wohl vieler Menschen erheblich scha-
den, auch eingeschränkt oder aufge-
hoben werden. Die Sozialfunktion des 
Privateigentums, seine Ausrichtung auf 
das Wohl aller Menschen, ist genauso 
wichtig wie seine Individualfunktion, 
sein Beitrag zur Sicherung der Freiheit 
des Einzelnen.

Gerade bei Grund und Boden ist 
die Sozialbindung und die Sozial-
pflichtigkeit des Privateigentums be-
sonders ausgeprägt. Die Nutzungsmög-
lichkeiten und der Wert eines Grund-
stücks hängen zumindest in urbanen 
Ballungsräumen vor allem von seiner 
Lage ab und nur zu einem geringen Teil 
von seinen physischen Eigenschaften 
(z. B. vom Neigungswinkel des Bodens) 
und von den Investitionen des Eigen-
tümers. Dabei ist die „Lage“ der „In-
begriff der Außenbeziehungen“ (Nell-
Breuning 1970a, 8) des Grundstücks 
und verweist
• auf seine Beziehungen zu ande-

ren Grundstücken in privater oder 
öffentlicher Hand sowie zu dem, 
was darauf gebaut ist und dort ge-
schieht, außerdem

• auf seine Erschließung und infra-
strukturelle Anbindung sowie

• auf die gesellschaftliche (u. a. wirt-
schaftliche und demographische) 
Entwicklung der Region, in der es 
liegt.

Bodenwertsteigerungen in Ballungs-
räumen sind insofern fast vollständig 
unverdiente Gewinne, die den Boden-
eigentümern ohne eigene Leistungen, 
allein aufgrund der gesellschaftlichen 
oder wirtschaftlichen Entwicklung der 
Region zufallen. Der damit skizzierten 

starken Sozialbindung des Privateigen-
tums an Grund und Boden entspricht 
eine ausgeprägte Sozialpflichtigkeit.

„Was ein Grundstück … ist, das hat 
es zum geringsten Teil aus sich selbst, 
empfängt es vielmehr in der Haupt-
sache von anderen, steht mit diesen 
anderen in ständigem Austausch des 
Gebens und Nehmens. Das ‚absolute‘ 
Grundstück gibt es nicht und darum 
auch keine ‚absolute‘ Rechtsposition 
am Grundstück; das Eigentumsrecht 
und jedes andere Recht am Grundstück 
ist immer in den Zusammenhang mit 
anderen, in die Gemeinschaft einge-
bunden“. (ebd., 8 f.) Deshalb „sind die 
Rechte des Bodeneigentümers einzu-
betten in das Ganze des unübersehbar 
vielfältigen Geflechts dieser Außenbe-
ziehungen“ (ebd., 9).

Aufgrund der bei Grund und Bo-
den besonders ausgeprägten Sozial-
pflichtigkeit ist es prinzipiell legitim, 
wenn die öffentliche Hand mit Blick auf 
allgemeine Interessen das Grundstück 
mit Steuern und Abgaben belastet oder 
wenn sie Auflagen beschließt, die die 
Verfügungsrechte bzw. Nutzungsmög-
lichkeiten des Eigentümers beeinträch-
tigen und den Wert seines Grundstücks 
reduzieren. Sie kann der Vertragsfrei-
heit der Boden- bzw. Immobilieneigen-
tümer Grenzen setzen oder auch eige-
ne Bauprojekte vorantreiben oder För-
derungen beschließen, die sich auf die 
voraussichtlichen Einnahmen (anderer) 
privater Eigentümer negativ auswir-
ken. Wenn es nötig ist, kann sie priva-
te Grundstückseigentümer auch enteig-
nen. Entscheidend bei alledem ist, dass 
der Staat wirklich Gemeinwohl-Inte-
ressen verfolgt, die Eigentümer nach 
Möglichkeit gleichbehandelt und „Son-
deropfer“ einzelner entschädigt. Ist das 
gegeben, dann muss der Bodeneigentü-
mer, dessen Eigentumsrecht eben nicht 
„absolut“ ist und der in Bezug auf die 
realen Nutzungsmöglichkeiten und den 
Wert seines Grundstückes so viel der 
guten Entwicklung der Umwelt seines 
Grundstücks verdankt, diese staatliche 
Maßnahmen hinnehmen. Die ethische 
Bewertung dieser Maßnahmen hängt 
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dann allein von der Wirksamkeit und 
von ihren Nebenwirkungen bzw. Kos-
ten ab.
• Auf den ersten Blick scheint mit 

dieser katholisch-sozialen Positio-
nierung für die ethische Orientie-
rung staatlicher Wohnungspolitik 
nicht viel gewonnen: Abgesehen 
von der grundsätzlichen Befürwor-
tung des privaten Eigentums an 
Grund und Boden sowie eines Im-
mobilienmarktes enthält sie nur das 
Votum für eine breite Streuung auch 
des Immobilienvermögens und eine 
prinzipielle Legitimation staatlicher 
Maßnahmen, auch wenn diese die 
Verfügungsrechte der Eigentümer 
oder den Wert ihrer Grundstücke 
schmälern.

• Auf den zweiten Blick aber könn-
te diese offene Positionierung ge-
nau der Vorteil der traditionellen 
katholisch-sozialen Position sein: 
Sie engt nicht ein, sondern macht 
die Bewertung der entsprechenden 
staatlichen Maßnahmen allein von 
ihrer Wirksamkeit sowie von ihrer 
Verhältnismäßigkeit und Effizienz 
abhängig. Tatsächlich, mit der Be-
tonung der Sozialgebundenheit 
von Grund und Boden und folg-
lich der Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums daran beinhaltet die tradi-
tionelle katholische Position nicht 
viel mehr als eine plausible Kritik 
an der verbreiteten individualisti-
schen Zuspitzung des Rechts auf Ei-
gentum an Grund und Boden. Aber 
diese eigentliche, liberalismuskriti-
sche Spitze der traditionellen katho-
lischen Position ist auch das Pro-
duktive an ihr: Sie verschafft der 
staatlichen Raumplanung und Woh-
nungspolitik Freiraum, in dem sie 
die grundsätzlichen Bedenken einer 

Eigentumsethik beiseite räumt, die 
das Eigentum an Grund und Boden 
als ein absolutes Recht des einzel-
nen Grundstückeigentümers ver-
steht und deshalb die Möglichkei-
ten staatlichen Handelns stark be-
schränkt (vgl. u. a. Nell-Breuning 
1970b, 8–13).

Im Koalitionsvertrag vom März 2018 
werden als wohnungspolitischen Maß-
nahmen vor allem
• die Verschärfung der Mietpreis-

bremse,
• das Baukindergeld und
• zusätzliche Mittel für den sozialen 

Wohnungsbau angekündigt.

In Fachdebatten werden gegenwärtig 
weitere Vorschläge diskutiert, z. B.
• das Verbot, Miet- in Eigentumswoh-

nungen umzuwandeln, oder
• eine Ausweitung des Instrumentes, 

dass Kommunen in Milieuschutzge-
bieten Vorkaufsrechte durchsetzen, 
um den Wohnungsbestand vor dem 
Aufkauf profitorientierter Investo-
ren zu bewahren.

Folgt man der skizzierten traditionel-
len katholisch-sozialen Argumenta-
tion, dann sind diese und andere be-
schlossenen oder diskutierten Maß-
nahmen nicht als Einschränkung der 
Vertragsfreiheit der Eigentümer oder 
als staatliche Markteingriffe zu prob-
lematisieren, sondern allein aufgrund 
ihrer Zielgenauigkeit, ihrer Kosten und 
ihrer Nebenwirkungen nüchtern zu be-
werten.

Bodenwertzuwächse besteuern

Mit vielen anderen wohnungsbaupoli-
tischen Experten führte Pater Oswald 
von Nell-Breuning SJ die steigenden 
Wohnkosten z. B. der 1960er/70er Jah-
re vor allem auf den Anstieg der Bo-
denpreise zurück. Das zentrale Pro-
blem sah er darin, dass bei steigen-
den Bodenpreisen viele Investoren und 
Eigentümer für die Zukunft einen wei-

teren Preisanstieg erwarten. Unter die-
sen Bedingungen geht es einigen spe-
kulativen Investoren primär darum, 
das Objekt in einigen Jahren erheb-
lich teurer wieder verkaufen zu kön-
nen. Weil Mieteinnahmen also weni-
ger wichtig sind, unterlassen sie es zum 
Teil, auf den Grundstücken Wohnge-
bäude zu errichten oder die Immobi-
lien durch Bauprojekte oder Renovie-
rungsmaßnahmen einer höherwertigen 
oder intensiveren Nutzung zuzuführen. 
Noch bedeutsamer war für Nell-Breu-
ning jedoch, dass bei Erwartung wei-
ter steigender Bodenpreise die bisheri-
gen Eigentümer ihre Grundstücke auch 
dann noch behalten, wenn sie diese 
nicht oder zumindest nicht so nutzen, 
wie es eigentlich ihrer Lage und ihrem 
Wert mittlerweile entsprechen würde:

„‚Bodenspekulanten‘ im üblen Sinn 
des Wortes sind diejenigen, insbeson-
dere die Urbesitzer, die in Erwartung 
künftig steigender Preise sich untätig 
verhalten und durch dieses ihr speku-
latives Zuwarten, d. h. Nichtstun, das 
Angebot an Boden verknappen und 
eben dadurch die erwartete Preissteige-
rung herbeiführen oder jedenfalls ver-
stärken. In der Hand dieser auf bloßes 
Nichtstun sich verlegenden ‚Spekulan-
ten‘, die sich nicht genug tun können, 
die Bodenspekulation als verwerflich 
zu brandmarken und weit von sich zu 
weisen, bildet sich die Hauptmasse des 
hier interessierenden Bodenzuwachses“ 
(Nell-Breuning 1972, 9 f., Hervorhe-
bung im Original).

Nell-Breuning plädierte nachdrück-
lich dafür, Werterhöhungen aufgrund 
staatlicher Planungsentscheidungen 
(wie z. B. der Ausweisung als Bauland) 
ganz abzuschöpfen und – für uns hier 
bedeutsamer – Wertzuwächse, die auf 
allgemeine wirtschaftliche oder gesell-
schaftliche Entwicklungen zurückzu-
führen sind, zu besteuern (ebd., 3). Auf-
grund der steuerlichen Belastung 
würde es für die Eigentümer zu kost-
spielig, Immobilien zu halten, die sie 
nicht adäquat nutzen. Dadurch würde 
das Angebot an Boden ausgeweitet und 
folglich der Anstieg der Boden- und 
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Immobilienpreise sowie letztlich auch 
der Wohnkosten abgebremst.

Das Bundesverfassungsgericht hat 
im April 2018 beschlossen, dass die 
aktuelle Berechnung der Grundsteu-
er B auf der Grundlage von Einheits-
werten aus dem Jahr 1964 (West) bzw. 
1935 (Ost) verfassungswidrig ist, und 
den Gesetzgeber verpflichtet, bis En-
de 2019 eine Neuregelung zu beschlie-
ßen. Die Initiative „Grundsteuer: Zeit-
gemäß!“ (vgl. www.grundsteuerreform.
net), das ist ein breites Bündnis aus 
Expert*innen und Verbänden, setzt 
sich dafür ein, bei der nun anstehen-
den Novellierung auf die Besteuerung 
von Gebäuden ganz zu verzichten. Die 
neue Grundsteuer soll ausschließlich 
als Bodenwertsteuer konzipiert wer-

den, für die man auf die Bodenricht-
werte der Gutachterausschüsse zurück-
greifen könne.

Die Befürworter der Bodenwert-
steuer argumentieren ähnlich wie Nell-
Breuning in seinem Plädoyer für die 
Besteuerung des Bodenwertzuwach-
ses: Investitionen, die zu einer bes-
seren oder intensiveren Nutzung von 
Grundstücken führten, würden anders 
als bisher nicht durch eine Erhöhung 

der Grundsteuer belastet. Ungenutzte 
und untergenutzte Grundstücke in gu-
ter Lage, z. B. in einer boomenden Re-
gion, würden dagegen sehr viel höher 
belastet als bisher, nämlich genauso 
stark wie benachbarte Grundstücke, die 
optimal genutzt werden. Gerade in Bal-
lungsräumen würden Eigentümer also 
dazu gedrängt, ihre Grundstücke effizi-
enter zu nutzen oder sie an Akteure zu 
verkaufen, die in Bau oder Renovierung 
investieren wollen, um durch bessere 
oder effizientere Nutzung mehr Miet-
einnahmen zu erzielen (Löhr 2018).

Auch bei der Bodenwertsteuer gibt 
es offene Fragen (z. B.: Mietwohnungs-
bau im unteren Preissegment ist häu-
fig gerade nicht die einträglichste Nut-
zung. Wie wird verhindert, dass die 

 Die Einführung einer 
dynamischen Bodenwert-
steuer könnte dem Anstieg 
der Bodenpreise in städ-
tischen Ballungsräumen 
nachhaltig entgegen-
wirken

literatur

Bundesregierung (2017): Lebenslagen in Deutschland. Der Fünf-
te Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, Bun-
destags-Drucksache (18/11980), Berlin.

Egner, Björn (2014): Wohnungspolitik seit 1945, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, 64(20–21), 13–19.

Emunds, Bernhard/Czingon, Claudia/Wolff, Michael (2018): Stadt-
luft macht reich/arm. Sozialräumliche Ungleichheiten als He-
rausforderung der Stadt- und Regionalentwicklung, in: Dies. 
(Hg.): Stadtluft macht reich/arm, Marburg, 11–35.

Henger, Ralph (2016): Mieten und Einkommen gehen meist Hand 
in Hand, in: IW-Kurzberichte 51/2016, https://www.iwko-
eln.de/fileadmin/publikationen/2016/296531/IW__Kurzbe-
richt_2016-51_Wohnkostenbelastung.pdf [20.07.2018].

Höffner, Josef (1952): Eigentumsbegriff und heutige Besteuerungs-
grundsätze vom Standpunkt der Moral, in: Nothelle-Wild-
feuer, Ursula/Althammer, Jörg (2014) (Hg.): Joseph Höffner. 
Ausgewählte Schriften. Band 4. Arbeit – Eigentum – Mitbe-
stimmung, Paderborn, 137–149.

Holm, Andrej/Lebuhn, Henrik/Junker, Stephan/Neitzel, Kevin (2018): 
Wie viele und welche Wohnungen fehlen in deutschen Groß-
städten? Die soziale Versorgungslücke nach Einkommen und 
Wohnungsgröße. Working Paper Forschungsförderung Hans-
Böckler-Stiftung, Nr. 063. Düsseldorf.

Jones Lang LaSalle (2017): Miet- und Kaufpreisanstiege auf Woh-
nungsmärkten gleichen sich an, http://www.jll.de/germany/
de-de/Documents/jll_germany_residential_city_profiles_h1_ 
2017_8_staedte_1.pdf [20.07.2018].

Kalkuhl, Matthias/Edenhofer, Ottmar/Hagedorn, Jonas (2018): 
Steigende Bodenrenten, Vermögensungleichheiten und poli-
tische Handlungsmöglichkeiten, in: Emunds, Bernhard/Czin-

gon, Claudia/Wolff, Michael (Hg.): Stadtluft macht reich/arm, 
Marburg, 249–176.

Kaltenbrunner, Robert/Waltersbacher, Matthias (2014): Besonder-
heiten und Perspektive der Wohnsituation in Deutschland, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, 64 (20–21), 3–12.

Kersting, Silke (2017): IKB fordert staatliche Investition in Woh-
nungsbau, in: Handelsblatt online vom 11. September 2017, 
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/ordent 
 liche-rendite-ikb-fordert-staatliche-investitionen-in-woh 
nungsbau/20310130.html?ticket=ST-5333930-0ISeopHYH 0WL 
sbafgi02-ap6 [20.07.2018].

Lebuhn, Henrik/Holm, Andrej/Junker, Stephan/Neitzel, Kevin (2017): 
Wohnverhältnisse in Deutschland – eine Analyse der sozia-
len Lage in 77 Großstädten. Bericht aus dem Forschungspro-
jekt „Sozialer Wohnungsbedarf“. Hans-Böckler-Stiftung, Ber-
lin/Düsseldorf.

Löhr, Dirk (2018): Bodenwertsteuer. Das Mittel der Wahl, in: Fo-
rum. Zeitschrift des Bundes der öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure 2018/1, 8–17.

Nell-Breuning, Oswald von (1970a): Zum Volksheimstättentag 1970, 
in: Volksheimstättenwerk (Hg.): Vermögensbildung – Boden-
reform (vhw Aktuelle Schriftenreihe 2), Köln, 3–14.

Nell-Breuning, Oswald von (1970b): Gerechter Bodenpreis (Frei-
heit und Ordnung. Soziale Fragen der Gegenwart 72), Mann-
heim-Ludwigshafen.

Nell-Breuning, Oswald von (1972): Bodenwertzuwachsbesteue-
rung, in: Volksheimstättenwerk (Hg.): Besteuerung des Boden-
wertzuwachses? (vhw Aktuelle Schriftenreihe 4), Köln, 3–28.

Schneider, Martin (2012): Raum – Mensch – Gerechtigkeit. Sozial-
ethische Reflexionen zur Kategorie des Raumes, Paderborn.



SchwerpunktthemaWohnen

23MOSINTERNATIONAL 12. Jg. (2018) Heft 3

Bebauung in großen Städten zu stark 
verdichtet wird?), die es nahelegen, sie 
durch andere Lenkungsinstrumente zu 
ergänzen. Insgesamt würde ihre Ein-
führung aber den Einstieg in eine Be-
steuerung von Grund und Boden be-
deuten, die das Angebot gerade auf 
den Immobilienmärkten in städtischen 
Ballungsräumen erhöhen und insofern 
dem Anstieg der Bodenpreise nachhal-
tig entgegenwirken könnte.

Dabei stellt sich aber die Frage, ob 
das Steuervolumen der Grundsteu-
er (aktuell knapp 14 Mrd. Euro) aus-
reicht, um die gewünschte Lenkungs-
wirkung zu erreichen, insbesondere 
den Preisanstieg auf den Immobilien-
märkten in dynamisch wachsenden Re-
gionen abzubremsen. Nell-Breunings 
Vorschlag war viel weitgehender. Ihm 
ging es auch darum, dass bei der jähr-
lichen Einkommensteuer (bzw. Körper-
schaftssteuer) der Eigentümer nicht nur 
die durch Verkauf realisierten Wert-
zuwächse von Immobilien besteuert 
werden, sondern dass Jahr für Jahr 
auch die Wertzuwächse des Bodens 
als zu versteuerndes Einkommen Be-
rücksichtigung finden (Nell-Breuning 
1972, 9–13).2  Mit einer solchen Be-
steuerung wäre vermutlich ein wirksa-
mes Mittel gegen den Anstieg der Bo-
denpreise und damit gegen die Haupt-
triebfeder der steigenden Wohnkosten 

in den Ballungsräumen gefunden. Die 
zusätzlichen öffentlichen Mittel könn-
ten – so wäre Nell-Breunings Argu-
mentation vielleicht fortzusetzen – für 
erheblich mehr sozialen Wohnungsbau 
genutzt werden.

Fazit

Unsere wirtschaftsethischen Refle-
xionen zum Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum im Ballungsräumen führen 
uns vor allem zu drei wohnungspoliti-
schen Schlussfolgerungen.

1) Der Staat hat den Auftrag zu 
gewährleisten, dass Menschen mit ei-
nem geringen Einkommen auch in Bal-
lungsräumen bezahlbaren Wohnraum 
finden. Nur so kann er Tendenzen ent-
gegenwirken, die auf die Dauer dazu 

führen würden, dass einzelne Regio-
nen fast nur noch von Wohlhabenden 
bewohnt werden könnten.

2) In der katholischen Eigentums-
ethik werden die Sozialbindung des 
Bodeneigentums (Nutzungsmöglich-
keiten und Wert eines Grundstücks 
hängen vor allem von seiner Lage 
ab) und seine Sozialpflichtigkeit be-
tont. Aus der Perspektive dieser Tra-
dition sind wohnungspolitische Maß-

nahmen wie z. B. die Mietpreisbremse, 
das Verbot der Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen oder sozialer 
Wohnungsbau nicht als Beschränkun-
gen des Eigentumsrechts oder staatli-
che Markteingriffe zu problematisie-
ren. Entscheidend sind vielmehr ihre 
Wirksamkeit sowie die damit verbun-
denen Kosten und Nebenwirkungen.

3) Wichtigster Faktor hinter der 
Steigerung der Wohnungsmieten und 
der Kaufpreise für Wohnimmobilien 
in dynamisch wachsenden Regionen 
ist ein steigender Bodenpreis, der teils 
auf Knappheit durch viel Zuzug und zu 
wenig Wohnungsneubau zurückgeht, 
teils aber auch spekulativ überhöht ist. 
Ein vielversprechendes Instrument, um 
diesen Abstieg abzubremsen, wäre die 
konsequente Besteuerung von Boden-
wertzuwächsen.
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Werden die kirchlichen 
Wohnungsunternehmen ihrem 
Auftrag noch gerecht?
Fragen eines sachkundigen Beobachters

Wohnungspolitik ist aus kirchlicher Sicht praktische Familien- und Sozialpolitik. Sie 
verhilft Menschen, die es aus eigener Kraft nicht geschafft hätten, zu einem eige-
nen Heim, teils sogar zur Bildung von Wohneigentum. In den ersten drei Jahrzehn-
ten nach dem Zweiten Weltkrieg waren katholische Wohnungsbaugesellschaften in 
diesem Sinne maßgeblich an der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum beteiligt. 
Gegenwärtig hat es jedoch den Anschein, dass sie sich mehr und mehr vom ihrem 
ursprünglichen Leitbild entfernen und fast nur noch renditeorientiert agieren. Da-
bei lässt sich günstiger Wohnraum mit etwas Kreativität auch bei steigenden Boden-
preisen bereitstellen.

Den Ernst der Lage auf dem Woh-
nungsmarkt, den Mangel an „be-

zahlbarem Wohnraum“, hat offenbar 
auch die Kirche erkannt. So merkte z. B. 
Kardinal Rainer Maria Woelki am ers-
ten Weihnachtsfeiertag 2017 im Köl-
ner Dom bei einer viel beachteten und 
vielleicht etwas „zugespitzten“ Weih-

nachtsansprache zum Immobilienmarkt 
an: „Mehr und mehr Menschen können 
sich Wohnen in unserem an sich wohl-
habenden Land nicht mehr leisten, weil 
Wohnungen nicht selten ausschließlich 
zu Renditeobjekten geworden sind und 
so preiswerter, bezahlbarer Wohnraum 
fehlt“ (Woelki 2017).

Die Misere auf dem Wohnungsmarkt – 
eine komplexe Gemengelage

Die Immobilienwirtschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland steht heu-
te vor einem besonderen Problem. In 
den größeren Städten ist die Nachfrage 
nach Mietwohnungen und Wohnungs-
eigentum weit höher als das Angebot. 
Junge Leute und Familien, aber eben 
auch ältere Menschen, finden hier kei-
ne bezahlbaren Wohnungen mehr. Die 
Nachfrage nach Wohnraum, zumeist 
nach erschwinglichem Wohnraum in 
den Großstädten, steigt immer weiter, 
weil das „Leben in der Großstadt“ be-
gehrt ist, weil hier, so scheint es, die 

attraktiveren Firmen platziert sind, 
die die interessanteren und besser be-
zahlten Jobs anbieten. Der steigenden 
Nachfrage steht eine zu geringe Bau-
tätigkeit gegenüber, die häufig nicht 
einmal die alten, „ausgedienten“ und 
abrissreifen Wohnflächen vollständig 
ersetzen kann.

Zum Überhang der Nachfrage nach 
städtischem Wohnen trägt bei, dass ein 
Großteil des Wohnungsaltbestands er-
hebliche Mängel aufweist. Häuser der 
Nachkriegsjahre waren zumeist einfach 
gebaut. Sie entsprechen oft nicht den 

aktuellen Anforderungen an moder-
nen Wohnraum, besonders bezüglich 
Energie-Effizienz und anderer gesetz-
licher Auflagen. Andere Wohnungen, 
vor allem Zimmer und Räume älteren 
Herstellungsdatums, passen häufig 
nicht auf den heute vorherrschenden 
Bedarf. Wenn sie zum Beispiel noch 
aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg 
stammen, sind die Räume manchmal 
zu groß oder zu hoch. Und die Woh-
nungen aus den 1920er und 1930er 
Jahren sind häufig nicht mehr zeitge-
mäß, weil die Flächen und Raumgrö-
ßen dann eher wieder zu klein sind, 
oder weil es Türschwellen gibt sowie 
niedrige Türdurchgänge.

Hinzu kommt der stark gestiegene 
Anteil der Single-Haushalte. Heutzu-
tage gehen viele junge Menschen erst 
relativ spät eine Partnerschaft ein, so 
dass auch die Familiengründung erst 
später erfolgt als in der Vergangen-
heit. Aber auch im Alter lebt man ge-
trennt, häufig allein und viel länger als 
in früheren Zeiten. All diese Einzelper-
sonen leben, auch auf Grund gestiege-

Andreas B. Becker
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ner Ansprüche und Vorstellungen, lie-
ber für sich in der bestehenden Woh-
nung oder in einem vor langer Zeit 
bezogenen Haus. Alles ist dann häu-
fig viel zu groß, auch weil es zu we-
nige neue und kleine Wohnungen gibt 
für Alt und Jung.

Diese Thematik, die seit Jahren hin-
reichend bekannt ist und in Deutsch-
land viel diskutiert wird, ist besonders 
evident in den Großstädten, in Berlin, 
Hamburg, München, Köln, Frankfurt 
am Main oder Stuttgart. Aber auch in 

den Mittelstädten zeigt sich mehr und 
mehr diese Problematik. Je mehr eine 
Stadt die Funktionen eines Oberzent-
rums erfüllt, desto höher ist die Attrak-
tivität des Standortes, desto größer und 
dringlicher die Problematik.

Bei privaten Investitionen, bei der 
Bereitstellung von Wohnraum, der 
nicht selbst genutzt wird, also bei 

Neubau oder Sanierung von Eigen-
heimen, Eigentumswohnungen oder 
Mehrfamilienhäusern, sowie bei der 
Vermietung, ist die „Rendite“ im Woh-
nungsmarkt der entscheidende Moti-
vator. Diese ist dann „ordentlich“, 
wenn man preislich das obere Markt-
segment bedient, während gleichzei-
tig das Risiko überschaubar bleibt. 
Auf den Sparkonten bei den Banken 
ist durch die Zinspolitik der EZB be-
kanntlich die Rendite seit Jahren (bei-
nahe) Null, während viele andere In-
vestmentmöglichkeiten mit weit höhe-
ren Risiken behaftet sind.

Aber, was trägt die Kirche – als Ka-
tholik schaue ich vor allem und in die-
sem Beitrag ausschließlich auf die ka-
tholische Kirche – praktisch zur Lö-
sung der Wohnungsmisere bei? Was 
leistet sie mit ihren eigenen Wohnungs-
unternehmen in der aktuellen Situa-
tion? Was hat sie in den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten geleistet? Und 
wie kommt es überhaupt dazu, dass 
sich die Kirche im Wohnungsbau en-
gagiert? Was ist ihre Motivation bzw. 
wie legitimiert sie die entsprechenden 
Aktivitäten?

Rückblick: Die Anfänge verpflichten

Das Engagement der Kirche im Bausek-
tor lässt sich mit der Katholischen So-
ziallehre begründen. Mit Wurzeln bei 
den Kirchenvätern des christlichen 
Altertums und bei den großen Theo-
logen des Mittelalters entstand diese 
vor knapp 130 Jahren, als Leo XIII. in 
seiner Enzyklika „Rerum Novarum. – 
Über die Arbeiterfrage“ (1891) Antwor-
ten suchte auf das soziale Elend der 
Arbeiterschaft. Seitdem wurde sie u. a. 
durch neun weitere Sozialenzykliken 
immer weiter entwickelt. Besondere Be-
deutung hatte und hat in der Katholi-
schen Soziallehre das „Subsidiaritäts-
prinzip“. Es betont vor allem die Be-
deutung der kleineren Gemeinschaften, 
will sie aber auch vor Überforderung 
schützen und hält deshalb zugleich die 
größeren Gemeinschaften an, diese zu 

fördern. Vor allem die kleinste Gemein-
schaft, die Familie, soll Hilfe zur Selbst-
hilfe erhalten – durch den Staat sowie 
durch andere größere Gemeinschaften, 
nicht zuletzt durch die Kirche selbst.

Nach „Rerum Novarum“, seit An-
fang des zwanzigsten Jahrhunderts, be-
sonders aber nach dem Ersten Welt-
krieg, entstanden erste katholische 
Bau- oder Bauträgergesellschaften, die 
sich der Aufgabe widmeten, Familien 

mit geringerem Einkommen Wohn-
raum zu schaffen. Auf diese Weise soll-
te dem Subsidiaritätsprinzip im Bereich 
des Wohnungsbaus Geltung verschafft 
werden. Regional waren die Entwick-
lungen in Deutschland allerdings sehr 
unterschiedlich:
• In Bayern hatten sich bereits 1911 

die ersten sechs Münchner Bauver-
einigungen zu einer losen „Interes-
sengemeinschaft christlich-gewerk-
schaftlicher Baugenossenschaften“ 
zusammengeschlossen.

• In der Hauptstadt Berlin führte die 
große Wohnungsnot nach dem Ers-
ten Weltkrieg, die durch die Aus-
siedler aus den Provinzen Posen und 
Westpreußen noch verstärkt wur-
de, zur Gründung der „Spar- und 
Siedlungsgenossenschaft St. Josef 
eGmbH“.

• Auf dem Katholikentag, der 1929 
in Freiburg im Breisgau unter dem 
Motto: „Rettet die christliche Fami-
lie!“ stattfand, wurde erstmals der 
Begriff „Familienheim“ geprägt. 
1930 gründete dann Prälat Dr. Tho-
mas Aschenbrenner mit einem Kreis 
verantwortungsbewusster Männer 
die Wohnbaugenossenschaft „Fa-
milienheim“, die noch im gleichen 
Jahr die ersten 36 Wohnungen für 
„Kinderreiche und Schwerbeschä-
digte“ baute und noch heute exis-
tiert.

Allerdings bedeutete der nationalsozia-
listische Machtwechsel von 1933 für 
viele christliche Baugesellschaften in 
Deutschland das Ende. Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg lebten die kirchlichen 
Siedlungsgesellschaften wieder auf. 
Der Begriff „Familienheim“ wurde für 
viele Neugründungen zum Leitwort.

Der Katholische Siedlungsdienst und seine Mitgliedsorganisationen

Heute sind die unterschiedlichen Ka-
tholischen Baugesellschaften im Ka-
tholischen Siedlungsdienst (KSD) orga-
nisiert. Bereits 1926 war durch katho-
lische Verbände, wie das Kolpingwerk, 

verschiedene Arbeiter-, Gesellen- und 
Meistervereine, die „Arbeitsgemein-
schaft Wohnungsbau“ als Vorläufer 
des KSD gegründet worden. Die Fuld-
aer Bischofskonferenz von 1930 führ-

 Der Mangel an passendem 
und bezahlbarem 
Wohnraum in den 
Großstädten ist seit 
langem bekannt
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te die Arbeitsgemeinschaft in den ka-
tholischen „Verband für Wohnungsbau 
und Siedlung“ über. 1947 wurde dann 
der „Katholische Siedlungsdienst e. V., 
KSD“ neugegründet. Ab 1948 wurden 
die ersten Siedlungswerke in den Diö-
zesen und Regionen der alten Bundes-
republik geschaffen.

Im Verein KSD sind heute die 27 
deutschen Diözesen, deren 15 Diöze-
san-Siedlungswerke in unterschiedli-
chen Gesellschafts- und Organisations-
formen, zudem 24 Familienheim-Ge-
nossenschaften des Siedlungswerks 
Baden e. V., 12 diözesane Einrichtun-
gen und Organisationen, sechs weite-
re katholische Wohnungs- und Sied-
lungsunternehmen, sowie juristische 
und natürliche Personen, die die Ziele 
des Vereins unterstützen, zusammen-
gefasst.

Aufgabe und Zielsetzung des KSD 
sind der Präambel seiner Satzung zu 
entnehmen: „Der Auftrag des KSD e. V. 
findet seine Begründung in den Vor-
stellungen der Katholischen Kirche 
über Ehe und Familie und in der katho-
lischen Soziallehre, insbesondere dem 
Subsidiaritätsprinzip. Er wird im Rah-
men der kirchlichen Wohnungsfürsor-
ge zur Verwirklichung christlicher Le-
benswerte, zur Förderung mitmensch-
licher Beziehungen und zur Stärkung 
einer freiheitlichen Gesellschaftsord-
nung in die Praxis umgesetzt.“ (zitiert 
nach KSD 2011, 6)

In den ersten drei Jahrzehnten nach 
dem Zweiten Weltkrieg war die Leis-
tung der katholischen Wohnungsbau-
gesellschaften beachtlich. Intensiv be-
teiligte man sich am Aufbau der 
„Grundversorgung“ nach dem Zweiten 
Weltkrieg mit Einfamilienhäusern und 
Wohnungen, auch für Aussiedler und 
Vertriebene. Zwischen 1957 und 1974 
errichteten die Mitgliedsorganisationen 
des KSD jährlich zwischen 6.000 und 
fast 10.000 Wohneinheiten. Dabei lag 
der Anteil von Eigentumsmaßnahmen 
zwischen 50 % und 65 %. Mit der sin-
kenden Nachfrage nach zusätzlichem 
Wohnraum brach dann Mitte der 
1970er Jahre die Neubautätigkeit in 

Deutschland ein. Auch die KSD-Unter-
nehmen erstellten bis Mitte der 1980er 
Jahre fast 60 % weniger, nämlich nur 
noch 2.000 bis knapp 3.000 Wohnein-
heiten im Jahr (vgl. die Jahresleistungs-
statistiken in KSD 1959–1965 bzw. KSD 
1966–1984).

Wie sich der KSD in den 1980er 
Jahren verstand, können zum Bei-
spiel Auszüge aus einer Rede verdeut-
lichen, die Alfons Grajek, CDU-Poli-
tiker, ehemaliger Bürgermeister von 
Berlin-Charlottenburg und damali-
ger geschäftsführender Vorstand des 
KSD, beim „Volksheimstättetag 1986“ 
in Konstanz hielt:

„Weder Massenmiethäuser noch 
inhumane Betonburgen werden dem 
Anspruch einer wirklichen Wohnkul-
tur gerecht. Denn die Wohnung muss 
mehr bieten, als ein Dach über dem 

Kopf. Sie soll zugleich ein Heim sein, 
in dem sich Familien geborgen fühlen 
und entfalten können. Deshalb behält 
das Grundbedürfnis nach Wohnungen 
auch in Zukunft für jede Familie eine 
zentrale Bedeutung und bleibt staat-
liche Familien- und Eigentumsförde-
rung gefordert. (…) Auch in kirchlichem 
Verständnis ist Wohnungspolitik prak-
tische Familienpolitik, weil jedes Fa-
milienheim ein Stein gewordenes Be-
kenntnis zum Grundwert Familie und 
konkrete Vermögensbildung ist. Die 
Kirche begnügt sich nicht damit, nur 
Forderungen an den Staat zu stellen. 
Sie setzt vielmehr selbst immer wie-
der Zeichen und macht ihr Wort durch 
praktisches Handeln, durch Werke und 
Initiativen glaubhaft, häufig auch als 
Wegbereiter staatlichen Handelns. Kir-
chenland, Hilfsfonds und Siedlungs-
werke tragen zum Beispiel seit Be-
endigung des Zweiten Weltkrieges bis 
heute in einer wichtigen Pilotfunktion 
zur Wohneigentumsbildung vieler Fa-
milien bei, die es vielfach aus eigener 
Kraft nicht geschafft hätten. Auf die-
se Weise wird katholische Soziallehre 
und evangelische Sozialethik in Pra-
xis umgesetzt.“

Aktuelle Herausforderungen – einige Fragen an kirchliche 
Wohnungsunternehmen

Aufgrund des demographischen Wan-
dels ist der Wohnungsbau in Deutsch-
land vor ca. 10 Jahren fast völlig zum 
Erliegen gekommen. Jetzt, heute also, 
kommt er nur noch mühevoll in Gang, 
obwohl die Nachfrage in den großen 
Städten seit einigen Jahren eskaliert. 
Preiswerter Wohnungsbau fehlt nach 
wie vor fast völlig am Markt. Welche 
Aktivitäten aber entwickeln die katho-
lischen Wohnungsunternehmen in die-
ser Situation? Schaut man in die Publi-
kationen des KSD, dann scheinen seine 
Mitgliedsorganisationen ihrem Grün-
dungsauftrag zu entsprechen und die 
aktuelle Herausforderung eines gro-
ßen Mangels an preiswertem Wohn-
raum beherzt aufzugreifen. Immer wie-

der findet man darin Überschriften wie 
diese: „Bezahlbares Wohnen an histori-
scher Stelle“, „Wohnbau ist Dombau“, 
„Bezahlbare Wohnungen und soziale 
Arbeit“, „Größtes kirchliches Bauvor-
haben Nürnbergs. Soziale Mietpreis-
gestaltung“, „Bezahlbares Genossen-
schaftliches Wohnen in Baden“ (KSD 
2013–2015).

Schauen wir zuerst einmal auf die 
Zahlen. Heute rühmt man sich im KSD, 
wenn man zum Beispiel 2015 genau 
1.167 Einheiten fertiggestellt hat (KSD 
2016). Tatsächlich ist diese Zahl deut-
lich höher als 15 Jahre zuvor. Schließ-
lich waren es 2010 nur weniger als 
1.000 Fertigstellungen deutschland-
weit (KSD 2011). Aber wie weit ent-

 Nach dem Zweiten 
Weltkrieg beteiligten 
sich die katholischen 
Wohnungsbaugesell-
schaften maßgeblich 
an der Schaffung von 
günstigem Wohnraum
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fernt ist dieses Engagement von den 
6.000 bis fast 10.000 Wohneinheiten 
jährlich in den drei ersten Nachkriegs-
jahrzehnten oder auch von den 2.000 
bis 3.000 Einheiten vor ca. 40 Jahren!

Wenn man sich die Projekte der 
KSD-Unternehmen im Detail anschaut, 
dann sind sie alle durchweg – lassen 
Sie es mich so sagen – „mit sozialen 
Komponenten versehen“. Im Woh-
nungsmix eines Bauvorhabens werden 
z. B. ein paar „barrierefreie“ Wohnun-
gen „untergemischt“. Oder es gibt im 
Vergleich zu anderen Bauvorhaben et-
was mehr 4-Zimmer-Wohnungen, zum 
Teil auch – allerdings selten – Woh-
nungen mit Belegungsrechten der 
Stadt. Diese Aspekte werden natürlich 
in der Öffentlichkeit in den Vorder-
grund gerückt. Ähnlich ist es bei den 
Architekturpreisen, die man immer 
wieder gewinnt. Doch, steht „Archi-
tekturpreis“ am Bauschild dran, dann 
weiß der Experte, dass das Haus zu 
teuer am Markt ist. Entscheidend aber 
ist die Frage, ob der klassische, preis-
werte Mietwohnungsbau und der kos-
tengünstige Eigenheimbau bei den Un-
ternehmen des KSD nicht fast vollstän-
dig zum Erliegen gekommen sind. 

Kirchensanierung, Bau von Sonderim-
mobilien (wie Kindergärten, Pfarrzen-
tren usw.), der Bau und die Vermietung 
von Gewerbeimmobilien oder auch der 
innerstädtische Geschosswohnungs-
bau, bei dem häufig alle oder die meis-
ten Wohnungen final verkauft werden, 
all das steht im Zentrum der Aktivitä-
ten jener Baugesellschaften, die im KSD 
organisiert sind. Werden sie damit ih-
rem originalen und originären Auftrag 
gerecht?

Da ich im Rhein-Main-Gebiet tätig 
bin, greife ich als Beispiele zwei Pro-
jekte des Gemeinnützigen Siedlungs-
werks GmbH Frankfurt am Main (GSW 
FFM) auf.
• In der Oberurseler Forsthausstra-

ße hat das Siedlungswerk Reihen-
häuser und Doppelhaushälften „im 
Rosengärtchen“ gebaut, die über 
Erdwärmeheizung und Dachter-
rasse verfügen, sowie hochwertig 

mit feinsten Materialien ausge-
stattet sind (GSW FFM o. J.a). Nor-
malbürger können sich solche Ei-
genheime nicht leisten. Die meis-
ten kleinen oder jungen Familien 
schon gar nicht.

• In Frankfurt/Main-Rödelheim, ei-
nem ehemaligen Arbeiterviertel, 
schräg vis-à-vis zum S-Bahnhof, 
baute die GSW FFM in den Jahren 
2015 und 2016 eine Wohnanlage 
mit 32 Eigentumswohnungen (GSW 
FFM o. J.b). 13 dieser Wohneinhei-
ten waren 4-Zimmer-Wohnungen 
mit Preisen von ca. 4.000 bis 5.000 
Euro pro Quadratmeter, was zu 
Endpreisen zwischen 407.500 und 
759.000 Euro führte. Hinzu kamen 
für den Tiefgaragenstellplatz noch 
einmal 25.000 Euro extra. Welcher 
Normalbürger, welche „einfache Fa-
milie“ würde sich zur Eigennutzung 
eine solche Wohnung ohne Garten 
kaufen? Was müsste er bzw. sie ver-
dienen, um den Kapitaldienst leis-
ten zu können? Trotzdem sind al-
le Wohnungen verkauft. Vielleicht 
hat dann doch der ein oder ande-
re Kapitalanleger den „Hype der 
Stunde“ genutzt, um sich die Su-

 Anscheinend sind hohe 
Renditen zur wichtigsten 
Motivation der katholi-
schen Siedlungsgemein-
schaften geworden ist
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per-Rendite bei der Vermietung sol-
cher Wohnungen in Frankfurt/Main 
zu sichern. Die GSW FFM erziel-
te bei dem schnellen Verkauf der 
Wohneinheiten in der „Boom-City“ 
Frankfurt/Main ohne Zweifel eine 
gute Rendite. Man könnte die Bei-
spiele fortsetzen, deutschlandweit.

Wie stark engagieren sich die katholi-
schen Siedlungswerke, um preiswerten 
Wohnraum für weniger zahlungskräf-
tige Familien zu schaffen? Seit Jahr-
zehnten erlaube ich mir, mit dieser Bril-
le einen Blick auf die Bautätigkeit der 
diözesanen Wohnungsunternehmen zu 
werfen. Als Ergebnis kann ich nur fest-
halten: Umwerfend ist das alles nicht. 
Ist die Orientierung an möglichst ho-
hen Renditen zur einzigen Motivation 
der katholischen Siedlungswerke ge-
worden?

Natürlich freut es die Generalvikare, 
die in den Siedlungswerken der Diöze-
sen in den Bei- oder Aufsichtsräten sit-
zen, wenn die Gesellschaften gute Ge-
winne erwirtschaften. Gegen ordentli-
che Erträge aus dem Wohnungsbau ist 
grundsätzlich auch gar nichts zu sa-

gen. Besser Gewinne als Verluste! Je-
der Kirchensteuerzahler erwartet, dass 
mit seinen Geldern – sofern sie nicht 
für laufende Ausgaben benötigt wer-
den – vernünftige Erträge erwirtschaf-
tet werden. Dennoch bleibt die Frage, 
ob den kirchlichen Wohnungsunter-
nehmen nicht so ziemlich die Orientie-
rung an ihren ursprünglichen Werten 
und Aufgaben verloren gegangen ist?

Fazit: Zurück zu den Wurzeln!

Natürlich ist es heute schwer, ange-
sichts immens gestiegener Bodenprei-
se und immer anspruchsvollerer Bau-
vorschriften günstigen Wohnraum zu 
schaffen. Aber, wie kreativ sind die 
kirchlichen Wohnungsbaugesellschaf-
ten, um Kosten zu sparen?
• Nutzt man z. B. die Chance eines 

„gebündelten Einkaufs“ von Mate-
rialien und Waren, um mit mehre-
ren Gesellschaften gemeinsam „Ein-
kaufsmacht“ auszuüben und Bau-
kosten erheblich zu senken?

• Eine andere Möglichkeit wäre das 
„serielle, systemische Bauen“. Die 
GEBAG, die städtische Wohnungs-
baugesellschaft in Duisburg, hat 
zum Beispiel ein einfaches Einfa-
milienhaus entwickelt, ein Reihen-
haus über drei Etagen, dessen Wän-
de, Decken, Dächer in der Fabrik 
in hoher Qualität vorgefertigt und 
dann auf der Baustelle, fast wie bei 
einem Fertighaus, zügig und kos-
tensparend zusammengesetzt wer-
den. Diese Häuser sehen durchaus 

hübsch aus, sind solide gebaut, si-
cher ohne Architekturpreis. Vor al-
lem aber sind sie wegen der ex-
trem niedrigen Herstellungskos-
ten, für sehr viel mehr Menschen 
erschwinglich.

• Wäre es nicht auch eine Idee, dass 
die Gesellschaften des KSD gemein-
sam ein Modellhaus entwickelten, 
einfach und durchdacht, dass sie da-
bei deutschlandweit Kräfte bündeln 
und Ideen sammeln würden? Ein 
Haus zu entwickeln, wie zum Bei-
spiel das GAGFAH-Haus der 1920er 
Jahre, das die GAGFAH1  dann über 
Jahrzehnte immer wieder ähnlich 
in ganz Deutschland neu errichtet 
hat? Mit solchen Projekten würden 
die katholischen Siedlungswerke 
vermutlich den weniger zahlungs-
kräftigen Menschen in den urbanen 
Ballungsräumen Deutschlands eher 
einen Dienst erweisen, als damit im-
mer wieder Architekturpreise zu ge-
winnen.
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Wohnen in Megacities
Politische Herausforderungen durch 
informelle Armensiedlungen

Das rasante Wachstum der Städte – exemplarisch sichtbar in den Megacities die-
ser Welt – sowie die zunehmende Umweltzerstörung und der Klimawandel erfordern 
schnelles und entschiedenes Handeln auf allen politischen Ebenen, wenn die Ziele 
sozial gerechter Entwicklung und ökologischer Nachhaltigkeit nicht verfehlt werden 
sollen. Städtische Räume bilden dabei entscheidende Handlungsfelder. Politik und 
reguläre Märkte waren bislang nicht in der Lage, das Grundrecht auf angemesse-
nen Wohnraum für alle einzulösen, wie die weiter wachsende Zahl städtischer Ar-
mer in informellen Siedlungen zeigt. Am Gemeinwohl orientierte Lösungen für die 
drängende Wohnungsfrage müssen deshalb bei der Anerkennung informeller Sied-
ler als vollwertiger Bürger mit allen Rechten und Kompetenzen ansetzen. Ihre Be-
teiligung ist für die Planung und Gestaltung ökologisch und sozial zukunftsfähiger 
städtischer Wohn- und Lebensräume unerlässlich.

Wie wohnen und leben Menschen 
in Megacities, die sich bis zum 

Horizont erstrecken und die es an Ein-
wohnerzahl, Infrastruktur, ökonomi-
scher Leistung, Diversität und Kom-
plexität mit ganzen Ländern auf-
nehmen könnten? Die Antwort wird 
natürlich sehr unterschiedlich ausfal-
len je nachdem, ob die Frage in To-
kyo, Lagos oder Mexiko City gestellt 
wird und ob sie sich an die Bewoh-
ner einer Stadtvilla, einer Gated Com-
munity, eines Häuserblocks in 30 Ki-
lometern Entfernung vom Stadtzen-
trum oder einer informellen und von 
jederzeitigem Abriss bedrohten Ar-
mensiedlung richtet. Dennoch lassen 
sich einige wiederkehrende Elemente 
beobachten, die als Koordinaten die-
nen können, um sich ein Bild vom 
Wohnen in Megacities zu machen – 
wobei die Abgrenzung zu Großstäd-
ten mit weniger als 10 Millionen Ein-
wohnern natürlich fließend verläuft. 
Die folgenden Betrachtungen und 
Überlegungen, die sich an diesen Ko-
ordinaten orientieren, beruhen auf 
der jahrzehntelangen intensiven Be-

schäftigung von Misereor2  mit Fragen 
der Stadtentwicklung und des städti-
schen Lebens vorrangig aus der Per-
spektive derer, denen das Menschen-
recht auf eine Wohnung als integralen 
Bestandteil eines Lebensstandards, der 
„Gesundheit und Wohl gewährleisten“ 
soll, verwehrt wird (vgl. Artikel 25 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte). Sie werden hier skizziert vor 
dem Hintergrund ungezählter Dialoge, 
Projekte und Kooperationen mit Be-
troffenen, mit Selbsthilfeorganisatio-
nen sowie kirchlichen, religiösen und 

säkularen Fachorganisationen und 
Netzwerken.

Die Weltbevölkerung wächst. Die 
globale Stadtbevölkerung wächst noch 
schneller. Lebte Mitte des 20. Jahrhun-
derts ein knappes Drittel der Mensch-
heit in Städten, so sind es gegenwär-
tig mehr als die Hälfte und im Jahr 
2050 werden es nach den letzten Schät-
zungen der Vereinten Nationen mehr 
als zwei Drittel sein (UN 2018). Damit 
hätte innerhalb von 100 Jahren eine 
komplette Umkehrung des Verhältnis-
ses von städtischer zu ländlicher Be-

Georg Stoll1 

1 Ich danke meinen Kolleginnen und Kollegen Almuth Schauber, Klaus Teschner und 
Marcelo Waschl, die als langjährige Fachreferent/innen für städtische Entwicklung bei 
Misereor mit ihrer Zuarbeit und ihren Kommentaren wesentlichen Anteil an dem vorlie-
genden Beitrag haben.

2 Bereits kurz nach der Gründung von Misereor im Jahr 1958 begann das Werk, ei-
ne Expertise für Wohnungsbau und Stadtentwicklung aufzubauen. Dabei weitete sich der 
Fokus schnell von der Beurteilung und Begleitung von (häufig genossenschaftlich durch-
geführten) Baumaßnahmen aus in Richtung eines ganzheitlichen Ansatzes, der auch die 
Verbesserung der ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen städtischer Armer 
in den Blick nimmt. Zum Kernbestand der städtischen Arbeit von Misereor gehören seit-
her: Sicherung von Wohnrechten, Zugang zu städtischer Infrastruktur, partizipative Sied-
lungsentwicklung, Aufbau von Selbsthilfegruppen sowie internationale Vernetzung. Derzeit 
arbeiten drei Fachreferent/innen für Stadtentwicklung in den Projektabteilungen. Zusätz-
lich besteht seit zwei Jahren ein Querschnittsvorhaben Stadt, das abteilungsübergreifend 
soziale und ökologische Belange der Urbanisierung aufgreift.
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völkerung stattgefunden. In absoluten 
Zahlen liest sich das so: 751 Millio-
nen Menschen lebten im Jahr 1950 in 
Städten, heute sind es 4,2 Milliarden, 
und 2050 werden es voraussichtlich 
6,7 Milliarden sein. 90 Prozent dieses 
rasanten urbanen Wachstums wird in 
Asien und Afrika stattfinden, 35 Pro-
zent allein in den drei Ländern Indien 
(plus 416 Mio.), China (plus 255 Mio.) 
und Nigeria (plus 189 Mio.).

Noch einmal schneller wächst die 
Zahl der Menschen in Megacities, in 
städtischen Großagglomerationen von 
mehr als 10 Millionen Einwohnern. 
Noch bilden die mittleren und klei-
nen Städte mit weniger als 500.000 
Einwohnern den Lebensmittelpunkt für 
ungefähr die Hälfte der globalen Stadt-
bevölkerung. Doch bereits jeder achte 
Stadtbewohner weltweit lebt in einer 
der aktuell 33 Megacities, von denen 
die meisten sich in Ländern mit nied-
rigem oder mittlerem Pro-Kopf-Ein-
kommen befinden. Bis 2030 werden 
nach Schätzung der Vereinten Natio-
nen zehn weitere Städte dieser Grö-

ßenordnung dazu kommen. Führt man 
sich außerdem vor Augen, dass die Zahl 
städtischer Armer, die in ungeplanten 
informellen Siedlungen („Slums“, „Fa-
velas“, „Bidonvilles“ etc.) leben, eben-
falls weiter ansteigt und 2025 wahr-
scheinlich 1,6 Milliarden Menschen 
umfassen wird (King et al. 2017, 2) 
und dass Städte erheblichen Anteil an 
globalen Umweltveränderungen haben 
(WBGU 2016, 69–89), wird klar: Urba-
nisierung ist ein Megatrend mit enor-
men sozialen, ökologischen und öko-
nomischen Implikationen, der eine ent-
scheidende Rolle bei der Lösung der 
großen globalen Aufgaben spielt, wie 
sie beispielsweise in den nachhaltigen 
Entwicklungszielen der Agenda 2030 
formuliert wurden. Armut wirksam zu 
bekämpfen und planetarische Belas-
tungen wie den Klimawandel in be-
herrschbaren Grenzen zu halten, wird 
wesentlich davon abhängen, wie heu-
te und in naher Zukunft die wachsen-
den und die bestehenden Städte ge-
plant, (um)gebaut und sozial gestal-
tet werden.

Stadt und Land, Zentrum und Peripherie

In der Vergangenheit wuchsen Städte 
vor allem durch Zuzug aus ländlichen 
Räumen – häufig unter den drama-
tischen Umständen des massenhaften 
Verlusts von Land und Erwerbsmög-
lichkeiten. Heute speist sich das Wachs-
tum von Städten weitaus stärker aus 
der eigenen innerstädtischen Bevölke-
rungszunahme und aus Wanderungs-
bewegungen zwischen Städten. Den-
noch üben große wie auch mittlere 
und kleinere Städte nach wie vor eine 
starke und weitreichende Anziehungs-
kraft aus. So verraten beispielsweise die 
zahlreichen Dialekte, die in Megacities 
wie Mumbai (Indien) oder Lagos (Ni-
geria) zu hören sind, die Herkunft der 
Bewohner aus allen Teilen des Landes 
und auch aus Nachbarländern. Dabei 
ist es nicht nur die Aussicht auf Er-
werbsarbeit, die Menschen in die Städte 
zieht. Es sind auch die Versprechen von 

Modernität, von der Vielzahl der Mög-
lichkeiten, von einem urbanen Lebens-
stil und von der individuellen Befrei-
ung aus traditionellen sozialen Zwän-
gen, die als Magneten wirken.

Gleichwohl hat sich die Polari-
tät zwischen Stadt und Land abge-
schwächt. Einerseits bewahren sich die 
Zugezogenen in den häufig von der 
jeweiligen Herkunft geprägten Stadt-
vierteln auch in der zweiten und drit-
ten Generation noch Eigenarten ihrer 
ländlichen Lebensweise. Andererseits 
hält – insbesondere durch die moder-
nen Kommunikationsmittel – in vielen 
ländlichen Regionen ein städtischer Le-
bensstil Einzug. Das rasante Wachstum 
selbst verwischt häufig die Grenzen, 
wenn aus den Provinznestern von ges-
tern innerhalb einer Generation klei-
ne oder sogar mittelgroße Städte wer-
den. Die Verbindungen zwischen Fa-

milien- und Gruppenmitgliedern, die in 
der Stadt und auf dem Land wohnen, 
werden meist gepflegt und wachgehal-
ten. Diese Stadt-Land-Beziehungen auf 
der Ebene einzelner Haushalte oder lo-
kaler Gemeinschaften bilden ein wich-
tiges soziales Sicherungsnetz, das es 
erlaubt, auf Bedürfnisse und Notlagen 
flexibel zu reagieren. Vor allem in Afri-
ka und Asien, den beiden Kontinenten 
mit den stärksten Urbanisierungsraten, 
sind solche „multilokalen Haushalte“ 
immer wieder anzutreffen (Schmidt-
Kallert 2009). Zurecht wird deshalb in 
Wissenschaft und Politik zunehmend 
die Forderung nach einem territoria-
len Ansatz erhoben, der Städte nicht 
isoliert, sondern zusammen mit ihrer 
Peripherie und ihrem Umland in den 
Blick nimmt (UN 2017, Nr. 50).

Ein ähnliches multilokales Muster 
lässt sich auch innerhalb von Städ-
ten, insbesondere von großen Agglo-
merationen, beobachten. Hier sind es 
die häufig unerschwinglichen Mieten 
für innerstädtischen Wohnraum und 
der hohe Kosten- und Zeitaufwand für 
öffentliche Transportmittel, die dazu 
führen, dass Familien am Stadtrand 
wohnen, einzelne Familienmitglieder 
jedoch unter der Woche für ihre Arbeit 
im Stadtzentrum leben. Ihren Schlaf-
platz suchen sie dann bei ihrem Ar-
beitgeber oder im öffentlichen Raum, 
auf Gehwegen, in Parks, in Unterfüh-
rungen. In diesen prekären Wohn- und 
Arbeitsverhältnissen können Vertrei-
bungen für die Betroffenen schnell in 
die Obdachlosigkeit führen.

Wohnraum

Wohnen ist mehr als nur eine Behau-
sung, ein Dach über dem Kopf. Das 
hat auf vielfältige Weise auch seinen 
sprachlichen Niederschlag gefunden, 
im Deutschen etwa in Begriffen wie 
„Zuhause“ oder „Heim“. In einschlä-
gigen Debatten und Dokumenten ist 
deshalb von „angemessenem“ Wohn-
raum die Rede, der grundlegende Vo-
raussetzungen für ein menschenwür-
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diges Leben zur Verfügung stellt. Papst 
Franziskus spricht in seiner Enzyklika 
„Laudato si´“ vom Wohnen als einer 
„zentrale[n] Frage der Humanökolo-
gie“ (LS, Nr. 147–154, hier: 152). Ne-
ben dem physischen Schutz vor schäd-
lichen äußeren Einflüssen bietet an-
gemessener Wohnraum den Ort für 
die Erfüllung von Grundbedürfnissen 
wie Ernährung, Wasser, Hygiene, Ge-
sundheit, Bildung, Lebensunterhalt, 
aber auch Rückzugsmöglichkeit, Er-
holung, Kommunikation und Sicher-
heit. Ob Wohnraum „angemessen“ ist, 
entscheidet sich nicht nur in den eige-
nen vier Wänden, an deren Größe und 
Ausstattung, sondern auch im Umfeld, 
der Erreichbarkeit des Arbeitsplatzes, 
der Sicherheit des Viertels, dem Vor-
handensein von Bildungseinrichtun-
gen, Gesundheitsversorgung, Grün-
anlagen, gemeinschaftlich nutzbaren 
Räumen etc. Auch wenn es keine all-
gemeinverbindliche Definition für an-
gemessenen Wohnraum gibt, ist davon 
auszugehen, dass etwa ein Drittel der 
Einwohner von Städten diese Grund-
lage eines menschenwürdigen Lebens 
entbehren – mit weiterhin wachsen-
der Tendenz.

Dass es beim Wohnen in der Stadt 
um mehr geht als um irgendeine Un-
terkunft irgendwo im Stadtgebiet, ar-
tikuliert sich prägnant in dem Konzept 
eines „Rechts auf Stadt“, das erstmals 
1968 von dem französischen Soziolo-
gen Henri Lefebvre postuliert und in-
zwischen von zahlreichen Protestbe-
wegungen und Organisationen, aber 
auch kommunalen und nationalen Re-
gierungen (in häufig abgeschwächter 
Form) übernommen wurde und Ein-
gang in die „New Urban Agenda“ der 
Habitat-III-Konferenz der Vereinten 
Nationen gefunden hat (NUA 2017, 
Nr. 11). Im Kern geht es darum, dass 
alle Menschen, die in einer Stadt le-
ben, auch als gleichberechtigte Bürger 
anerkannt und bei der politischen Ge-
staltung des städtischen Lebens voll-
umfänglich beteiligt werden. Dass das 
keine Selbstverständlichkeit ist, zeigt 
sich exemplarisch an den immer noch 

zahlreichen Fällen, in denen informel-
le Siedler aus zentralen Wohnlagen 
zwangsumgesiedelt und an die Peri-
pherie abgedrängt werden:
• Die ohnehin prekären Wohn- und 

Lebensverhältnisse der informellen 
Siedler werden dadurch weiter er-
schwert.

• Die Wege zur alten Arbeit werden 
länger oder führen sogar zu deren 
Verlust, weil der zusätzliche Zeit- 
und Kostenaufwand nicht mehr auf-
gefangen werden kann.

• Die ökologischen Belastungen 
durch die längeren Verkehrswege 
nehmen zu.

• Nebenerwerbsmöglichkeiten, die in 
der alten Siedlung bestanden, sind 
vielleicht nicht mehr möglich.

• In Eigenleistung errichtete Infra-
strukturen und Nachbarschaftsnetz-
werke, die in Ermangelung öffent-
licher Dienstleistungen von funda-
mentaler Bedeutung sind, müssen 
neu aufgebaut werden.

Die Bewohner informeller Siedlungen, 
die bis zur Hälfte der Bevölkerung ei-
ner Stadt ausmachen können, werden 
auf diese Weise in ihrer Existenz ne-
giert. Sie werden unsichtbar gemacht: 
In kommunalen Statistiken tauchen sie 
meist gar nicht auf; in kommunalpoli-
tischen Planungs- und Entscheidungs-
prozessen werden sie übergangen; und 
wenn es für Investoren und Lokalpoli-
tiker opportun ist, werden sie aus ihren 

Wohnungen und Vierteln vertrieben. 
Solange Behörden ihnen den Bürger-
status verweigern, können sie jeder-
zeit in ihren Rechten und Bedürfnissen 
übergangen werden. Dabei enthält die 
Praxis, mit der informelle Siedler das 
Leben in ihren Vierteln organisieren 
und lebbar machen, häufig wertvolle 
Lektionen für eine effiziente öko-sozi-

ale Stadtplanung. Die Nutzung kleiner 
und kleinster Flächen für den Anbau 
von Lebensmitteln, inzwischen als Ur-
ban Gardening auch in amerikanischen 
und europäischen Städten populär, wä-
re ein Beispiel dafür; oder auch die 
Durchmischung von Wohnraum und 
Kleingewerbe zur Reduzierung von 
Transportwegen sowie die Organisa-
tion vielfältiger Formen von Nachbar-
schaftshilfe. Während dieser Gedanke 
inzwischen nicht nur von sozialen Be-
wegungen und Nichtregierungsorgani-
sationen, sondern auch von der Wis-
senschaft zunehmend vertreten wird 
(z. B. Bai et al. 2018, 24), folgt die lo-
kale Politik meist noch alten Denk-
mustern und vor allem den Interessen 
der urbanen Mittel- und Oberschich-
ten sowie von Investoren und Projekt-
entwicklern.

Dass informelle Siedlungen ein an-
haltendes Problem in dieser Größen-
ordnung sind, liegt daran, dass we-
der der Staat noch private Anbieter die 
ständig wachsende Nachfrage nach an-
gemessenem Wohnraum in Städten be-
dienen können. Städtischer Raum steht 
in vielfachen Konkurrenzverhältnissen. 
Vor allem in den Innenstädten kon-
kurrieren Wohnflächen mit Verkehrs- 
und Handelsflächen, an den Stadträn-
dern auch mit Produktionsflächen und 
Agrarflächen. Fruchtbarer Boden und 
ökologisch wichtige Naturräume fallen 
der weitgehend ungesteuerten städti-
schen Expansion zum Opfer.

Städtische Arme sind unter diesen 
Bedingungen darauf angewiesen, ir-
gendwo eine Nische zu finden. Auf dem 
regulären Wohnungsmarkt werden sie 
dabei selten fündig, und wenn, dann im 
untersten Segment wie beispielsweise in 
heruntergekommenen und überbeleg-
ten Hochhäusern oder aufgelassenen 
Fabrikgebäuden. Also weichen sie auf 
„freie“ Flächen aus, etwa am Stadtrand 
oder auf dem Gelände ehemaliger Bahn-
strukturen. Frei sind solche Flächen al-
lerdings nur insofern, als sie noch die 
physische Möglichkeit für Wohnraum 
bieten – wobei von „angemessen“ meist 
nicht die Rede sein kann: Diese freien 

 Die notgedrungene Praxis 
informeller Siedler kann 
oft Vorbild sein für eine 
effiziente öko-soziale 
Stadtplanung
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lie und Freunden. Ebenfalls von zen-
traler Bedeutung ist es, überhaupt ei-
ne Adresse zu haben, die von offiziel-
len Stellen anerkannt wird. Eine 
Wohnanschrift ist der unverzichtbare 

Schritt in eine Formalisierung wichti-
ger Lebensbereiche und eine Regula-
risierung des eigenen Status als Bür-
ger einer Stadt, die etwa bei der Ar-
beitssuche oder bei Behördengängen 
eine entscheidende Rolle spielt.

Die Ausstattung und Qualität der 
Wohnungen hingegen sind weniger 
wichtig. Man nimmt, was man finden 
kann. Muss der Wohnraum in Eigen-
leistung erstellt werden (was häufig 

für die Mehrzahl der Wohnungen einer 
Stadt zutrifft – in Lima beispielswei-
se für über 70 Prozent), so gilt für das 
Baumaterial dasselbe. Ökologisch er-
gibt sich daraus eine gemischte Bilanz:
• Wird einerseits auf diese Weise häu-

fig auf traditionelle Bauformen, z. B. 
aus Holz, Bambus oder Lehm, zu-
rückgegriffen und der extrem CO2-
intensive Stahlbeton vermieden,

• so ist andererseits eine gezielte öko-
logische und soziale Planung von 
Wohnvierteln, die außerhalb beste-
hender Vorschriften und Verfahren 
errichtet werden, kaum möglich.

Die Entwicklung und Anwendung par-
tizipativer Formen der Stadtplanung, in 
denen soziale und ökologische Belange 
berücksichtigt und von den Betroffe-
nen her gedacht und umgesetzt werden, 
wäre hier von vorrangiger Bedeutung.

Lebensunterhalt und Infrastruktur

Die ständige Sorge um Zahlungsfähig-
keit prägt per definitionem den Alltag 
städtischer Armer. Eine Subsistenzwirt-
schaft (fast) ohne Geldmittel, wie sie 
auf dem Land teilweise noch möglich 
sein mag, ist für sie keine Option. Der 
Wohnort muss so gelegen sein, dass die 
Familienmitglieder ihre Arbeitsplätze 
regelmäßig (und pünktlich) erreichen 
können, um durch formelle oder infor-
melle Beschäftigung den notwendigen 
Lebensunterhalt zu verdienen. Umge-
kehrt müssen der Wohnraum selbst so-
wie die Transportkosten von dem er-
wirtschafteten Einkommen dauerhaft 
bezahlbar sein.

Dieses Gleichgewicht zwischen 
Wohnen, Arbeiten und innerstädti-
schem Verkehr ist sensibel und lässt 
nur geringe finanzielle Spielräume für 
andere Bedürfnisse. Das schlägt sich 
bereits in Ernährung und Kleidung nie-
der, erst recht aber in Ausgaben für Bil-
dung oder Gesundheit. Für Nahrung 
und Kleidung gilt dasselbe wie für den 
Wohnraum: Die Kosten sind entschei-
dend, nicht die Qualität. Fehlernäh-

rung und sogar Hunger sind häufige 
Begleiter im Leben städtischer Armer. 
Nur selten können eigene Wohnflächen 
oder Gemeinschaftsflächen für die Ei-
genproduktion von Nahrungsmitteln 
genutzt werden. Dafür ist der städti-
sche Boden ein zu knappes Gut. Eher 
schon besteht die Möglichkeit, durch 
Verwandte und Freunde auf dem Land 
günstig an Lebensmittel zu kommen.

Erschwerend kommt hinzu, dass die 
vorhandene städtische Infrastruktur die 
Mittelschichten und Wohlhabenden be-
günstigt und nicht die städtischen Ar-
men. Die Versorgung mit Trinkwasser 
beispielsweise ist für Familien in infor-
mellen Siedlungen erheblich aufwändi-
ger und in der Regel auch teurer als für 
Mittelschichthaushalte mit Anschluss 
an das öffentliche Netz. In Lima etwa 
beträgt der Preisunterschied das Drei-
fache. In Bangalore geraten informelle 
Siedlungen in Versorgungsnot, weil der 
Grundwasserspiegel durch vermehrte 
Tiefbrunnen in den abgeschlossenen 
wohlhabenden Wohnvierteln sinkt. 
Ähnliches gilt für Transport, Energie, 

 Eine Wohnadresse ist 
unverzichtbar für den 
Status und die Aktivitäten 
als Bürger einer Stadt

Flächen sind in der Regel nicht erschlos-
sen, bieten meist so gut wie keine In-
frastruktur, befinden sich oft in gefähr-
deten Lagen (z. B. an Hängen oder in 
Überflutungsgebieten) oder sie sind be-
reits bewohnt und ermöglichen weiteren 
Wohnraum nur durch zusätzliche Unter-
vermietung oder bauliche Verdichtung 
(meist in Eigeninitiative). Frei von fi-
nanziellen Belastungen sind aber auch 
diese Flächen nicht. Auch in informel-
len Siedlungen müssen Mieten und an-
dere Abgaben gezahlt werden, meistens 
hoch, häufig im Voraus und gerne auch 
mehrfach: sowohl für den Wohnraum 
selbst als auch für das Stückchen Land, 
auf dem er errichtet ist.

Die Stadtverwaltungen dulden in-
formelle Siedlungen zum einen, weil sie 
keine Alternativen anbieten können, 
und zum anderen, weil die dort Woh-
nenden als billige Arbeitskräfte für die 
städtischen Wirtschaftskreisläufe un-
verzichtbar sind – meist in Arbeitsver-
hältnissen, die ebenfalls informell sind. 
Die Kehrseite ist freilich, dass solche 
Siedlungen jederzeit reklamiert und 
anderweitig genutzt werden können. 
Das kann aus stadtplanerischen Grün-
den geschehen, z. B. weil eine neue Be-
tontrasse für den ständig vom Kollaps 
bedrohten Straßenverkehr gebaut wer-
den soll, oder auch für Klimaschutz-
maßnahmen wie Schutzdeiche oder 
Überlaufflächen. Häufig sind es aber 
auch einfach die finanziellen und spe-
kulativen Interessen von Bodenbesit-
zern und Investoren, wenn sich die Bo-
denrente durch andere Nutzungen, et-
wa die Schaffung von Wohnraum oder 
Einkaufszentren für zahlungskräftigere 
Mittelschichten, erhöhen lässt. Hinzu 
kommen zunehmend Forderungen von 
Bevölkerungsgruppen aus den Mittel-
schichten, die sich von Armensiedlun-
gen abzugrenzen versuchen und deren 
Entfernung fordern. Nicht selten spie-
len solche Forderungen eine wichtige 
Rolle in kommunalen Wahlkämpfen.

Beim Wohnraum selbst zählen für 
städtische Arme in erster Linie die Nä-
he zum Arbeitsplatz, die Bezahlbarkeit 
der Wohnung und die Nähe zu Fami-
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Abwasser- und Müllentsorgung sowie 
Gesundheits- und Bildungseinrichtun-
gen. Häufig tragen die Menschen in den 
informellen Siedlungen der Großstäd-
te eine doppelte Last: Einerseits ha-
ben sie selbst keinen oder nur sehr 
schweren Zugang zu Basisinfrastruk-

tur; andererseits müssen sie die nega-
tiven Folgen der Versorgung anderer 
erdulden. Denn der für sie verfügbare 
Wohnraum liegt häufig in unmittelba-
rer Nähe von Müllhalden, Produktions-
anlagen, Bahngleisen, Schnellstraßen 
oder Abwasserkanälen.

Soziale und ökologische Belange

Aus gesamtgesellschaftlicher Perspek-
tive kommt es immer wieder zu Ziel-
konflikten zwischen sozialen und öko-
logischen Belangen. Private Haus halte, 
die in finanziell prekären Verhältnis-
sen leben, werden sich dagegen fast 
zwangsläufig zugunsten der eigenen 
kurzfristigen Grundbedürfnisse und 
gegen einen auch für sie langfristig 
vorteilhaften Umweltschutz entschei-
den. So führt beispielsweise die Ver-
sorgung der Bevölkerung von Kinsha-
sa (DR Kongo) mit Holzkohle als güns-
tigstem Energieträger insbesondere 
zum Kochen seit Jahren zu einer fort-
schreitenden Entwaldung rings um die 
Mega-Metropole, die eine der weltweit 
höchsten Wachstumsraten aufweist. Ei-
ne Berücksichtigung langfristiger lo-
kaler oder gar globaler ökologischer 
Folgen wäre im Alltag städtischer Ar-
mer jedoch ein realitätsfremder Luxus, 
den sich niemand leisten kann.

Es wäre zudem nicht nur unrealis-
tisch, sondern auch sachfremd und un-
gerecht, die Last einer ökologisch nach-
haltigen Stadtentwicklung in erster Li-
nie den städtischen Armen aufzubürden. 
Denn trotz ihrer großen Zahl tragen die 

Bewohner informeller Siedlungen in Af-
rika, Asien oder Lateinamerika erheblich 
weniger zu den großen globalen Um-
weltkrisen wie Klimawandel, Biodiver-
sitätsverlust oder Bodendegradation bei 

als ihre Nachbarn aus den Mittel- und 
Oberschichten (Roy 2015) – vom öko-
logischen Fußabdruck früh-industriali-
sierter Länder in Europa und Nordameri-
ka ganz zu schweigen. Die aus entwick-
lungspolitischer Perspektive notwendige 
Verbesserung der Lebensverhältnisse für 
Arme bedingt zwangsläufig einen An-
stieg im Konsum und damit auch im 
Verbrauch natürlicher Ressourcen. Doch 
während Unternehmen und Wirtschafts-
verbände die „aufstrebenden Konsu-
mentenschichten“ bereits als neue Ab-
satzmärkte im Blick haben (McKinsey 
2012), wird die Frage, ob und wie sich 
die enorme Konsumsteigerung, die vor 
allem in Städten stattfinden wird, inner-
halb ökologischer Nachhaltigkeitsgren-
zen gestalten lässt, bislang nur wenig 
diskutiert (vgl. Satterthwaite et al. 2018).

Dabei ist es von eminenter Bedeu-
tung, heute die Weichen für eine nicht 
nur sozial, sondern auch ökologisch 
nachhaltige Stadtentwicklung zu stel-
len. Das betrifft sowohl den Bestand 
als auch den Neubau von Wohnungen, 
kommerziellen Flächen und Infrastruk-
tur. Um die Dimensionen deutlich zu 
machen: Der Wissenschaftliche Beirat 
der Bundesregierung Globale Umwelt-
veränderungen geht davon aus, dass 
unter Beibehaltung der 2 °C-Leitplan-
ke fast die Hälfte der insgesamt noch 
tragbaren CO2-Emissionen allein für 
den Aufbau der größtenteils urbanen 
Infrastruktur in Anspruch genommen 
wird, die bis 2050 neu errichtet werden 
muss (WBGU 2016, 73). Der Wohnraum 
bietet hier zahlreiche wichtige Gestal-
tungsmöglichkeiten:
• angefangen beim Baumaterial und 

den Möglichkeiten einer sozial ver-
träglichen Wohnraumverdichtung

• über den Energieaufwand und die 
Länge von Transportwegen

• sowie den Schutz von Böden, Was-
ser und Luft als städtischen Bio-
topen

• bis hin zu Fragen des Recyclings 
und der ökologischen Quartierent-
wicklung.

Rechte am Boden und Schutz vor Vertreibung

Unsicherheit ist ein ständiger Begleiter 
der Menschen, die in den Armensiedlun-
gen von Megacities wohnen. Dabei geht 
es nicht nur um die Angst vor Krimina-
lität oder die Absicherung gegen Exis-
tenzrisiken wie Krankheit oder Verlust 
der Arbeit, die durch familiäre Solidari-
tät und Nachbarschaftshilfe abgedeckt 
werden müssen, da weder Versicherun-
gen noch ein ausreichender Vermögen-
spuffer vorhanden sind. Von zentraler 
Bedeutung ist vielmehr die Unsicherheit 
in Hinblick auf das eigene Wohn- und 
Bleiberecht („security of tenure“).

Um diese Unsicherheit besser zu ver-
stehen, muss man die komplexen und oft 
intransparenten Verhältnisse beim Bo-
den- und Wohnrecht betrachten.

• Hier gilt es, einerseits zu unter-
scheiden zwischen der Wohnung 
als materieller Struktur und dem 
Stück Land, auf dem sie errichtet ist.

• Eine zweite wichtige Unterschei-
dung betrifft einen Vertrag – etwa 
zur Pacht eines Stücks Land oder zur 
Miete einer Wohnung – und dessen 
Anerkennung durch eine offizielle 
Stelle, in der Regel eine kommuna-
le Behörde.

• Noch komplizierter wird die Situa-
tion, wenn eine rechtssichere Par-
zellierung und Registrierung des 
Bodens in einem öffentlichen Ka-
taster fehlt oder traditionelles und 
modernes Recht sich überschneiden.

 Trotz ihrer großen Zahl 
tragen die Bewohner 
informeller Siedlungen 
so gut wie gar nicht zu 
den großen globalen 
Umweltkrisen bei
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Auch wer in einer informellen Siedlung 
etwa in New Delhi oder Lagos wohnt, 
okkupiert in aller Regel nicht einfach 
ein Stück Land oder eine bestehen-
de Wohnung, sondern versucht, sein 
Wohnrecht durch einen Vertrag abzu-
sichern. Aus den genannten Gründen 
ist jedoch häufig nicht klar, wer der 
legitime Vertragspartner ist:
• der lokale Chief eines Viertels in 

einer afrikanischen Stadt, das vor 
der Expansion der Stadt traditio-
nelles Gemeinschaftseigentum ei-
nes Stammes war?

• derjenige, der einen Besitztitel über 
das Land beansprucht?

• derjenige, der das Gebäude errich-
tet oder seinerseits gekauft hat und 
jetzt vermieten möchte?

• der Vertreter einer Behörde, der 
kommunale Besitzansprüche an-
meldet?

Die informellen Siedler, die es häufig 
mit mehreren Parteien zu tun haben, 
die ihnen gegenüber Ansprüche erhe-
ben, sind in jedem Fall das schwächs-
te Glied der Kette.

Doch selbst wer mit einem oder 
mehreren Land- und/oder Wohnungs-
eigentümern handelseinig geworden ist 
und die entsprechende Pacht und Miete 
bezahlt, ist noch nicht auf der sicheren 
Seite. Der Wohnstatus bleibt solange 
informell, bis das Wohnrecht auch be-
hördlich anerkannt ist. Dieser Prozess 
aber kann gerade für den informellen 
Wohnungsmarkt teuer und langwie-
rig sein. Eine offizielle Anerkennung 
kann zudem mehrstufig erfolgen, was 
sowohl den Aufwand als auch die Un-
sicherheit in Hinblick auf die Erfolgs-
aussichten für die Betroffenen weiter 
erhöht. Widerstreitende Besitzansprü-
che, begrenzte Kapazitäten der kom-
munalen Behörden, aber auch Korrup-
tion behindern die Formalisierung des 
Wohnstatus.

Eine schnelle und umfassende For-
malisierung informeller Wohnverhält-
nisse ist angesichts dieser Rahmen-
bedingungen sowie des Wachstums-
drucks, dem Städte in den nächsten 
Jahrzehnten noch unterliegen werden, 
unrealistisch. Sie wäre gerade im Fall 
von Megacities aus einem anderen 

Grund auch gar nicht in jedem Fall 
wünschenswert. Denn die Boden- und 
Immobilienmärkte insbesondere der 
großen Metropolen sind in den ver-
gangenen Jahrzehnten zunehmend ins 
Blickfeld internationaler Investoren ge-
rückt (David/Halbert 2010). Wo diese 
Akteure – meist in Kooperation mit lo-
kalen ortskundigen Vermittlern – auf-

treten, wird städtischer Boden vermehrt 
zum Spekulationsobjekt und kann sich 
in kurzer Zeit erheblich verteuern. Die 
Leidtragenden dieser Entwicklung sind 
vor allem jene, die sich bis dahin auf 
den entsprechenden Grundstücken 
noch Wohnraum leisten konnten und 
nun verdrängt werden. Da allerdings 
institutionelle Investoren nur auf for-
malen Märkten aktiv werden, kann in 
diesem Fall paradoxerweise der infor-

 Durch die spekulative 
Verwertung städtischen 
Bodens gerät insbesondere 
der Wohnraum armer 
Bevölkerungsschichten 
unter Druck
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melle Status von Wohnraum einen zu-
mindest vorläufigen Schutz vor spe-
kulativer Verwertung bieten.

Dennoch gibt es Möglichkeiten, um 
die Wohnsituation informeller Siedler 
in Städten spürbar zu verbessern und 
zugleich eine sozial und ökologisch zu-
kunftsfähige Stadtentwicklung zu för-
dern. Drei Punkte sollen hier abschlie-
ßend kurz erwähnt werden.
• Erstens wäre eine Verbesserung 

des Mietrechts und insbesondere 
des Mieterschutzes hilfreich, auch 
wenn damit nicht alle Dispute um 
Pacht- und Mietansprüche gegen-
über informellen Siedlern aus der 
Welt geschafft werden.

• Zum Zweiten könnten langfristige 
und einfach zu registrierende Pacht-
verträge zu dem Land, auf dem sich 
der Wohnraum befindet, mehr Si-
cherheit gegen Vertreibung und 
Verdrängung geben.

• Schließlich könnten Formen von 
öffentlich gefördertem gemein-
schaftlichem Grundbesitz auch fi-
nanziell armen Haushalten die Ver-
wirklichung ihres Grundrechts auf 
angemessenen Wohnraum ermög-
lichen (Simonneau/Salenson 2017).

Darüber hinaus bleibt es eine dringli-
che Aufgabe nationaler wie auch inter-
nationaler Politik, durch eine Regulie-
rung und Besteuerung der Boden- und 
Finanzmärkte die Nutzung von Land 
gerade auch in Städten der spekulati-
ven Verwertung zu entziehen und am 
Gemeinwohl auszurichten. Ein aus der 
Sicht christlicher Sozialethik untrügli-
cher Indikator für diese Gemeinwohlo-
rientierung, der zuletzt von Papst Fran-
ziskus bekräftigt wurde (LS, Nr. 158), 
ist die „Würde des Armen“. Sowohl der 
demographische Druck auf die Städte 
als auch wünschenswerte klimapoliti-
sche Maßnahmen führen zu steigen-
den Bodenrenten, insbesondere in den 

zentralen Lagen von Metropolen (auch 
in Niedrig- und Mitteleinkommenslän-
dern). Daher ist es von hoher Bedeu-
tung, die richtigen Rahmenbedingun-
gen und Anreize für die Erfüllung der 
sozialen und ökologischen Funktion 
des begrenzten und nicht vermehrba-
ren Produktionsfaktors Land zu setzen 
(Edenhofer/Kalkuhl 2016, 321–325). 
Nur so lassen sich das Versprechen 
und der Anspruch auf „angemesse-
nen Wohnraum“ auch für die und mit 
den Milliarden Menschen mit niedri-
gem und unsicherem Einkommen ein-
lösen, die heute und in künftigen Ge-
nerationen in den Städten dieser Welt 
leben.

Fazit

• Die Stadt gehört allen. Deshalb 
müssen auch alle Bewohner siche-
ren und bezahlbaren Zugang zur 
städtischen Basisinfrastruktur er-
halten. Das gilt insbesondere für 
Menschen in informellen Siedlun-
gen. Sie dürfen nicht aufgrund ihres 
informellen Status von grundlegen-
den Dienstleistungen ausgeschlos-
sen oder gar kriminalisiert werden.

• Eine soziale und ökologische Stadt-
entwicklung ist auf die Beteili-
gung aller Bewohner angewiesen. 
Insbesondere die lange vernach-
lässigten Rechte, Bedürfnisse und 
alternativen Praktiken städtischer 
Armer in informellen Siedlungen 
benötigen erhöhte Aufmerksamkeit 
und rechtliche Anerkennung. Maß-
nahmen der Stadtentwicklung und 
auch des Klima- und Umweltschut-
zes müssen in Abstimmung mit den 
Betroffenen und unter Wahrung ih-
rer Wohnrechte durchgeführt wer-
den („Recht auf Stadt“).

• Die Absicherung des Menschen-
rechts auf angemessenes Wohnen 

ist von zentraler Bedeutung. Miet-
recht und Mieterschutz sowie eine 
sozial und ökologisch ausgerichtete 
Regulierung der Bodenmärkte sind 
dafür unverzichtbar. Alternative 
Formen gemeinschaftlich wahrge-
nommener Wohn- und Bodenrechte 
(z. B. Wohnbaukooperativen) kön-
nen ein hilfreiches Mittel sein.

• Der notwendige Zubau und die Er-
neuerung von Wohnraum und städ-
tischer Infrastruktur sollten anhand 
klarer sozialer und ökologischer 
Kriterien erfolgen. Das gilt auch 
für die Weiterentwicklung und den 
Umbau bestehender Städte v. a. in 
Europa und Amerika. Die Verwen-
dung ökologischer Baumaterialien, 
eine sozial verträgliche Verdichtung 
und ein effizientes und für alle be-
zahlbares öffentliches Verkehrsnetz 
spielen dabei ebenso eine Rolle wie 
gemeinschaftlich nutzbare Grünflä-
chen und Sozialräume.

• Eine integrierte Stadt-Land-Pers-
pektive ist unerlässlich, um Land-
nutzung, Verkehrspolitik, regionale 
Ernährungspolitik und den städti-
schen Metabolismus sozial und öko-
logisch auszurichten.

kurzbiographie
Georg Stoll (*1960), Dr. theol, arbei-
tet bei Misereor in der Abteilung für 
Politik und Globale Zukunftsfragen. Er 
koordiniert dort das Querschnittsvor-
haben „Städte im globalen Wandel“. 
In diesem Zusammenhang publizier-
te er zuletzt mit Dr. Almuth Schauber 
das Dossier „Entwicklung findet Stadt. 
Städte als Brennpunkte globalen öko-
sozialen Wandels“ (Welt-Sichten, Dos-
sier 7–2017); als PDF-Datei verfügbar 
unter: www.misereor.de/fileadmin/pu 
blikationen/dossier-entwicklung-fin 
det-stadt.pdf.
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Populismus und Renationalisierung – 
Bewährungsprobe für Europa und 
seine Demokratie
Sozialethische Gespräche am 14./15. Juni 2018

W      ir brauchen ein Rethinking 
 Europe“ – dies betonte der Vor-

sitzende der Deutschen Bischofskon-
ferenz, Reinhard Kardinal Marx, beim 
Europapodium des diesjährigen Ka-
tholikentags in Münster. Wie aber ist 
Europa angesichts von Populismus, 
Nationalismus und einem Vertrau-
ensverlust in die demokratischen In-
stitutionen neu zu denken? Wie kann 
die europäische Demokratie wieder ge-
stärkt werden? Diese und weitere Fra-
gen rund um die aktuellen Entwicklun-
gen in der Europäischen Union waren 
Thema der diesjährigen Sozialethi-
schen Gespräche, veranstaltet von der 
Katholischen Sozialwissenschaftlichen 
Zentralstelle (KSZ) in Kooperation mit 
der Kommission der Bischofskonferen-
zen der Europäischen Union (COMECE).

Europas angefochtene Demokra-
tie und mögliche Zukunftsperspekti-
ven beschäftigten die im historischen 
Ratssaal der Stadt Mönchengladbach 
am 14. und 15. Juni 2018 zusammenge-
kommenen Teilnehmer aus Kirche und 
Gesellschaft, darunter Wissenschaftler 
unterschiedlicher Fachdisziplinen.

Das nach der thematischen Einlei-
tung von KSZ-Direktor Msgr. Prof. Dr. 
Peter Schallenberg erste Panel der Ta-
gung bestand aus Kurzvorträgen und 
anschließender Diskussion zur Frage, 
inwieweit und in welcher Weise Nati-

onalismus und Populismus die Demo-
kratie und die aktuelle Gestalt der Eu-
ropäischen Union bedrohen.

Den Auftakt machte Dr. Thomas Pe-
tersen vom Institut für Demoskopie Al-
lensbach mit der Darstellung der poli-
tischen Stimmungslage der Bürger in 
Deutschland. Anhand von Umfrageda-
ten zeigte er auf, wie sich das politische 
Klima insbesondere seit der Flücht-
lingsbewegung verändert hat. Diesbe-
zügliche Ängste und Sorgen schwelen 
weiter in der Bevölkerung, deren Ver-
trauen in Politik, Politiker und Partei-
en stark gesunken sei. Dies mache an-
fälliger für Populismus, wie die Wahl-
erfolge der AfD zeigen. Petersen warb 
indes für Optimismus, denn die Zah-
len zeigen auch, dass der Zenit dieses 
Trends überschritten sei. Das allgemei-
ne Vertrauen in die politischen Institu-
tionen nehme wieder zu, was eine hohe 
Demokratieverankerung in der Bevöl-
kerung bezeuge. Auch die Skepsis ge-
genüber der Europäischen Union neh-
me seit dem Brexit wieder ab.

Der Politikwissenschaftler Prof. Dr. 
Klaus Stüwe problematisierte in seinem 
Vortrag zunächst den Begriff „Popu-
lismus“. Dabei sei die Behauptung ei-
ner Verschwörung der Eliten gegen die 
vermeintlich „wahren Interessen“ des 
„Volkes“, dessen „wahre Vertreter“ die 
Populisten seien, obgleich diese meist 

selbst den Eliten angehören, als allge-
meines Grundmuster festzuhalten. Im 
Populismus als einer Spielart des Natio-
nalismus werden Ausgrenzungen sub-
tiler formuliert als im Rechtsextremis-
mus und dadurch Feindbilder gefes-
tigt. Stüwe sieht drei Gründe für das 
Erstarken des Populismus in den letz-
ten Jahren: erstens das Phänomen ge-
sellschaftlicher Modernisierungskrisen, 
die Veränderungsdruck und Angst er-
zeugen; zweitens der allgemeine Ver-
trauensverlust in die demokratischen 
Institutionen und drittens eine falsch 
verstandene Political Correctness, bei 
der die an sich zu befürwortende Sen-
sibilität für die Wirkungen der Sprache 
übersteigert werde. Bezogen auf Eu-
ropa sollten Populisten Stüwe zufol-
ge weder dämonisiert noch eingebun-
den werden, vielmehr seien die Erfol-
ge der EU für Frieden, Wohlstand und 
Bürgerrechte herauszustellen.

Bernd Hüttemann, Vizepräsident 
der Europäischen Bewegung Interna-
tional und Generalsekretär ihrer deut-
schen Sektion, warb in seinem Vortrag 
ebenfalls für Optimismus. Die Stärkung 
der Demokratie sollte ihm zufolge vor 
allem im Kleinen ansetzen: „Vereins-
meierei“ in den Gremien von Verbän-
den, Interessengruppen und Kommu-
nen als Ausdruck des gesellschaftlichen 
Pluralismus versteht er im positiven 
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Sinne als eine Schule der Demokra-
tie, die auch das Verhältnis zur großen 
Demokratie präge. Mit Blick auf Ost-
europa warnt er davor, von populistisch 
agierenden Regierungschefs pauschal 
auf die Einstellungen der Menschen 
in den dortigen Ländern zu schließen.

Nach der Feier der Heiligen Messe in 
der Krypta der benachbarten Münster-
kirche und einem Grußwort des Ober-
bürgermeisters der Stadt Mönchen-
gladbach, Hans Wilhelm Reiners, be-
gann der zweite Tagungstag mit einem 
Vortrag von Bischof Dr. Franz-Josef 
Overbeck, der auch Vizepräsident der 
COMECE ist. Bischof Overbeck legte 
dar, dass die gegenwärtige Situation 
in Deutschland und Europa nicht mit 
Weimarer Verhältnissen vergleichbar 
sei, aus diesen aber Lehren für die Zu-
kunftsfähigkeit der Demokratie gezo-
gen werden sollten. Populisten – so 
seine erste Beobachtung – missbrau-
chen die Institutionen des demokrati-
schen Staats zum Rückbau freiheitli-
cher Standards und streben nach Stär-
kung, nicht aber nach Begrenzung von 
Macht. Deshalb käme es zweitens auf 
die Gemeinsamkeit der Demokraten an, 
die partikulare Interessen zurückzustel-
len hätten. Drittens seien auch sozio-
ökonomische Paritäten wie eine rela-
tiv gleichmäßige Verteilung des Wohl-
stands eine weitere Voraussetzung für 
die Akzeptanz der Demokratie. Bischof 
Overbeck schloss seinen Vortrag mit 
einem Appell an die Christen, Ängste 
zwar ernst zu nehmen, in Zeiten vielfäl-
tiger Unsicherheiten aber Zuversicht zu 
verbreiten und die Herausforderungen, 
vor denen Europa steht, anzunehmen.

Wenn der Schuhladenbesitzer ange-
sichts der Konkurrenz durch den On-
linehandel, aber auch aus Angst vor 
der Globalisierung und der Flüchtlings-
bewegung fragt „Was wird aus mir?“, 
könne dies einen Nährboden für Popu-
lismus darstellen, so Elmar Brok MdEP. 
Damit brachte das dienstälteste Mit-
glied des Europäischen Parlaments 
pointiert seine Auffassung zum Aus-
druck, dass die durch Digitalisierung, 
Migrations- und Wirtschaftskrisen ver-

ursachten Wandlungsprozesse Ängs-
te und Verunsicherungen auslösen, 
die populistischen Strömungen in die 
Hände spielen. Dem setzte der Abge-
ordnete ein Europa entgegen, das nur 
gemeinsam, als Europäische Union, 
die Herausforderungen der Gegenwart 
wie Klimawandel, Fluchtbewegungen, 
Wirtschafts- und Handelsfragen zu be-
wältigen vermag. Gerade deshalb hät-
ten seiner Überzeugung nach Russland, 
China und mittlerweile auch der ame-
rikanische Präsident ein Interesse da-
ran, die Europäische Union zu schwä-
chen und als internationalen Akteur 
zu zerstören.

Das dritte und letzte Panel der Ta-
gung legte den Fokus insbesondere auf 
die spezifische Entwicklung der Demo-
kratie in einigen der Transformations-
gesellschaften Osteuropas.

Dr. Melani Barlai vom Netzwerk Po-
litische Kommunikation Andrássy der 
Universität Budapest gewährte dabei 
zunächst einige Einblicke in das po-
litische Leben Ungarns. Dieses sei top 
down geprägt und das demokratische 
System ihr zufolge von starken zentri-
fugalen Kräften beeinflusst. Kritisch sei 
hierbei insbesondere die Rolle des Re-
gierungschefs Viktor Orbán zu sehen, 
der seine Kritik an der EU und auch 
an Deutschland mithilfe einer kollek-
tiv-homogenen Geschichtsschreibung 
seines Landes zu begründen versucht. 
Er definiere es unter Rückgriff auf die 
osmanischen Eroberungen im 16. Jahr-
hundert zudem als „christliches“ Land 
in Abgrenzung gegenüber dem Islam. 
Dies verkenne nach Barlai aber, dass 
Ungarn auch positive Erfahrungen mit 
Muslimen, etwa mit den Flüchtlingen 
aus Bosnien, gemacht habe.

Wenn das gemeinsame Haus Eu-
ropa eine Heimat sein soll, bedürfe es 
einer neuen politischen Philosophie, 
legte der tschechische Soziologe Prof. 
Dr. Thomáš Halík in seinem Vortrag 
dar. Hierbei könne auch aus der ka-
tholischen Soziallehre geschöpft wer-
den, deren Profilierung in Auseinan-
dersetzung mit der Moderne in der En-
zyklika Centesimus annus von Papst 

Johannes Paul II. abschließende Ge-
stalt angenommen hat. Darauf grün-
dend könne die Kirche in Europa zur 
Immunität der jeweiligen Gesellschaf-
ten gegen Populismus und Extremis-
mus beitragen.

Im Anschluss schilderte Prof. Dr. 
Hristo Todorov, der Philosophie an der 
Universität Sofia lehrt, den politischen 
Zustand seines Heimatlandes Bulga-
rien. Er nannte drei Erkennungsmerk-
male des Populismus: einfache Ant-
worten auf komplexe Fragen, falsche 
Versprechungen und die Kultivierung 
von Feindbildern. Demgemäß gehöre 
Populismus zum Mainstream der bul-
garischen Politik, die von einer Koa-
lition aus drei nationalistischen sowie 
teils auch rassistisch und antisemi-
tisch orientierten Parteien dominiert 
werde. In Sachen Pressefreiheit liege 
Bulgarien auf Platz 109 von 180 Staa-
ten, die Staatsanwaltschaft habe große 
Macht und verfolge politisch Anders-
denkende, der Staat stehe letztlich im 
Dienst oligarchischer Kreise. Bulgarien 
ist demnach ein „captured state“, re-
sümiert Todorov.

Zuletzt lenkte Gerhard Soyka, stell-
vertretender Vorsitzender der Jungen 
Europäischen Föderalisten Deutsch-
lands, den Blick auf die politische Stim-
mungslage der europäischen Jugend. 
Diese schätze die durch die EU ermög-
lichte Mobilität, was aber auch zur Fol-
ge habe, dass viele junge Osteuropäer 
ihre Heimatländer gen Westen verlas-
sen und nicht mehr zurückkehren. Von 
dem enormen wirtschaftlichen Fort-
schritt seit dem Fall des Eisernen Vor-
hangs profitieren nämlich längst nicht 
alle, wodurch Unzufriedenheit entste-
he und populistische Parteien gewählt 
werden. Soyka gründet seine optimisti-
sche Haltung mit Blick auf die Zukunft 
indes auf eine seit dem Brexit auszuma-
chende deutliche Veränderung: Seither 
gebe es mehr Eintritte in die Jugendor-
ganisationen der Parteien und Verbän-
de, was von einem gestiegenen poli-
tischen Interesse bei jungen Menschen 
zeuge. Allerdings müssen hierbei Nich-
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takademiker noch viel stärker erreicht 
und einbezogen werden.

Auch am Ende dieses Panels bot sich 
den Tagungsteilnehmern die Möglich-
keit, mit den Referenten in eine Dis-
kussion zu treten. Dieses interaktive 
Format trug nicht nur zur Lebendig-
keit des Tagungsverlaufs bei, sondern 
sicherte zudem die Klärung, Vertiefung 
oder Erörterung von Fragen, die oft 
kontrovers bewertet werden.

In seinem Schlusswort  würdigte 
Stefan Lunte, Generalsekretär von 

Justitia et Pax Europa, die Christliche 
Sozialethik als eine Brücken- und Di-
alogdisziplin und so auch die inter-
nationale und multiperspektivische 
Herangehensweise an das Thema der 
diesjährigen Sozialethischen Gesprä-
che. Das Schlüsselwort sei Vertrauen, 
weshalb die Frage zu diskutieren blei-
be, wie das Vertrauen in die Demokra-
tie in Europa wieder zurückgewonnen 
werden könne.

Die Tagung zeigte, dass uns Europa 
mit seinen Problemen nicht loslässt, 

dass es aber ebenso Lösungsansät-
ze und positive Entwicklungen gibt, 
die Grund zum Optimismus geben. Die 
sozialethische Reflexion der populisti-
schen Herausforderungen der Europä-
ischen Union und ihrer Mitgliedstaa-
ten muss in jedem Fall in dieser inter-
disziplinären Offenheit weitergeführt 
werden.

Lars Schäfers, Wolfgang Kurek, 
Mönchengladbach
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Buchbesprechungen

Ethik von Banken und Finanzen

Manfred Stüttgen (Hg.): Ethik von  Banken 
und Finanzen, Zürich und Baden-Baden: 
Theologischer Verlag Zürich (TVZ) und No-
mos 2017, 564 S., ISBN 9783290220372 
(TVZ) und 9783848738465 (Nomos).

Der zunächst rein quantitativ beeindru-
ckende Band mit insgesamt 30 Autorin-
nen und Autoren unternimmt einen in-
teressanten Spagat, der bereits in der 
freundlichen Unterstützung durch die 
Hauck & Aufhäuser AG, die Forschungs-
kommission der Universität Luzern und 
der Katholischen Kirche im Kanton Zü-
rich, d. h. einem privaten Vermögensver-
walter, einer universitären und einer 
kirchlichen Einrichtung, zum Ausdruck 
kommt. Der Herausgeber, derzeit Ge-
schäftsführer einer Unternehmensbera-
tung für Banken mit Spezialisierung Stra-
tegieumsetzung, Marketing und nach-
haltige Investments, umreißt in einem 
kurzen Dankeswort den Entstehungskon-
text des Bandes: In der Banken- und Fi-
nanzwelt zeichnen sich neue Spieregeln 
ab und Banken versuchen, sich sozial und 
umweltbewusst zu positionieren. In die-
sem neuen Reflexionshorizont verorten 
sich die Beiträge der 30 Kapitalmarktspe-
zialisten, Moraltheologen und Finan-
zethiker, Börsenprofis, Politökonomen 
und Bankmanager.

Der einleitende Beitrag von Stüttgen 
bietet einen Überblick über die beein-
druckenden größten Finanzskandale, ver-
bunden mit der zutreffenden These, dass 
gerade das professionelle Geldgeschäft 
besonders große Spielräume und Verfüh-
rungen für opportunistisches Verhalten 
bietet. Er nennt treffend sieben Aspekte, 
u. a., dass der Handel mit hochkomplexen 
Produkten eine faire Nutzeneinschätzung 
erschwert (S. 18). In einem weiteren Bei-
trag diskutiert Stüttgen Mikrokredite und 

hebt auch informativ ihre mittlerweile 
offenkundigen Schwachstellen hervor. 
Auch Annette Kraus und Simone Lan-
dolt benennen Schwächen und die be-
sondere Ungleichheit zwischen den Kon-
traktteilnehmern bei Mikrokrediten, sie 
sehen aber auch die Lernfähigkeit der 
„Mikrokreditindustrie“ und die Wirksam-
keit von Soft Law (Selbstbindung durch 
Übereinkünfte usw.).

Christoph Weber-Bergs Beitrag ist ei-
ne Art philosophische Reflexion: Geld hat 
keine Moral, ist aber ein die Gesellschaft 
integrierendes Medium. Es bietet viele 
Möglichkeiten, aber auch solche, Böses 
anzustellen. Klaus Gabriel unterscheidet 
drei Investorentypen: den dominieren-
den, renditeorientierten ökonomistischen 
Typus, den zunehmend vorkommenden 
moralkonformen (Rendite plus morali-
sche Standards) und den seltenen „su-
pererogatorischen“ Typus, der aus ethi-
schen Anlagegesichtspunkten sogar auf 
Rendite verzichtet.

Falco Paetzold beschreibt die Anlage-
horizonte vermögender Privatinvestoren. 
Er sieht einen langsamen Gesinnungs-
wandel, allerdings bestehe noch eine 
deutliche „Nachhaltigkeits-Lücke“ auch 
bei jungen Erben. Andreas Beck und Ga-
briel Layes betrachten ethische Invest-
ments aus Sicht der Portfoliotheorie, die 
u. a. eine möglichst breite Streuung der 
Anlagen zur Risikominderung beinhaltet. 
Ein ethisch „hochselektiv“ zusammenge-
setztes Portfolio kann daher eigentlich 
keine risikobereinigte gleichwertige Ren-
dite versprechen, eine Folgerung, die die 
Autoren in ihrem Abschlusskommentar 
allerdings sehr verklausuliert verwässern.

Antje Schneeweiß arbeitet für die 
NGO Südwind. In Interviews mit Ver-
tretern von Nachhaltigkeitsratingagen-
turen und Unternehmen ergibt sich ein 
gemischtes Bild: Es gibt einen gewissen 
Wettbewerb um Nachhaltigkeit zwi-
schen Unternehmen, andererseits stellt 
sie fest: „Nachhaltigkeitsratingagentu-
ren und Investoren haben bisher kaum 
einen materiellen Einfluss auf Unterneh-
men“ (S. 187).

Rudolf Wehrli, früher u. a. tätig als 
Unternehmensberater, kritisiert hart die 
Nichtexistenz einer Aktionärsdemokra-
tie und die tatsächliche Dominanz von 
institutionellen Investoren, deren Ma-
nager gar nicht mit eigenem Kapital im 
Feuer stehen, die sehr kurze Planungs-
horizonte haben und denen jeder Gedan-
ke an Nachhaltigkeit fehle. Er ruft dazu 
auf, mündiger Aktionär zu werden. Ei-
ne gute Idee sieht der Rezensent in der 
Einführung von Loyalitätsprämien beim 
längerfristigen Halten von Aktien (zwei 
Jahre oder länger).

Kevin Schaefers geht vom allgemei-
nen Vertrauensverlust gegenüber Anla-
geberatern aus und ruft zu moralkonfor-



Buchbesprechungen

42 MOSINTERNATIONAL 12. Jg. (2018) Heft 3

mer Beratung auf, was auch wohl den 
Neigungen der meisten Berater entspre-
che. Man werde hierbei allerdings oft von 
Seiten der Ausbildungsschwerpunkte, in 
der Praxis dann von der eigenen Bank und 
dem Gesetzgeber bisher weitgehend im 
Stich gelassen. Er nennt aber auch Aus-
nahmen. Steffen Streiff beschreibt die 
Begleitung bestimmter Fonds von Hauck 
und Aufhäuser durch Ethik-Komitees. 
Michael Diaz erläutert die sustainab-
le banking scorecard, der sich 28 Ban-
ken verpflichtet haben. Generell stehe 
es um die weder in der Schweiz noch 
in Deutschland rechtlich vorgeschrie-
bene Nachhaltigkeitsberichterstattung 
nicht zum Besten. Daher will man mit 
der Scorecard und detaillierten Zahlen 
zu sozial-ökologischen Aspekten gegen-
steuern, was am Beispiel der Alternati-
ven Bank Schweiz näher beleuchtet wird. 
Olaf Weber gibt einen Überblick über die 
sozialen Banken, die Mitglied in der die 
Scorecard anwendenden Global Alliance 
for Banking on Values sind, u. a. die deut-
sche Triodos Bank und die GLS. Trotz Auf-
schwung seien soziale Banken nach wie 
vor ein klares Nischenphänomen. Henry 
Schäfer umreißt in einem recht abstrakt 
gehaltenen Beitrag aus der Sicht einer 
wissensbasierten Theorie der Unterneh-
mung die Bedeutung von Corporate So-
cial Responsibility unter Rückgriff auf die 
Stakeholdertheorie, die Theorie des so-
zialen Tauschs und die Realoptionsthe-
orie. Es kann hier offen bleiben, ob die-
se Ansätze sich ergänzen oder in eini-
gem widersprechen. Michael Rosenberger 
behandelt die Frage, ob ein nur in der 
Schweiz anzutreffender strafrechtlicher 
Schutz des Bankkundengeheimnisses 
auch unter ethischen Gesichtspunkten 
angemessen erscheint. Edeltraud Kollers 
Beitrag ist ein Plädoyer für ein verbindli-
ches Berufsethos für Investmentbanker/
innen, das es in Form von Kodizes (denk-
bar sind auch Eide oder Gelöbnisse) z. B. 
bei einer globalen Berufsvereinigung von 
Finanzmarkthändlern bereits gibt. Peter 
Kirchschläger behandelt das heikle The-
ma privater Ratingagenturen aus einer 
ethischen Perspektive. Er beschreibt ih-
re geringe Anzahl, ihren starken Einfluss 

und ihre auch quasi-regulatorischen Auf-
gaben sowie ihre strukturelle Überforde-
rung und Interessenkonflikte. Er disku-
tiert zahlreiche Verbesserungsvorschläge, 
wie die Bezahlung der Ratings durch die 
Investoren; kurz wird auch der fehlen-
de Wettbewerb unter den Agenturen ge-
nannt. Als einer der wenigen Beitragen-
den denkt er auch über regulatorische 
Reformen nach, z. B. über eine geringe-
re Bedeutung der durch die Agenturen 
vorgenommenen Risikogewichtungen 
von Vermögenswerten.

Sven Grzebata fordert die Förderung 
von Financial Literacy zum Abbau von 
Informationsasymmetrien und auch hin-
sichtlich des Funktionierens von Finanz-
märkten insgesamt zwecks ihrer Entmys-
tifizierung. Simone Heinemann widmet 
sich Finanzderivaten. Die nicht nur indivi-
duelle, sondern auch die Systemrelevanz 
von Derivaten sei zu ermitteln, Nahrungs-
mittelderivate lehnt sie grundsätzlich ab. 
Im Gegensatz dazu sehen Yvonne Sei-
ler, Heinz Zimmermann und Marco Haa-
se vom hohen Ross der Wissenschaft aus 
Terminspekulation auf Rohstoffmärkten 
und die dortige Spekulation nicht grund-
sätzlich negativ. Heinemanns Haltung, sie 
ist Risk and Control Managerin bei der 
Bank HSBC, ist wie die der meisten Au-
toren des Bandes moderat: Derivate sei-
en häufig sinnvoll, zentrale Clearingstel-
len enthielten ein neues Klumpenrisiko; 
die Möglichkeiten zur Einschränkung des 
immensen Derivatevolumens, z. B. über 
eine Finanztransaktionssteuer, werden 
nicht angesprochen. Christian Frey und 
Christoph Schaltegger bezweifeln an-
hand empirischer Daten die These einer 
wachsenden Einkommens- und Vermö-
genspolarisierung für die Schweiz. Wolf-
gang Bürgstein beleuchtet zunehmend 
sichtbare Schattenseiten der betriebli-
chen Altersvorsorge in der Schweiz.

Den Band beschließt Thorsten Polleit 
mit einem aus Sicht der liberalen öster-
reichischen Schule formulierten Plädoyer 
für eine Entstaatlichung des Geldes. Der 
vorletzte Beitrag von Thomas Mayer, der 
auch der österreichischen Schule zuneigt, 
gibt dem Band dann gegen Ende doch 
eine gewisse marktlibertäre Schlagsei-

te, die auch durch den vor Mayer plat-
zierten Beitrag von Joachim Wiemeyer 
zu den Verteilungswirkungen der Ret-
tungspolitik in der Finanz- und Eurokrise 
nicht recht ausbalanciert wird; Wiemeyer 
bringt eine Vermögensabgabe ins Spiel 
und weist auf die die soziale Ungleichheit 
weiter antreibende Wirkung der Niedrig-
zinspolitik der EZB hinweist. Mayers Bei-
trag ist insofern interessant, als er zwar 
die besondere Gefährlichkeit der Tätig-
keitsfelder von Investmentbanken in Fra-
ge stellt, aber – wenngleich etwas kurz 
und allgemein – die Notwendigkeit ei-
ner grundlegenden Reform des Geldsys-
tems zwecks Abschaffung des Privilegs 
der Geschäftsbanken zur Geldschöpfung 
aus dem Nichts anspricht; er geht damit, 
wie auch Polleit, über die vorher gehen-
den systemimmanenten Vorschläge hi-
naus.

Ohne Zweifel handelt es sich bei al-
len Beitragenden um Fachleute, die die 
jeweilige Materie und die entsprechen-
de Fachliteratur bestens kennen. Insge-
samt fällt auf, dass die meisten Beiträge 
zu ihren Bemühungen keine ergänzen-
den Reformvorschläge für die regulato-
rische Makroebene haben, was allerdings 
für Vertreter der Finanzbranche insge-
samt typisch ist: Der gesetzliche Rahmen 
wird als Datenkranz hingenommen, nicht 
hinterfragt und es werden keine über die 
eigenen kurzfristigen Interessen hinaus-
gehenden Forderungen an die Politik ad-
ressiert. Es fehlen kreative Überlegun-
gen z. B. zu heute möglichen alternati-
ven Unternehmensformen (Stiftungen), 
um z. B. mit Wehrli demokratischere Ent-
scheidungsstrukturen zu fördern. Auch 
hätte es dem Sammelband gutgetan, 
wenn etwas kritischere bis ablehnende 
Beiträge, z. B. zum Best-In-Ansatz, zu 
den Ratingagenturen usw. präsent wä-
ren. Die stillschweigende Grundannah-
me aller Beiträge ist, dass sich im Rah-
men des Gegebenen eine ganze Menge 
ethisch verbessern ließe. Grundsätzlich: 
Was folgt für Praktiker aus der Tatsa-
che, dass wir angesichts der ökologi-
schen Globalbedrohungen die Realwirt-
schaft und den Finanzsektor eigentlich 
drastisch schrumpfen müssen? Greifen 
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v. a. angesichts der Ökoproblematik und 
sozialer Ungleichheit nicht die vorge-
stellten Bemühungen viel zu kurz oder 
sind sie schlimmstenfalls ein Palliativ zur 
Überdeckung eines nicht länger haltba-
ren Konkurrenzwirtschaftsmodells? Auf 

jeden Fall ist den Autorinnen und Auto-
ren Kompetenz und ernstzunehmendes 
Engagement nicht abzusprechen. Der in-
teressierte Leser und auch Fachpersonen 
erlangen durch den Band einen Überblick 
über systemimmanente ethische Reform-

bemühungen. Insofern der Sammelband 
die Frage hervorruft, was über die frei-
willige und Unternehmensebene hinaus-
gehend passieren muss, kommt ihm eine 
konstruktive Rolle zu.

Helge Peukert, Siegen

Für Gott und den Profit

Samuel Greg: Für Gott und den Profit. 
Eine Ethik des Finanzwesens. Christlich – 
marktliberal. Freiburg i. Br.: Herder 2017, 
264 S., ISBN 9783451819704.

Angesichts der Flut wirtschaftsethischer 
Literatur ist die Anzahl von Publikationen, 
die sich spezifischen Fragen einer Ethik 
der Finanzwirtschaft widmen, durch-
aus überschaubar. Insofern ist ein rela-
tiv handliches Buch zur Ethik des Finanz-
wesens, dessen Lektüre überdies weder 
die Kenntnis ökonomischer Fachsprache 
noch jene feinster Distinktionen des phi-
losophischen Ethikdiskurses voraussetzt, 
durchaus erfreulich. Nun ist Ethik, sofern 
sie nicht auf puren Formalismus reduziert 
wird, immer haltungs- und standpunk-
tabhängig und beinhaltet somit häufig 
ein Positio nierungs- und Entscheidungs-
moment, für das es keine rein rationale 
Letztbegründung mehr gibt. Ich möch-
te daher gleich zu Beginn dieser Bespre-
chung anmerken, dass ich mich persönlich 
mit der Grundpositionierung der vorlie-
genden Publikation nur schwer anfreun-
den kann, auch wenn diese sich im Rah-
men christlicher Sozialethik verortet. Da-
bei geht es nicht nur um die abweichende 
Stellungnahme zu Einzelfragen, sondern 
auch um die grundlegende Zuordnung 
zwischen der ethischen Leistungsfähig-
keit der Marktdynamik einerseits und der 
gesellschaftlichen Verantwortung politi-
scher wie zivilgesellschaftlicher Akteure 
andererseits, bzw. um die Einschätzung 
dessen, was von ökonomischer Prospe-
rität erwartet bzw. dieser zugestanden 
werden kann. Auch wenn der Grundan-
satz Samuel Greggs (Direktor des Acton 
Institute, Michigan und u. a. Mitglied der 
Royal Economic Society und der Mont 

Pèlerin Gesellschaft) mit den Prinzipien 
der Katholischen Soziallehre kompatibel 
sein mag, so sehe ich darin doch Optio-
nen am Werk, die mit jenen, die ich aus 
dieser Doktrin ableite, nicht in Überein-
stimmung zu bringen sind. Wie der Au-
tor selbst anmerkt (32–33), ist der Spiel-
raum der Ausgestaltung einer christlichen 
Ethik groß. Dies ist durchaus zu begrüßen 
und die Bandbreite unterschiedlicher Zu-
gänge daher groß. Ich bin mir auch be-
wusst, in dieser Bandbreite nur eine mög-
liche Position zu vertreten und nicht die 
der Katholischen Sozialethik. Somit wird 
meine kritische Haltung auch im katho-
lischen Raum keineswegs konsensfähig 
sein, was sich schon aus der Tatsache er-
gibt, dass für die deutsche Ausgabe des 
Buches ein katholischer Theologe – mit 
deutlicher Zustimmung zur Position des 
Autors – verantwortlich zeichnet: Im Na-
men das Austrian Institute of Economics 

and Social Philosophie dessen Präsident 
Martin Rohnheimer (Professor an San-
ta Croce in Rom). Nach eigenem Selbst-
verständnis setzt sich genanntes Insti-
tut für die Verbreitung der Idee ein, dass 
sich unter den Bedingungen von Kapita-
lismus und freier Marktwirtschaft die Zie-
le christlicher Ethik am besten erreichen 
lassen. Innerhalb dieses Grundanliegens 
ist Greggs Argumentation also zu lesen.

Doch nun endlich zum Inhalt vorlie-
gender Publikation, die sich in drei gro-
ße Abschnitte gliedert. Der erste gibt 
der Darstellung der Beziehung zwischen 
Christentum und Ökonomie mit Fokus 
auf die Geldthematik einigen Raum. Auch 
wenn hier keine neuen historischen For-
schungsergebnisse zu erwarten sind, ist 
der gesamte Abschnitt doch durchaus in-
formativ und malt ein differenziertes Bild 
insbesondere von der Vielgestaltigkeit der 
christlichen Relation zur sich rasch aus-
breitenden Finanzwirtschaft des Mittel-
alters. So stellen die montes pietates eben 
trotz bestehender Zinsskepsis Kreditsys-
teme in kirchlicher Hand dar, die der Ar-
mutsbekämpfung dienten, und scholasti-
sche Theologen  argumentierten durchaus 
im Sinne einer quasi modernen Kapital-
wirtschaft. Interessant ist auch die Aus-
einandersetzung mit ethischen Stellung-
nahmen zu herrscherlicher Manipulation 
des Geldwertes. Die berechtigte Kritik an 
sittlich fragwürdigen Motiven politisch 
Mächtiger der Vergangenheit, die etwa 
zum Schaden ihrer Untertanen Münz-
werte reduzierten, sollte jedoch nicht 
dazu dienen, staatliche oder überstaat-
liche Geldpolitik in der Gegenwart als 
grundsätzlich problematisch und da-
her möglichst klein zu haltend erschei-
nen zu lassen. Eine derartig tendenzielle 
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Note durchzieht allerdings den gesam-
ten historischen Abschnitt des Buches. 
Ebenso zeugt es doch von einer gewis-
sen Blindheit gegenüber gegenwärtigen 
Problemen, wenn aus historischen Be-
obachtungen der Schluss gezogen wird, 
das Hauptproblem einer vormittelalter-
lichen Denkweise sei es gewesen, dass sie 
innerhalb einer Gleichgewichtswirtschaft 
durch spezifische Formen der Verteilung 
zu Gerechtigkeit zu kommen versuch-
te und nicht auf Wachstum setzte (56). 
Man könnte mittlerweile wahrlich wissen, 
dass das ökonomische Wachstumsmodell 
manches Problem zu lösen im Stande ist, 
dies aber nur um den Preis, noch größe-
re Probleme zu evozieren. Was freilich 
tatsächlich zu berücksichtigen bleibt, ist 
die Tatsache, dass die klassischen Argu-
mente gegen den Zins – auch wenn in 
sich schlüssig – an Begründungskraft da-
durch verlieren, dass sie die Kapitalfunk-
tion des Geldes entweder nicht kannten 
oder nicht berücksichtigten.

Der recht schmale zweite Abschnitt 
des Bandes, der mit Theorie überschrie-
ben ist, bleibt so weit im Allgemeinen, 
dass er wenig Anlass für Auseinander-
setzung oder Kritik bietet. Festgehalten 
wird hier, dass die christliche Reflexion 
über Finanzen stets von den Prinzipien 
der Tauschgerechtigkeit, der Sorge für 
die Armen und die Einschränkung staat-
licher Willkür getragen gewesen sei (118). 
Auch ist der Hinweis darauf unverzicht-
bar, dass zum theologischen Rahmen die-
ser Prinzipien die universelle Bestimmung 
der Erdengüter ebenso gehört wie die 
Warnung vor einer Vergötzung des Gel-
des, das stets instrumentellen Charakter 
bewahren muss (125).

Inhaltlich problematisch erscheint mir 
der dritte Teil des Buches, der sich der 
Praxis widmet. Hier wird nun ganz aus der 
Perspektive dessen argumentiert, der die 
gegenwärtige Finanzwirtschaft zu recht-
fertigen versucht, sofern sie nicht betrü-
gerisch oder offen kriminell agiert; dies 
mit teilweise spitzfindiger Logik, die zu-
mindest hart an den Rand des Unseriö-
sen beziehungsweise des Zynismus ge-
rät. Diese Problematik ergibt sich daraus, 
dass die im zweiten Abschnitt genann-

ten Grundlagen fast ausschließlich zur 
Rechtfertigung und nicht auch zur Kri-
tik gängiger Praxis herangezogen wer-
den, wozu sie m. E. mitunter in unzuläs-
siger Weise gedehnt werden müssen. Hier 
kommt letztlich auch zum Tragen, dass 
eine Sorge für die Armen nicht unbedingt 
gleichbedeutend mit einer Option für die 
Armen sein muss, da erstere sich auf die 
Logik des Almosens (oder bestenfalls ei-
ne trickling through) beschränken kann, 
während letztere doch immer auch eine 
Gestaltung von Strukturen zum Vorteil 
der Geringsten im Blick zu behalten hat. 
Ebenso fehlt im kurzen Theoriekapitel ein 
ausführlicher Blick auf das Thema ganz-
heitlicher menschlicher Entwicklung, so 
dass der Blick in die Praxis letztlich doch 
auf den Bereich materieller bzw. finan-
zieller Prosperität eingeengt bleibt. An 
dieser Stelle wären nun zahlreiche Ein-
zelbelege für die von mir angedeutete 
Kritik anzuführen. Ich beschränke mich 
mit Rücksicht auf den Umfang dieser Be-
sprechung auf einige exemplarische Hin-
weise. Die Klage über den Skandal von 
Spekulationen mit Grundnahrungsmit-
teln tut Gregg mit dem Hinweis darauf ab, 
dass es fast keinen direkten „Beweis für 
eine Beziehung zwischen Preisschwan-
kungen und Spekulationstätigkeit“ (149) 
gebe. Hohe Preise seien vielmehr Aus-
druck eines knappen Angebotes. Da-
raufhin werden die ökonomischen Vor-
teile von Termingeschäften am Beispiel 
des Erdöls erläutert. Nun sind Ölförder-
mengen bekanntlich von relativ wenigen, 
potenten Anbietern leicht zu manipulie-
ren und zu kontrollieren. Eine Absiche-
rung gegen daraus entstehende Preis-
schwankungen kann auf zahlreiche an-
dere Märkte eine stabilisierende Wirkung 
haben. Wenn aber mehr als das 70-fa-
che der weltweit verfügbaren Weizenern-
ten an Rohstoffbörsen spekulativ gehan-
delt wird, hat dies zumindest kurzfristig 
massive Preisausschläge zur Folge. Was 
für Händler eine vorübergehende Episo-
de sein mag, kann für unzählige Men-
schen zur lebensbedrohlichen Katastro-
phe werden, wenn ihr gerade zum Über-
leben ausreichendes Einkommen massiv 
an Kaufkraft verliert. Dass sogar die Welt-

bank 2008 in Warenterminspekulationen 
einen wesentlichen Faktor massiver und 
auch nachhaltiger Lebensmittelpreis-
anstiege (es handelt sich in den Jahren 
2007–2012 zum Teil um eine Verdopp-
lung der Preise) sah, sollte in diesem Zu-
sammenhang nicht unerwähnt bleiben. 
Gregg ist aber eben offenkundig nicht in 
der Lage zu Perspektivenwechseln und 
schreibt daher nur aus der Position der 
Finanzmarktakteure. Dies wird wiederum 
deutlich, wenn er die hohen Einkommen 
in den oberen Etagen der Finanzindustrie 
verteidigt (166–170). Es soll hier nicht in 
das populistisch missbrauchbare Horn des 
Ressentiments gestoßen werden, auch 
wenn die Frage nach Gehaltsspreizun-
gen jenseits der 1:100-Relation durchaus 
seriös gestellt werden kann, wobei frei-
lich nicht nur der Bereich der Finanzwirt-
schaft zu berücksichtigen ist. Ob die Ge-
meinwohldienlichkeit der Finanzindustrie 
wirklich derart hoch ist wie behauptet, 
darf dennoch angezweifelt werden. Das 
zentrale Rechtfertigungsargument des 
Autors besteht aber ohnedies im hohen 
Risiko, das Finanzmarktspezialisten ein-
gehen. Man muss ihm zugutehalten, dass 
er selbst ein höheres Ausmaß an persön-
licher Haftung für die Akteure fordert. 
Selbst wenn diese aber in stärkerem Ma-
ße auch ihr eigenes Kapital aufs Spiel 
setzen würden, als das häufig der Fall 
ist, betrieben sie doch immer noch Risi-
komanagement auf der Basis von Infor-
mationen, ausgestattet mit der Möglich-
keit freier Entscheidung. Im Falle syste-
mischer Ausschläge des gesamten Sektors 
nach unten, wie sie sich in der Krise seit 
2007 zeigten, tragen jedoch gerade die 
Ärmsten sowohl in den Industrienatio-
nen als auch in den Entwicklungsländern 
die Folgen von Fehlentscheidungen und 
Fehlentwicklungen. Für sie gibt es nicht 
die Möglichkeit eines mehr oder weni-
ger geschickten Umgangs mit Risiken, sie 
sind schlicht mit einer von ihnen nicht 
beeinflussbaren Gefahr konfrontiert. Ob 
es vor diesem Hintergrund gerecht sein 
mag, dass die Bereitschaft Risiko zu neh-
men belohnt wird, das Leben und Ar-
beiten in einer Zone der Gefahr für Ar-
beitsplatz und Existenz aber nicht, mag 
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als naive Frage erscheinen, die hier aber 
dennoch gestellt sein. Moral Hazard hin-
gegen wird nach Gregg durch staatliches 
Eingreifen in die freien Märkte erst ei-
gentlich verursacht. Das Bewusstsein ei-
nes too big to fail, reduziert wohl tat-
sächlich das Verantwortungsbewusstsein 
von Wirtschaftsakteuren. Ist es aber nicht 
zynisch jenen staatlichen Rettungsaktio-
nen, die wirtschaftliche Totalzusammen-
brüche zu verhindern versuchen, vorzu-
werfen, sie würden das Ethikfundament 
der Märkte untergraben? Einer ohne-
dies immer machtloser werdenden Poli-
tik kann so auf jeden Fall der Schwarze 
Peter zugeschoben werden: entweder hat 
sie nichts gegen eine drohende Katastro-
phe unternommen, oder sie hat das freie 
Spiel der Kräfte in einer Weise manipu-
liert, die auch den Defektierern im Spiel 
zugutekommt. Die Schuld liegt stets im 
Bereich der Politik, die entweder korrupt 
oder unterkomplex reagiert, während die 
Akteure der Finanzmärkte nur das Bes-
te für die Gesellschaft im Blick haben. 
In dieser Logik trägt dann freilich auch 
der Gesetzgeber die Verantwortung da-
für, dass Gesetzesspielräume bis zum Äu-
ßersten ausgereizt werden. „Es liegt be-

reits in der Natur der Regulierungsarbi-
trage, dass jede neue Regulierung auch 
eine neue Gelegenheit für Arbitrage bie-
tet. Eine typische Reaktion der Finanz-
institutionen auf zunehmende Regulie-
rung besteht deshalb darin, äußerst krea-
tive Leute anzuheuern, die Wege finden, 
die neuen Regulierungen durch Arbitrage 
auszunutzen.“ (184) Dass Gregg im An-
schluss festhält, diesem Problem sei nur 
zu entkommen, wenn auf den Märkten 
Akteure mit entsprechenden Werthaltun-
gen und Tugenden tätig sind, bleibt ei-
genartig unvermittelt, denn bislang er-
schien die Gemeinwohlverantwortung 
dieser Akteure gerade dadurch am besten 
erfüllt, dass sie der inneren Effizienzlo-
gik der Finanzmärkte bestmöglich folgen.

Der Autor des vorliegenden Ban-
des hält fest, dass „… es kaum spezifisch 
christlich inspirierte Entwürfe für ein 
ethisches Grundgerüst gibt, das Chris-
ten in die Lage versetzen könnte, cum ec-
clesia– im Einklang mit der Kirche – über 
die Ordnung des Finanzwesens nachzu-
denken.“ (113) Derlei Entwürfe seien an-
gesichts der zentralen Rolle des Finanz-
wesens in der Gegenwartsgesellschaft 
jedoch höchst notwendig. Die Glau-

benskongregation und das Dikasterium 
für den Dienst zugunsten der ganzheit-
lichen  Entwicklung des Menschen haben 
im katholischen Bereich diese Lücke im 
Jänner dieses Jahres zumindest ansatz-
weise geschlossen. Auch das Dokument 
Oeconomicae et pecuniariae questiones 
kann und will nicht das schlechthin gül-
tige Patentrezept für die ethische Gestal-
tung der Finanzwirtschaft vorlegen. Im 
Unterschied zu Greggs Buch ist es aber 
dazu fähig, Stärken und Schwächen ei-
nes Wirtschaftszweiges wahrzunehmen 
und in ganzheitlicher Argumentation ei-
nen kritischen Blick auf Zusammenhänge 
und Wechselwirkungen zu werfen. Sol-
len die positive Bedeutung der Geldwirt-
schaft und das Ansehen ehrbarer Akteu-
re auf den entsprechenden Märkten her-
vorgehoben und in den Rahmen einer 
christlichen Ethik eingebettet werden, ist 
dies wohl kaum möglich, wenn die prob-
lematischen Seiten der Thematik syste-
matisch heruntergespielt und verschleiert 
werden. Zumindest diesen Vorwurf kann 
ich Samuel Gregg und mit ihm den He-
rausgebern der deutschen Übersetzung 
seines Buches nicht ersparen.

Wilhelm Guggenberger, Innsbruck

Steuergerechtigkeit und Armut

Jörg Alt: Wir verschenken  Milliarden. Er-
kenntnisse des Forschungsprojekts 
„Steuergerechtigkeit und Armut“, Würz-
burg: Echter 2016, 208 S., ISBN 978 342 
9039615.

Der umtriebige Jesuit Jörg Alt hat sich 
schon einmal mit seiner Forschung in ver-
borgene Gesellschaftsbereiche hinein-
gewagt: Er leuchtete in früheren For-
schungsprojekten in die verborgene Le-
benswelt sog. irregulärer Migrant(inn)en. 
Erst nach Veröffentlichung der For-
schungsergebnisse und einem politisch 
aktiven Zusammenschluss kirchlicher Ak-
teure befasste sich die Politik ernsthaft 
mit diesem Thema. Sein neues Projekt ist 
nicht weniger brisant.

Wie eine Dornenhecke verhindern 
das überbordend in Anschlag gebrach-
te Bankgeheimnis und andere Mechanis-
men Einsicht und Erkenntnisse zur Höhe 
des Reichtums der reichsten 5 %. Nicht 
minder effizient verbarrikadieren zahlrei-
che, intensiv gepflegte Mythen wie ein 
Hexenbann eine Debatte über Steuerge-
rechtigkeit und verschrecken das legitime 
Interesse der Öffentlichkeit, diesen Be-
reich des Zusammenlebens gemeinsam 
zu gestalten.

Die Publikation ist Teil eines dreijäh-
rigen jesuitischen Forschungsprojekts 
„Steuergerechtigkeit und Armut: Ver-
ringerung des Wohlstandsgefälles und 
der Staatsverschuldung“ mit Partnern 
aus Kenia, Sambia und Deutschland. In 
dieser Publikation sind die Ergebnisse des 
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deutschen Projektteils komprimiert ge-
bündelt; die ausführlichen Forschungs-
berichte, auch der kenianischen und sam-
bischen Partner finden sich auf www.tax-
justice-and-poverty.org.

Gegliedert ist das Buch in unzähli-
ge Unterpunkte. Den größten Teil nimmt 
das „Sehen“ ein. Es umfasst Daten zur 
Einkommens- und Vermögensungleich-
heit, Armut und öffentlichen Schul-
den, die Fachleuten bekannt sein dürf-
ten, aber auch eher seltene Einblicke in 
die Steuerverwaltung, exemplarisch im 
Bundesland Bayern erhoben. Im beson-
deren Fokus stehen darüber hinaus: Il-
licit Financial Flows, privater Reichtum 
und die Schattenwirtschaft. „Urteilen“ ist 
der kürzeste der drei Teile des Buches. Im 
dritten Teil „Handeln“ werden Alternati-
ven zur Besteuerung (zum Beispiel CSR, 
Spenden und Stiftungen) kritisch geprüft 
und vor allem unterschiedliche Reformen 
im Steuer- und Abgabensystem erwogen.

In seinem Buch nähert sich Alt in 
verdienstvoller Weise mehreren Pro-
blemkomplexen an und leuchtet mit 
seinen Recherchen, Interviews und Fra-
gen in teilweise kaum bekannte Gebiete. 
Vor allem die Hinweise von einigen In-
sidern in Behörden und Politik sind oft 
erhellend. Dadurch offenbaren sich po-
litische Handlungsfelder, die sich weite-
rer, auch sozialethischer Forschung als 
lohnend anbieten, weil die potenzielle 
gesellschaftliche Relevanz aufleuchtet. 
Dies gilt meines Erachtens besonders für

• die Verknüpfung von Steuerpolitik 
und Organisierter Kriminalität durch 
die Verschiebung von Verbrechens-
gewinnen und Bestechungsgeldern, 
Geldwäsche usw.,

• den ermatteten Kampf gegen Steu-
erbetrug, verbunden mit (gewollten?) 
Nachlässigkeiten und Schwierigkeiten 
bei der Kontrolle von „Personen mit 
besonderen Einkünften“ und anderen,

• einen Steuerwettbewerb zwischen 
Ländern und Bund, der für das Ge-
meinwohl defizitäre Anreize setzt, et-
wa durch die Standortpolitik, die Ver-
teilung von Geldern über den Länder-
finanzausgleich und andere Elemente.

So stammt auch der Ausspruch „Wir ver-
schenken Milliarden“ von einem bayri-
schen Finanzbeamten, der von Vorge-
setzten nicht die Mittel erhielt, die Um-
satzsteuertricksereien mit Schäden in 
Millionen-Höhe weiter zu verfolgen. 
Ausgerechnet die Annahme von „Steuer-
CDs“ hat diesen massiven Rechtsstaats- 
und Kontrollverlust gemindert. Innerhalb 
der geltenden gesetzlichen Regelungen, 
die „Whistleblower“ weitgehend unge-
schützt lassen, bleibt die Annahme der 
CDs allerdings umstritten.

Mit der Methode (teilweise anony-
mer) Interviews erliegt die Darstellung 
bisweilen der Gefahr, die von Gesprächs-
partnern geglaubten oder propagandier-
ten Mythen unwidersprochen zu repro-
duzieren, weil eine kritische Einordnung 

nicht konsequent erfolgt. Einige Thesen 
des Autors wie die, dass die „Reichen“ 
kaum Steuern zahlten und die „Armen“ 
dagegen schon, müssten differenziert 
und für einzelne Steuerbereiche be-
legt werden, vor allem wenn man ab-
solute Steuerbeiträge und relative mit 
dem normativen Maßstab einer „glei-
chen Besteuerung nach der Leistungs-
fähigkeit“ abgleicht. Tatsächlich lassen 
sich bei genauerem Hinsehen auffallend 
viele Steuerprivilegien identifizieren, die 
eher den „oberen 5 %“ zu Gute kommen 
und keineswegs der Mittelschicht oder 
gar den Einkommensschwächeren, ge-
schweige denn den (relativ) Armen in 
Deutschland. Die zahlreichen angespro-
chenen und manchmal nur auf einer Sei-
te behandelten Themenfelder umfassend 
aufzuarbeiten, ist in einem einzigen Pro-
jekt nicht möglich. Zu einer sehr viel ge-
naueren Analyse aus unterschiedlichen 
Perspektiven rufen die jetzt veröffent-
lichten Forschungsergebnisse von Alt ein-
dringlich auf.

Bei der Steuerpolitik zeigt sich, dass 
hier sinnvollere Regelungen im Kampf 
gegen Steuerhinterziehung, Organisier-
te Kriminalität, Steuerbetrug usw. gefun-
den werden können. Sie werden meines 
Erachtens derzeit entgegen ihrem Wert 
für den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
in Politik und Gesellschaft sträflich ver-
nachlässigt.

Andreas Fisch, Dortmund
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Zielkonflikte der Nachhaltigkeit

Marc Dusseldorp: Zielkonflikte der Nach-
haltigkeit. Zur Methodologie wissen-
schaftlicher Nachhaltigkeitsbewertun-
gen, Wiesbaden: Metzler 2017, 256 S., 
ISBN 9783658172466.

Das Prinzip Nachhaltigkeit hat das Poten-
zial, als Leitbild für die Entwicklung hin 
zu einer prosperierenden, gerechten und 
umweltfreundlichen Gesellschaft zu fun-
gieren – bestünde eine größere Einigkeit 
darüber, was genau unter diesem Konzept 
zu verstehen ist, wie es zu operationali-
sieren ist und wie gesellschaftliche Ent-
wicklungen im Detail zu bewerten sind. 
Das gängige Dreisäulenmodell ist noto-
risch unscharf, was die inhaltliche Be-
stimmung der drei Handlungsfelder oder 
Zielgrößen (bereits dieser Aspekt ist un-
klar) Soziales, Ökonomisches und Öko-
logisches sowie ihres Verhältnisses un-
tereinander angeht. Angesichts dieser 
Schwammigkeit begann Ende der 1990er 
Jahre die Helmholtz-Gemeinschaft Deut-
scher Forschungszentren unter Federfüh-
rung des in Karlsruhe ansässigen Instituts 
für Technikfolgenabschätzung und Sys-
temanalyse (ITAS) im Auftrag des Bun-
desforschungsministeriums mit der Er-
arbeitung eines „integrativen Konzepts 
nachhaltiger Entwicklung“, das von An-
fang an den normativen Anspruch von 
Nachhaltigkeit herausstellt, indem es vier 
Säulen oder Handlungsfelder übergrei-
fende „konstitutive Elemente der Nach-
haltigkeit“ formuliert: intra- und inter-
generative Gerechtigkeit, Globalität und 
aufgeklärten Anthropozentrismus. Von 
dort aus werden zunächst drei generelle 
Ziele der Nachhaltigkeit (Sicherung der 
menschlichen Existenz, Erhaltung des ge-
sellschaftlichen Produktivpotenzials und 
Bewahrung der Entwicklungs- und Hand-
lungsmöglichkeiten), daran anschließend 
15 substanzielle Nachhaltigkeitsregeln 
und schließlich zahlreiche Nachhaltig-
keitsindikatoren entwickelt.

Nach einer gut zehnjährigen Anwen-
dungspraxis, in der etliche nationale und 
internationale Studien entstanden sind, 
unternimmt nun Marc Dusseldorp, der 

selbst am ITAS tätig ist, die verdienstvolle 
Aufgabe, dieses differenzierte, normativ 
durchdachte und praxistaugliche Kon-
zept einer kritisch-konstruktiven Ana-
lyse zu unterziehen. Seine Diskussionen 
führen nicht nur zu zahlreichen weg-
weisenden Erkenntnissen für das inte-
grative Nachhaltigkeitskonzept, in das er 
zugleich eine prägnante Einführung gibt, 
sondern auch für den Nachhaltigkeits-
diskurs insgesamt. Zudem werden inst-
ruktive ethiktheoretische Debatten ge-
führt, die weit über Nachhaltigkeitsthe-
orien hinausreichen.

Ausgangspunkt und zentrale Bezugs-
größe der Überlegungen ist das Konzept 
der Zielkonflikte, das in zahlreichen Stu-
dien zur integrativen Nachhaltigkeitsbe-
wertung eine zentrale Rolle spiele, ohne 
indes ausreichend reflektiert zu werden. 
Den methodologischen Dreh- und An-
gelpunkt sieht der Vf. im normtheore-
tischen Status der substanziellen Nach-
haltigkeitsregeln. Die Autoren des in-
tegrativen Konzepts bestimmen sie in 
Anlehnung an die Rechtstheoretiker Ro-
bert Alexy und Nils Jansen als Prinzipien, 
d. h. Optimierungsgebote mit einer Pri-
ma-facie-Geltung, die im Unterschied zu 
Regeln, die definitiv gelten, abwägungs-
fähig seien. Mit großer Akribie und be-

grifflicher Präzision arbeitet Dusseldorp 
heraus, dass die 15 substanziellen Nach-
haltigkeitsregeln tatsächlich als Regeln 
im genannten Sinn, d. h. als Satisfizie-
rungsgebote, zu verstehen seien. Der In-
halt ihrer Forderungen sei also nicht in 
einem höchstmöglichen, sondern im je-
weils vorgegebenen Maß zu realisieren. 
Dieses Maß ist die dauerhafte Sicherung 
von Mindestbedingungen menschenwür-
digen Lebens, wie die Autoren des inte-
grativen Konzepts schreiben.

Systematisch betrachtet könnten 
Zielkonflikte nun einerseits zwischen 
den Forderungen der 15 Regeln auftre-
ten. Dies jedoch sei kein methodologi-
sches Problem, da das integrative Konzept 
von der gleichzeitigen Erfüllbarkeit der 
Forderungen dieser Regeln ausgehe; wäre 
dem nicht so, würde es Nachhaltigkeit als 
etwas konzipieren, dessen Realisierung 
unmöglich erscheine. Mit der Kategorie 
des Zielkonflikts werde andererseits der 
Sachverhalt bezeichnet, dass eine politi-
sche oder technische Maßnahme, die der 
nachhaltigen Entwicklung dienen solle, 
mehrere substanzielle Nachhaltigkeits-
regeln teils positiv, teils negativ berüh-
re, sodass zwischen verschiedenen Alter-
nativen abgewogen werden müsse. Eben 
dieses Abwägen falle in den Studien, die 
mit dem integrativen Konzept arbeiteten, 
aus; stattdessen würden sie schlicht die 
Notwendigkeit postulieren, Win-win-Lö-
sungen zu entwickeln, was indes in vie-
len Fällen zu einfach, in manchen Fällen 
sogar falsch sei, nämlich wenn ihre et-
waige positive Bewertung von den For-
derungen des integrativen Konzepts gar 
nicht gedeckt sei.

Ausgehend von dieser Diagnose skiz-
ziert der Vf. abschließend einen „Umgang 
mit Zielkonflikten jenseits von Abwä-
gung“. Mit Bezugnahme auf eine Über-
legung aus einer ökonomischen Entschei-
dungstheorie von James March schlägt er 
vor, Prinzipien, die wie dargelegt als Op-
timierungsgebote zu sehen seien, als An-
weisung zu einer Strategie der Maximie-
rung, Regeln, d. h. Satisfizierungsgebote, 
hingegen als Anweisung zu einer Satisfi-
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zierungsstrategie weiterzudenken. In ei-
ner Situation mit unzureichenden Alter-
nativen (z. B. auf einer Speisekarte) wähle 
die Maximierungsstrategie die beste un-
ter den schlechten Alternativen, die Sa-
tisfizierungsstrategie hingegen beurtei-
le die schlechten Möglichkeiten als un-
genügend und beginne mit einer Suche 
nach ganz anderen, besseren Alternati-
ven (also, um beim Beispiel zu bleiben, 
die Suche nach einem anderen Restau-
rant). Als Konsequenz seien die substan-
ziellen Nachhaltigkeitsregeln nicht nur 
und nicht vorrangig zur Bewertung, son-
dern ebenso zur Entwicklung von Maß-
nahmen zu verwenden. Den Königsweg 

sowohl zur Bewertung als auch zur Ent-
wicklung von Maßnahmen für eine nach-
haltige Entwicklung sieht der Vf. in Sze-
narien und skizziert dementsprechend ei-
ne „szenarienbasierte Heuristik“, deren 
Struktur auch jenseits des Nachhaltig-
keitsdiskurses anwendbar sei.

Mit seinen kenntnisreichen, diffe-
renzierten und fundierten Überlegun-
gen bringt Dusseldorp das integrative 
Nachhaltigkeitskonzept einen wesentli-
chen Schritt voran, und es bleibt ihm zu 
wünschen, dass seine Dissertation von 
dessen Vertretern wahrgenommen und 
berücksichtigt wird. Dusseldorp hat sei-
ne Kritik gut begründet. Gleichwohl wirkt 

sie manchmal etwas übertrieben scharf. 
Zugleich verdeckt der Grundton der Kri-
tik den eigenen konstruktiven Beitrag, 
nämlich die Nachhaltigkeitsbewertung 
um den Aspekt der Maßnahmenentwick-
lung zu ergänzen. Jenseits des inhaltli-
chen Bezugsrahmens, der Nachhaltigkeit, 
ist der normtheoretische Vergleich der 
Nachhaltigkeitsregeln mit verschiedenen 
Regel- und Prinzipienkonzepten für die 
ethische Theoriebildung und Argumen-
tation allgemein erhellend, sodass auch 
Leser, die sich nicht speziell für Nach-
haltigkeit interessieren, die Studie mit 
Gewinn lesen.

Jochen Ostheimer, München

Sparsamkeit

Rudolf B. Hein: Sparsamkeit. Tugendethik 
im oikonomischen Spektrum, Münster: 
Aschendorff 2016, 539 S., ISBN 9783 402 
131411.

Die vorliegende Arbeit, entstanden un-
ter der fachkundigen Anleitung und Be-
treuung von Antonio Autiero am Lehr-
stuhl für Moraltheologie der katholisch-
theologischen Fakultät der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster, verdient 
großes Lob, untersucht sie doch in prä-
ziser und ungemein belesener Weise ein 
Grenzgebiet zwischen Tugendethik und 
Sozialethik, das im deutschen Sprach-
raum lange brach lag, wie überhaupt die 
Verknüpfung von Individualethik und In-
stitutionenethik im moraltheologischen 
Raum nicht sehr geläufig ist. Scheinbar 
ist die etwas altbacken herkommende Tu-
gend der Sparsamkeit eindeutig der Tu-
gendethik zuzuordnen, denn es gelingt 
der Untersuchung sehr präzise, den Hori-
zont auf das Feld der ökonomischen Ethik 
zu weiten, wie es schon der Untertitel des 
Buches andeutet.

Im ersten Kapitel wird eine Einfüh-
rung in das Thema gegeben, mit – in die-
ser Reihenfolge – Distanzierungen, An-
näherungen und Schlussfolgerungen; so 
wird methodisch sehr sauber der Boden 
für die nachfolgenden Untersuchungen 

bereitet. Das zweite Kapitel widmet sich 
in kundiger und durchaus auch überra-
schender Weise der semantischen Grund-
legung; etymologische und begriffliche 
Dimensionen werden differenziert und so 
das breite Wortfeld im Spannungsraum 
von schonen und aufbewahren skizziert. 
Sodann erfolgt im dritten Kapitel der em-
pirische Zugriff auf die Haltung der Tu-
gend aus soziologischer, makroökono-
mischer, psychologischer und pädago-
gischer Perspektive. Das vierte Kapitel 

bringt eine wünschenswerte Verknüp-
fung von Oikonomik, Politik und Ethik 
(Monastik), und damit eine erste Zwi-
schenbilanz: Sparsamkeit ist von Anfang 
der ethischen Überlegungen an ein ty-
pisches Schnittfeldwort und greift weit 
über einen engen tugendethischen Rah-
men hinaus. Daher werden zu Recht Kon-
texte der Konsumethik und der ökologi-
schen Ethik eingeblendet und somit der 
Begriff der Sparsamkeit weiträumig pro-
filiert.

Das fünfte Kapitel widmet sich der 
Moralgeschichte im Blick auf den Begriff 
der Sparsamkeit, explizit unter christli-
chem Blickwinkel: vom biblischen Befund 
geht der Blick zur Patristik, zur Scholastik 
mit dem weithin unbekannten und doch 
bedeutenden Vordenker einer christli-
chen Tugend der Sparsamkeit Konrad 
von Megenberg, zum Renaissance-Hu-
manismus mit sehr schönen Erkenntnis-
sen zu Leon Battista Alberti, zu protestan-
tischen Überlegungen, schließlich hin zu 
ausdrücklich oikonomischen Darlegun-
gen zur Sparsamkeit in der nachrefor-
matorischen Neuzeit, insbesondere des 
englischsprachigen Raumes, bis hin zur 
postmodernen Konsumkritik. Hier liegt 
eindeutig der Schwerpunkt der Unter-
suchung und man liest das Kapitel mit 
großem Gewinn, erstaunt über die Fülle 
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von Belegen und Referenzen und über 
die Weite des angerissenen Horizontes. 
Das sechste Kapitel widmet sich dann 
ebenfalls sehr breit und ausführlich ei-
ner moraltheologischen Einordnung der 
Sparsamkeit unter dem vielleicht etwas 
missverständlichen Titel „Methodologi-
sche Überlegungen“, die doch mehr sein 
wollen und auch mehr sind, als bloß eine 
Methodologie abzubilden. Vielmehr wird 
Sparsamkeit als Fürsorge und Vorsorge im 
Anschluss an den Lex-Traktat des Thomas 
von Aquin gerade als Ausdruck mensch-
licher Freiheit und sittlicher Autonomie 
verstanden und somit die enge tugend-
ethische Perspektive wiederum aufgebro-
chen. Sparsamkeit steht eigentlich für 
ein Freiheitskonzept menschlicher Hand-
lungsfähigkeit, die das innere Haus (oi-
kos) menschlichen Denkens und Sorgens 
wie dann auch logisch das äußere Haus 
menschlichen Zusammenlebens in Staat 
und Wirtschaft überblickt und auf das 

Ziel nachhaltigen und freiheitsermög-
lichenden Wirtschaftens und Haushal-
tens mit begrenzten Kräften hin ordnet. 
Aus diesem an Aristoteles anschließenden 
Konzept der Sparsamkeit als umfassen-
de und integrale Tugend bei Thomas von 
Aquin erfolgen Blicke auf moderne Kon-
zepte einer weiträumig verstandenen Tu-
gend der Sparsamkeit bei Philipp Schmitz 
und Dietmar Mieth, bei Eberhard Scho-
ckenhoff und James Keenan. Erfreulich 
und bereichernd wird hier insbesondere 
der Blick über den deutschsprachigen 
Tellerrand hinaus empfunden. Ein letz-
tes kürzeres siebtes Kapitel rundet den 
Blick und skizziert zusammenfassend die 
gewonnenen Konturen eines christlichen 
Modells der Tugend der Sparsamkeit ex-
plizit unter oikonomischem Blickwinkel; 
der Winkel aber wird hier gekonnt zum 
Spektrum ausgeweitet, so dass die Spar-
samkeit als dreifach aufgefächerte Ba-
sistugend der Selbstfürsorge, der Treue 

und der Gerechtigkeit erscheint. Damit 
ist dann zugleich ein weiter und ethisch 
fruchtbringender Begriff von Nachhal-
tigkeit gewonnen, der klassische Moral-
theologie und Sozialethik im Begriff ei-
ner breit verstandenen Sparsamkeit ver-
bindet.

Man legt die Untersuchung bereichert 
und belesen aus der Hand; der scheinbar 
angestaubte Begriff der Sparsamkeit ge-
winnt eindrückliche Konturen hin zu ei-
nem explizit theologischen Verständnis 
von Nachhaltigkeit, ganz im Sinn der von 
Papst Franziskus in „Laudato si“ angedeu-
teten und vorgeschlagenen Perspektiven 
einer Ökologie des ganzen Menschen. Der 
kundige Blick auf die mäandernde Ge-
schichte des Begriffs und des Problems 
der Sparsamkeit verhilft zu einem ganz 
neuen und tieferen Verständnis von Spar-
samkeit am Schnittpunkt von Tugend und 
Institution.
Peter Schallenberg, Mönchengladbach

Zur Anwendung der katholischen Soziallehre

Clemens Sedmak: „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar“. Zur Anwendung 
der Katholischen Soziallehre, Regens-
burg: Pustet 2017, 296 S., ISBN 97837917 
27745.

Wie es der Untertitel klar ankündigt, legt 
Clemens Sedmak weitgreifende Überle-
gungen zu der Frage vor, wie die „An-
wendung der Katholischen Soziallehre“ 
(KSL) zu denken und zu gestalten ist. Den 
weiteren Rahmen der Ausführungen bil-
det die „Suche nach gelebtem Christen-
tum“ (9). Das Vorgehen könnte man in 
gewisser Weise als mystisch bezeichnen. 
In einem eher betrachtenden Stil wird ei-
ne spirituelle Lesart der KSL angeboten.

Den Gegenstand der Untersuchung, 
die KSL, fasst Sedmak mit der Idee der 
Menschenwürde zusammen, womit sich 
der Obertitel des Buchs erklärt. Die-
se Sichtweise trifft gegenwärtig in der 
theologischen Sozialethik wie im kirch-
lichen Lehramt sicherlich auf ungeteilte 
Zustimmung. Gleichwohl wäre ein kurzer 

historischer Hinweis auf eine in kirchli-
chen Kreisen lange Zeit weit verbreitete 
Skepsis gegenüber oder gar Ablehnung 
der Idee der Menschenrechte eine hilf-
reiche Einordnung.

Gemäß der Leitidee der Anwendung 
wählt Sedmak als Zugang zur KSL das 
Konzept der „tiefen Praxis“, das er von 
Dan Coyle übernimmt. Coyle, den man bei 
Google als Trainer, Sportjournalisten und 
Autor findet, bezeichnet mit diesem Aus-
druck ein „Einüben unter widrigen Um-
ständen“ (12). Auch Menschenwürde, so 
Sedmak, müsse sich unter widrigen Be-
dingungen bewähren, und dabei leiste 
die KSL eine wichtige und unersetzliche 
Orientierungs- und Motivationshilfe. Sie 
verpflichte geradezu zu einer tiefen Pra-
xis der Menschenwürde. Tiefe Praxis zei-
ge sich an Beispielen. Deren exemplari-
sche Kraft solle die Kraft des Arguments 
keineswegs ersetzen, sondern ergänzen. 
Zudem machten sie deutlich, dass es viel 
leichter sei, über Menschenwürde zu re-
den und sie verbal zu bejahen, als sie in 
konkreten und schwierigen Situationen 
zu beachten. Doch auf die Praxis komme 
es letztlich an. Daher sei auch das Kri-
terium der Alltagsnähe und -tauglich-
keit eine wichtige Ergänzung zur geho-



Buchbesprechungen

50 MOSINTERNATIONAL 12. Jg. (2018) Heft 3

benen Feierlichkeit, die das Reden über 
Menschenwürde für gewöhnlich beglei-
te und diese damit schnell als unerreich-
bar erscheinen lasse. Nicht zuletzt wer-
de durch den Alltagsbezug auch sichtbar, 
dass nicht allein der Inhalt einer Norm 
oder einer Handlung ausschlaggebend 
sei, sondern ebenso die Art der Umset-
zung, die sich indes viel weniger allge-
mein verbindlich durch Normen regeln 
lasse. Die Anwendung der Soziallehre ver-
lange folglich immer auch Urteilskraft.

Die kirchliche Soziallehre antwor-
te auf die Pathologien der zeitgenössi-
schen Gesellschaft sowohl diagnostisch 
als auch therapeutisch. Da sie stark von 
Prinzipien geprägt sei, stelle sich die ti-
telgebende Aufgabe, Überlegungen an-
zustellen, wie diese sich „anwenden“ lie-
ßen. Die Soziallehre anzuwenden bedeu-
te nicht, weitere Texte zu formulieren, 
sondern die Lehre und die jeweilige Si-
tuation in einen Dialog zu bringen und 
so Handlungs-, Ethos- und Lebensfor-
men zu entwickeln, die die Vorstellungen 
der Soziallehre in den jeweiligen Alltag 
übertragen und dort konkretisieren. Da-
her komme es auch darauf an, die spi-
rituelle Dimension der KSL, die auch in 
den Reden und Schreiben von Papst Fran-
ziskus wieder prominent hervorgehoben 
werde, herauszustellen. Gemäß der Leit-
idee der tiefen Praxis wird die KSL damit 
primär handlungstheoretisch und weni-
ger strukturethisch (etwa i. S. v. W. Korff) 
ausgelegt.

Zur Veranschaulichung der Anwen-
dung, d. h. der persönlichen Aneignung 
der KSL legt Sedmak ein Schema in fünf 
Schritten vor: (1) semantische Annähe-
rung, d. h. die ein Prinzip charakterisie-
renden Leitbegriffe finden, (2) operatio-
nale Übersetzung, d. h. Klärung, welchen 
Unterschied ein Handeln gemäß dem be-
treffenden Prinzip bewirkt, (3) paradig-
matische Einführung des Prinzips durch 
Modellsituationen oder durch negative 
Beispiele, (4) Übersetzung des Prinzips in 
Gewohnheiten oder in eine Lebensform, 
(5) Porträtieren des Prinzips als Weg der 
persönlichen Reflexion. Diese fünf An-
eignungsweisen erläutert der Vf. an-
hand zahlreicher Beispiele. Mit Beispie-
len zu arbeiten, ist charakteristisch für 
das vorliegende Buch. Denn Individuali-
tät, Konkretheit, Situations- und Alltags-
bezogenheit der Auslegung und Anwen-
dung der kirchlichen Sozialverkündigung 
legten es nahe, mit Mikrotheorien zu ar-
beiten, d. h. mit „interessengeleitete[n] 
systematische[n] Analyse[n] einer dich-
ten Beschreibung des Lebens eines Men-
schen und seines Erfahrungshorizonts“ 
(167). In Ergänzung zur notwendigen 
Allgemeinheit und Abstraktheit der KSL 
würden auf diesem Weg Empathie ge-
schaffen, die sich immer nur auf das Kon-
krete beziehe, und ein „Fenster in soziale 
Wirklichkeiten“ (174) geöffnet.

Für Lehre und Fortbildung bedeu-
te dieser erfahrungsorientierte Ansatz, 
nicht so sehr fertige Theorien vorzustel-
len, sondern die Adressaten am Denkpro-

zess teilhaben zu lassen, wofür Sedmak 
in Anlehnung an eine Formulierung von 
Claude Lévi-Strauss den Ausdruck „ro-
hes Denken“ verwendet. Bei dieser Vor-
gehensweise würden nicht allein die In-
halte präsentiert, sondern ebenso, „wie 
es ist, über eine Sache nachzudenken“, 
und insbesondere werde „die Person, die 
denkt“ (212), gezeigt. In diesem Sinn ist 
das vorliegende Buch auch ein persön-
liches Zeugnis des Autors Clemens Sed-
mak. Dieser biografische Zug erklärt auch 
die zahlreiche Bezugnahme auf Personen, 
Konzepte und Theorien aus dem angel-
sächsischen und teils auch romanischen 
Sprachraum.

Seit einigen Jahren lässt sich in der 
katholischen Öffentlichkeit ein neues In-
teresse an der lehramtlichen Sozialver-
kündigung beobachten; manche der er-
schienenen Bücher wurden auch in die-
ser Zeitschrift besprochen. Die jüngste 
Veröffentlichung von Clemens Sedmak 
reiht sich in diese Entwicklung ein. Die 
mystische Lesart und die primär tugend-
ethische Auslegung der KSL beleuchten 
Aspekte, die im theologisch-sozialethi-
schen Diskurs hinter einer politisch-ethi-
schen Sichtweise zurücktreten. Das diese 
beiden Perspektiven zusammenführen-
de Element könnte im Begriff der Kultur 
gefunden werden, der den Blick auf die 
Lebensform mit dem kollektiven, sozio-
strukturellen Zugang, der für eine Trans-
formation gesellschaftlicher Verhältnisse 
unumgänglich ist, verbindet.

Jochen Ostheimer, München
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Christentum und Menschenwürde

Joseph Höffner: Ausgewählte Schriften, 
hrsg. von Jörg Althammer und Ursula 
Nothelle-Wildfeuer, Bd. 2: Christentum 
und Menschenwürde, Paderborn: Schö-
ningh Verlag 2017, 528 S., ISBN 9783506 
772749.

Bis zu seiner Ernennung zum Bischof von 
Münster 1962 hatte der viermal promo-
vierte und habilitierte Trierer Diözesan-
priester Joseph Höffner (1906–1987) ein 
breites wissenschaftliches Werk vorge-
legt. Durch die Gründung des Instituts 
für Christliche Sozialwissenschaften an 
der größten deutschsprachigen Katho-
lisch-Theologischen Fakultät in Münster, 
durch die Möglichkeit, aufgrund seiner 
Zugehörigkeit zur Rechts- und Staats-
wissenschaftlichen Fakultät auch Frauen 
(in Volkswirtschaftslehre) promovieren zu 
können, was damals für einen Theologie-
professor einmalig gewesen sein dürfte, 
und die Politikberatung, etwa im Rah-
men der Rentenreform 1957, hat Höff-
ner vielfältige Impulse gesetzt. Es ist ein 
verdienstvolles Unterfangen der Heraus-
geber der Ausgewählten Schriften, die 
verstreuten bzw. vergriffenen Publika-
tionen Höffners in 7 Bänden zugäng-
lich zu machen. In einem einleitenden 
Essay werden in jedem Bd. die Überle-
gungen Höffners in den zeitgeschichtli-
chen Kontext der Entstehung eingeord-
net und auch hinsichtlich ihrer Wirkungs-
geschichte befragt.

Der vorliegende Band ist eine Neuauf-
lage der Freiburger Habilitationsschrift 
Höffners aus der Endphase des Zweiten 
Weltkriegs. Dort behandelte Höffner das 
Thema „Christentum und Menschenwür-
de. Das Anliegen der spanischen Kolonial-
ethik im Golden Zeitalter.“ Der Bd. wurde 
auch unter dem Titel „Kolonialismus und 
Evangelium“ veröffentlicht. Der hier ab-
gedruckte Text übernimmt die 3. Aufl. der 
erstmals 1947 publizierten Arbeit, die von 
Höffner für die Folgeauflagen geringfü-
gig überarbeitet bzw. ergänzt wurde.

Als im 16. Jahrhundert nach den Ent-
deckungen und Eroberungen Lateiname-
rikas die einheimische Bevölkerung von 

den spanischen Eroberern zur Zwangsar-
beit in Gold- und Silberbergwerken sowie 
in Latifundien herangezogen wurde, pro-
testierten Theologen aus dem Dominika-
ner- und später dem Jesuitenorden am 
Hof des spanischen Königs und deutschen 
Kaisers Karl V. gegen die unmenschliche 
Behandlung und Versklavung der Indi-
os, gegen Trennung von Familien, den 
Landraub und andere Gräueltaten der 
Konquistadoren. Sie taten dies auf der 
theoretischen Basis des Naturrechts, das 
ethische Grundnormen für alle Menschen 
und Völker definierte, unabhängig da-
von, ob sie Christen oder Nichtchristen 
sind. Auch Heiden, weil sie Menschen 
sind, stehen nach den spanischen Theo-
logen grundlegende Rechte zu, die für 
alle Menschen unabhängig von Kultur, 
Religion, Hautfarbe etc. gelten. In die-
ser Phase wurden grundlegende Über-
legungen zu den Beziehungen zwischen 
Völkern entfaltet und damit die Basis für 
das moderne Völkerrecht gelegt. Dabei 
gab es durchaus zwischen den Vertre-
tern der spanischen Spätscholastik Mei-
nungsunterschiede darüber, wie weit ein 
Migrationsrecht reicht, das damals die 
spanischen Eroberer und Missionare in 
Süd- und Mittelamerika in Anspruch 
nahmen. Neben der Habilitationsschrift 

enthält der Bd. weitere Aufsätze Höff-
ners zur Kolonialethik.

Die Auseinandersetzung von Höffner 
mit der Thematik hatte nicht nur einen 
zeitgeschichtlichen, sondern auch ei-
nen unmittelbar biographischen Bezug, 
weil Joseph Höffner und seine Schwester 
während des Nationalsozialismus ein jü-
disches Mädchen bzw. eine jüdische Fa-
milie versteckt hatten. Höffner und seine 
Schwester wurden in die Liste der „Ge-
rechten der Völker“ in der jüdischen Ge-
denkstätte Yad Vashem aufgenommen.

Der Freiburger Professor für Moral-
theologie Eberhard Schockenhoff leitet 
den Band durch seinen sachkundigen 
Essay ein. „Auch wenn die spätere For-
schungsgeschichte zu einzelnen Autoren 
und Detailproblemen ausführlichere Mo-
nographien hervorbrachte, stellt ‚Kolo-
nialismus und Evangelium‘ bis heute die 
beste Gesamtdarstellung dieser theolo-
giegeschichtlichen Epoche dar, die auch 
heutige Leserinnen und Lesern mit Freude 
und Gewinn zur Hand nehmen werden.“ 
Diesem Fazit von Schockenhoff kann un-
eingeschränkt zugestimmt werden.

Joachim Wiemeyer, Bochum
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Zur Migrations- und Integrationspolitik

Andreas Fisch, Myriam Ueberbach, Pris-
ca Patenge, Dominik Ritter (Hg.): Zu-
flucht – Zusammenleben – Zugehörig-
keit? Kontroversen der Migrations- und 
Integrationspolitik interdisziplinär be-
leuchtet (Forum Sozialethik 18), Müns-
ter: Aschendorff Verlag, 2. Aufl. 2018, 
461 S., ISBN 9783402106464.

Die jährlich Anfang September durchge-
führte Tagung „Forum Sozialethik“ ist in-
zwischen ebenso etabliert wie die gleich-
namige Buchreihe, deren 18. Band die 
Veranstaltung von 2016 dokumentiert. 
Viele Tagungsbände sind nicht viel mehr 
als zwischen Buchdeckel gepresste Re-
ferate. Der hier zu besprechende Band 
aus der Werkstatt des wissenschaftlichen 
Nachwuchses in der Sozialethik unter-
scheidet sich in mehrfacher Hinsicht von 
den Produktionen, die aus einer Pflicht-
übung der Veranstalter resultieren. Die 
Diskussionen im Herbst 2016 waren durch 
die Folgen der „Flüchtlingskrise“ von 2015 
bestimmt, die bis heute nachwirken und 
für heftige Kontroversen sorgen. Das He-
rausgeberteam hat den Anlass genutzt, 
über das Tagungsprogramm hinaus wei-
tere Autorinnen und Autoren einzula-
den, um dem interdisziplinären Anspruch 
des Projekts Rechnung zu tragen. So ist 
ein umfangreiches Buch entstanden, das 
durch die Klarheit seiner Struktur und die 
Qualität der Beiträge überzeugt. Es ist 
unmöglich, im Rahmen einer kurzen Re-
zension sämtliche Beiträge zu würdigen. 
Es seien aber wenigstens die wichtigsten 
Themenfelder hervorgehoben.

Die redaktionelle Arbeit ist durch be-
merkenswerte Sorgfalt und Kreativität 
geprägt. Der einleitende Text von Pris-
ca Patenge unter dem Titel „Kontrover-
sen austragen, Herausforderungen an-
nehmen, Migration gestalten“ (S. 15–
25) führt sehr gut in die Thematik ein, 
die in drei großen Teilen behandelt wird: 
„Flucht gestalten?“, „Gelingende Inte-
gration?“ und „Gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt?“. Dieser Dreiklang von Zu-
flucht, Zusammenleben und Zugehörig-
keit kommt auch prägnant im Buchtitel 

zum Ausdruck, der drei klassische Kom-
ponenten der komplexen Migrationsfra-
ge auf den Punkt bringt. Die Ausgestal-
tung der drei Sektionen ist jeweils facet-
tenreich und kombiniert grundsätzliche 
ethische Überlegungen (beispielsweise 
Katia Neuhoffs Rekonstruktion der von 
Joseph Carens angestoßenen Auseinan-
dersetzung mit offenen Grenzen, S. 29–
49) mit empirisch gut belegten Unter-
suchungen (beispielsweise die drei in-
struktiven Beiträge von Andreas Fisch, 
Annett Mutke und Judith Kopp zur Be-
kämpfung von Fluchtursachen, S. 63–
146). Mit verschiedenen Fokussierun-
gen und methodischen Zugängen wird 
ein wertvoller Beitrag zur begrifflichen 
Präzision und zur Stringenz der Argu-
mentation geleistet. Die in der Sozial-
ethik stets erhobene Forderung nach In-
terdisziplinarität wird auf diesem Weg 
vorbildlich eingelöst. Wegen des breiten 
Themenspektrums ist das Buch als ein 
Kompendium aktueller Migrationsethik 
zu empfehlen. Die reichhaltigen Litera-
turangaben am Ende der meisten Beiträ-
ge sind eine Fundgrube für weitere An-
regungen und Vertiefungen.

Ebenfalls nicht selbstverständlich ist 
das starke Schlusskapitel der Herausge-
ber zur Spannung zwischen politischen 

Sachzwängen und der vermeintlichen 
Ohnmacht ethischer Reflexion (S. 431–
457). Hier werden wichtige Perspekti-
ven des gesamten Buches gebündelt und 
in einem ermutigenden Plädoyer für die 
Handlungsfähigkeit von Akteuren in 
Flüchtlingspolitik zusammengefasst, 
nicht zuletzt unter dem Gesichtspunkt 
kirchlicher Verantwortung und Mitge-
staltungsmöglichkeiten. Als weitere Be-
sonderheit ist hervorzuheben, dass die 
Abfolge der Beiträge durch vier gehalt-
volle Streitgespräche zwischen Andreas 
Fisch und Axel Bernd Kunze unterbrochen 
wird: eins im ersten Teil, zwei im zwei-
ten Teil und eins im dritten Teil. Andreas 
Fisch ist seit seiner migrationsethischen 
Dissertation zur illegalen Zuwanderung 
ein bekannter Autor und Referent, der 
sich als Anwalt einer offenen Migrations-
politik einen Namen gemacht hat. Axel 
Bernd Kunze steht als Bildungsexperte 
für den skeptischeren Blick auf Grenz-
öffnung, Willkommenskultur und „heiler 
Multikultiwelt“ (S. 396). Beide liefern sich 
eine Debatte auf hohem Niveau: ohne 
voreilige Zugeständnisse, mit Respekt vor 
dem Gesprächspartner und großem Ernst 
im Ringen um die besseren Argumente. 
Wer diese Streitgespräche liest, wird mit-
ten in die unvermeidlichen Reizthemen 
des Migrationsdiskurses eingeführt und 
ist Zeuge eines „Schlagabtauschs“ im In-
teresse der demokratischen Meinungs-
bildung. Der Katalog der dreißig Fragen, 
die von den Kontrahenten abgearbei-
tet werden, ist klug ausgewählt, poin-
tiert formuliert und kenntnisreich dis-
kutiert. Das ist „hart aber fair“ im bes-
ten Sinn aufklärerischer Streitkultur. Die 
Tatsache, dass vernünftige Menschen in 
Fragen der Migration zu so unterschied-
lichen Einschätzungen gelangen, spricht 
nicht gegen sondern für die Notwendig-
keit sozialethischer Forschung.

Wenn sich der „wissenschaftliche 
Nachwuchs“ in der Sozialethik auf ei-
nem Niveau bewegt, das den vorliegen-
den Band fast durchgehend auszeichnet, 
ist es um die Zukunft des Faches hoff-
nungsvoll bestellt. Die etablierten Vertre-
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ter des christlichen Sozialethik sind gut 
beraten, sich von dieser Dynamik enga-
gierter und reflektierter Wissenschaft in-
spirieren zu lassen. Wer die Lektüre des 
Buches beendet hat, bekommt Lust auf 

mehr: auf weitere Lektüren, auf intensi-
ve Gespräche und die Verknüpfung von 
theoretischer Anstrengung mit prakti-
scher Relevanz. Dem Herausgeberteam 
ist mit den Autorinnen und Autoren eine 

Publikation von hohem Gebrauchswert 
gelungen. Sie sollte auch außerhalb des 
Fachpublikums Beachtung finden.

Walter Lesch, Louvain-la-Neuve

Solidarität und Solidarismus

Hermann-Josef Große Kracht: Solidari-
tät und Solidarismus. Postliberale Such-
bewegungen zur normativen Selbstver-
ständigung moderner Gesellschaften, 
Bielefeld: transcript 2017, 378 S., ISBN 
9783837641813.

Hauptthema des Buches ist die Einfüh-
rung in die Problemgeschichte des fran-
zösischen Solidaritätsdiskurses, der sich 
zwischen dem frühen 19. und dem frü-
hen 20. Jahrhundert entwickelte und zu 
mehreren sozialtheoretisch wie politisch 
außerordentlich bedeutsamen Varianten 
ausdifferenzierte. Als Schlusspointe des 
Werkes zeigt Große Kracht, dass dieses 
philosophisch wie soziologisch höchst ni-
veauvolle Stück Theoriegeschichte, das 
sich fundamental mit Fragen der sozia-
len Integration, der Gerechtigkeit und des 
Sozialstaates auseinandersetzte, merk-
würdigerweise am Vorabend des I. Welt-
kriegs relativ folgenlos abbrach und spä-
ter kaum rezipiert und weiterentwickelt 
wurde.

Im ersten der fünf Teile des Buchs geht 
es um drei den Diskurs einleitende bzw. 
begleitende Tendenzen. Die erste wurde 
von gegenrevolutionären katholischen 
Monarchisten vertreten, etwa von Jo-
seph de Maistre, Louis de Bonald, Franҫois 
Chateaubriand und Pierre Ballanche: Die 
durch die Erbsünde krank und abhän-
gig gewordene Menschheit ist faktisch 
auf prekäre Solidarität angewiesen. Das 
funktioniert am ehesten, wenn sie sich 
in ihrer Verfallenheit an die gottgewoll-
te alte Ordnung und die Kirche hält. Der 
moderne Glaube an Vernunft und Frei-
heit ist zum Scheitern verurteilt. – Die 
zweite Tendenz interpretierte natürliche 
Solidarität, wechselseitige Abhängigkeit 
und Arbeitsteilung im Anschluss an Adam 

Smith und Jean-Baptist Say optimistisch 
im Sinne der Nationalökonomie, deren 
quasi naturgesetzliche Prinzipien au-
tomatisch zu Harmonie, Gleichgewicht 
und Gerechtigkeit führen sollten. – In der 
dritten Tendenz wurde Solidarität vor-
marxistisch sozialistisch aufgeladen und 
einerseits als Recht gegen Barmherzig-
keit bzw. charité abgegrenzt sowie an-
dererseits strikt freiheitlich interpretiert. 
Hier geht es vor allem um Pierre Leroux 
und – mit Blick auf Deutschland – um 
Ferdinand Lassalle.

Der zweite Teil befasst sich mit der 
zentralen Frage der Vermittlung der zwei 
Seiten von Solidarität, die sich der jun-
gen französischen Soziologie stellt: Auf 
der einen Seite gibt es, analog zum bio-
logischen Paradigma des Organismus und 
seiner Organe, die naturwüchsig-fakti-
sche, „kalte“ Solidarität der Gesellschaft 
auf Grund von Arbeitsteilung, funktio-
naler Differenzierung und Kooperations-

zwang. Auf der anderen Seite steht die 
Aufgabe, auf der Basis der Aufklärung 
und der klassischen Revolutionsziele po-
litisch und moralisch eine vernünftige, 
freiheitliche und gerechte „warme“, hu-
mane Solidarität zu entwickeln, jenseits 
des paläoliberalen Glaubens an die Prob-
lemlösungskraft freier Märkte sowie jen-
seits sozialistischer Umstürze und Zwän-
ge. Einen ersten Versuch einer Antwort 
bietet  Auguste Comte, den zweiten, ei-
ne Generation später, Émile Durkheim. 
Differenziert zeigt Große Kracht, warum 
Durkheim an dieser Aufgabe letztlich ge-
scheitert ist.

Der dritte und umfangreichste Teil 
schildert das Ringen um eine politisch 
tragfähige solidaristische Theorie als Lö-
sung dieses Vermittlungsproblems, jetzt 
im Kontext des französischen Republi-
kanismus nach 1870. Die Hauptakteu-
re sind Alfred Fouillée, Charles Gide und 
 Léon Bourgeois. Fouillée war der wich-
tigste Sozialphilosoph des Republikanis-
mus und inspirierte maßgeblich den So-
lidarismus. Er entwickelte dessen sozial-
psychologische Fundierung, verband das 
dominante biologische Organismuspa-
radigma mit dem Kontraktualismus der 
Aufklärung (organisme contractuel) und 
konkretisierte die Idee des Wohlfahrts-
staates. – Gide entwarf eine eigenständi-
ge sozialökonomische Theorie, mit der er 
dem solidaristischen Wirtschaftsdenken 
wichtige Impulse gab. Im Zentrum seiner 
Zielsetzung stand die Genossenschafts-
idee bzw. die république coopérative. – 
Bourgeois war selbst Politiker und inso-
fern Schlüsselfigur des republikanischen 
Solidarismus. Im Kontext seiner Präzisie-
rung des Verhältnisses von Solidarität 
und Gerechtigkeit sind vor allem zwei 
Argumentationsfiguren der Begründung 
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sozialer Reformen von höchster Bedeu-
tung: sein Konzept der sozialen Schuld 
(dette sociale) als sozial gerechter Bring-
schuld und dessen Perennierung im Kon-
zept des Quasivertrags (quasi-contrat).

Dass dieser bedeutende Solidaritäts-
diskurs um 1910 auf dem Höhepunkt sei-
ner theoretischen und politischen Ent-
wicklung abbrach und dieses Niveau 
weder in Frankreich noch anderswo je 
wieder erreichte, ist Thema des vier-
ten Teils. Zwar versuchte der von Hein-
rich Pesch vertretene Solidarismus, die-
sen Diskurs zu rezipieren und in das ka-
tholische Sozialdenken zu integrieren, 
aber sein Versuch blieb letztlich folgen-
los. Dabei ist die Rede von der Solidari-
tät bis heute höchst wohlfeil, allerdings 
zumeist begrifflich undifferenziert und 
argumentativ ohne theoretische Fundie-
rung. Große Kracht zeigt, dass solche dif-
fusen Grundwert-Semantiken seither so-
wohl die parteipolitische Programmatik 
als auch den akademischen Gegenwarts-
diskurs bestimmen. – Im kurzen fünften 
Teil erörtert der Autor differenziert die 

Chancen eines „Neustarts solidaristischer 
Vernunft“ im Kontext der postliberalen 
Wohlfahrtsdemokratie.

Es handelt sich um ein hervorragen-
des Buch, dessen Lektüre der Rezensent 
dringend empfiehlt, zumal sein Inhalt 
vermutlich den meisten Sozialethikern 
(vor kurzem auch ihm) weitgehend unbe-
kannt sein dürfte. Große Kracht schildert 
eine faszinierende, fast völlig vergesse-
ne, aber nach wie vor aktuelle Theoriege-
schichte, die zentrale Fragen der Sozial-
ethik grundlegend betrifft. Das Buch ist 
vorzüglich lesbar geschrieben und ver-
mittelt spannend, aber auch kritisch die 
Entwicklung dieses Diskurses. Besonders 
hervorzuheben sind die zahlreichen Zi-
tate, die diese Entwicklung textlich illus-
trieren. Viele von ihnen wären für den 
Leser nur nach mühevollen Quellenre-
cherchen aufzufinden. Im Buch verbür-
gen sie die Originalität des referierten 
Gedankengangs.

Zum Schluss eine Anmerkung zu die-
sem brillanten Werk: Könnte man nicht 
das zentrale Anliegen des in den beiden 

Hauptteilen referierten Diskurses als dif-
ferenzierende Entfaltung eines Gedan-
kengangs Hegels verstehen? Ohne den 
Ausdruck „Solidarität“ zu verwenden 
schildert und kritisiert Hegel in seiner 
Rechtsphilosophie (1821) die bürgerli-
che Gesellschaft als naturwüchsig ge-
wordenes „System allseitiger Abhängig-
keit“ und abstrakter Freiheit, das ökono-
misch in den Gegensatz der Klassen führt 
und insofern der „kalten Solidarität“ der 
Solidaristen zu entsprechen scheint. Das 
aber widerspricht der wahren Idee der 
Freiheit. Hegel sieht die Chance einer frei-
heitsgerechten Versittlichung der Gesell-
schaft in der Idee der Korporation, durch 
welche vorstaatlich das entstehen soll, 
was der „warmen Solidarität“ entspricht. 
Die korporativ gestaltete Gesellschaft ist 
dann Voraussetzung des Staates als der 
„Wirklichkeit der konkreten Freiheit“, den 
Hegel im § 260 preist. Ob die Wortführer 
des Solidaritätsdiskurses Hegel kannten, 
weiß ich allerdings nicht.

Arno Anzenbacher, Mainz
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Martin Schneider: Housing is more than 
just a Roof over your Head. Social eth-
ical consequences from an Anthropol-
ogy of Housing

What does it mean, housing? This 
philosophical question is chosen for an 
approach and housing is reconstructed as 
a technique of appropriation. It is dem-
onstrated that the normative dimension 
of living is implicitly interwoven with the 
protection of property. Your own four 
walls are a retreat and a free zone. The 
punchline of these thoughts is to apply 
it to a claim of the individual personal-
ity, at the same time to relativise it. The 
latter is the case, when the focus rests 
on collective processes of appropriation 
and the right to housing is understood 
as a collective right. The decisive ques-
tion is whether citizens see themselves 
as collective owners of the urban sphere 
and fight for its (re-)appropriation. Im-
portant suggestions are provided by the 
approach of Henri Lefebvre.

Claudia Mahler, Michael Wolff: Hous-
ing Shortage in Germany and the Hu-
man Right to Housing. State of Validity 
and Possibilities of Political Influence

By ratifying the UN International Cov-
enant on Economic, Social and Cultur-
al Rights in 1976, the Federal Repub-
lic of Germany has acknowledged the 
human right to housing. If one exam-
ines the validity of this human right in 
Germany on the basis of three UN-ac-
knowledged criteria for the validation of 
the right acknowledged by the UN Com-
mittee on Economic, Social and Cultur-
al Rights, namely the availability of af-
fordable housing, the possibility to take 
legal action against violations of rental 
agreements, there are considerable defi-
cits. To socially and economically disad-
vantaged people as well as those with 

a migration background, where none of 
these criteria is entirely fulfilled, this ap-
plies in particular. There are, however, on 
a UN-wise basis so far only few known 
options for action to achieve more jus-
tice in the housing sector.

Julian Degan, Bernhard Emunds: Af-
fordable Housing for Everyone. Eco-
nomic-ethical Thoughts on Rising Prop-
erty Prices and on an Abolition of Hous-
ing Shortage

For some years now, there has been 
a sharp increase in housing costs in the 
dynamically growing metropolitan are-
as of Germany. Consequently, more and 
more people on low incomes struggle to 
find adequate housing. From the point of 
view of Catholic property ethics, which 
emphasize the social commitment and 
the social responsibility of land owner-
ship, German housing policy measures – 
such as the so-called ‚rental price brake‘ 
(Mietpreisbremse) or the ban on the con-
version of rental units into condomini-
ums – are not problematized as property 
restrictions or market interventions. In-
stead and above all, they should be ex-
amined with respect to their effective-
ness. The central cause of the housing 
shortage, however, is the sharp increase 
in land prices in urban areas, which is 
driven by a high rate of influx, insuffi-
cient new housing construction and in-
flated land speculation. To slow it down, 
taxing land value increases would be a 
promising tool.

Andreas B. Becker: Do Church-Owned 
Housing Companies still live up the 
their own Mission?. Questions of a 
Qualified Observer

Housing policy in the Church’s per-
spective is practical family- and welfare 
policy. It helps people who may not have 
done that by their own efforts to a home 
of their own, sometimes even to the ac-
quisition of property. During the first 
three decades after the Second World 
War catholic housing associations were 
in this sense actively creating afforda-
ble housing space. Today, however, they 
seem to depart increasingly from their 
original mission and act almost only on 
a profit-oriented basis. Reasonably priced 
housing space, however, can be provided 
with a bit of creativity even with grow-
ing real estate prices.

Georg Stoll: Housing in Megacities. Po-
litical Challenges by Informal Slums

The fast growth of the cities – to be 
seen examplarily in the megacieties of 
our world – as well as the growing dis-
truction of the environment and climate 
change demand quick and decisive ac-
tion on all political levels, if the objectives 
of a socially fair development and eco-
logical sustainability will not be missed. 
Here, urban spaces are decisive fields of 
action. Until now, politics and a market 
economy have failed to provide adequate 
housing space for everyone. That can be 
seen from the ever growing number of 
the urban paupers in slums. Welfare-ori-
ented solutions for the pressing housing 
issue have to begin with these informal 
settlers and recognize them as fully ad-
equate citizens with all rights and com-
petences. Their participation is essential 
for the planning and shaping of ecolog-
ically and socially future-oriented urban 
living and housing spaces.
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Martin Schneider : Habiter c’est plus 
qu’un toit au-dessus de la tête. Consé-
quences socio-éthiques d’une anthro-
pologie du logement

Que signifie habiter ? Dans ce qui suit, 
cette question philosophique est choisie 
comme point de départ  pour poser la 
question du logement en termes de pra-
tique d’appropriation. Il est démontré que 
la dimension normative du logement est 
implicitement liée à la protection de ce 
qui est propre à une personne. Le chez-
soi est à la fois un abri et un espace de 
liberté. Le but de ces considérations est 
de rendre plausible cette exigence liée à 
la personnalité individuelle, mais aussi de 
la relativiser. C’est le cas lorsque l’accent 
est mis sur les processus d’appropriation 
et que le droit à un logement est compris 
comme un droit collectif.  La question dé-
cisive  est alors de savoir si les citoyens 
se considèrent comme des propriétaires 
collectifs de l’espace urbain et se battent 
pour sa (ré)appropriation ? L’approche 
d’Henri Lefebvre fournit des suggestions 
importantes.

Georg Stoll : Habiter dans des mégalo-
poles. Défis politiques posés par les ci-
tés des pauvres

La croissance rapide des villes – à ob-
server de façon exemplaire dans les mé-
galopoles – ainsi que la pollution crois-
sante de l’environnement et le chan-
gement climatique exigent une action 
rapide et volontariste à tous les niveaux 
politiques si l’on ne veut pas rater les 
objectifs d’un développement sociale-
ment juste et écologiquement durable. 
Les espaces urbains sont des champs d’ac-
tion majeurs. La politique et les marchés 
réҫuliers n’étaient jusqu’ici pas en mesure 
de garantir le droit fondamental à un lo-
gement convenable. C’est ce que montre 
le nombre croissant de citadins pauvres 
dans les agglomérations informelles des 
villes. Les solutions au problème urgent 

du logement qui soient orientées vers le 
bien commun, doivent donc partir des  
habitants informels et reconnaître ceux-
ci comme des citoyens à part entière avec 
tous leurs droits et toutes leurs compé-
tences. Leur participation est indispen-
sable pour concevoir et planifier des es-
paces de vie et d’habitation urbains qui 
soient écologiquement et socialement 
durables.  

Claudia Mahler, Michael Wolff : La crise 
du logement en Allemagne et  le droit 
au logement  Où en est ce droit et où 
en sont les possibilités d’influence po-
litique ?

Avec la ratification du Pacte social des 
Nations Unies en 1976, la République fé-
dérale d’Allemagne a reconnu le droit au 
logement comme juridiquement obliga-
toire. Cependant, si l’on examine la ga-
rantie de ce droit de l’homme en Alle-
magne sur la base de trois critères recon-
nus par le Comité social de l’ONU pour 
déterminer le contenu de se droit : la dis-
ponibilité de logements abordables, la 
possibilité d’une action en justice en cas 
de violations du droit locatif et la qualité 
du logement, des déficits considérables 
apparaissent. En particulier pour les per-
sonnes socialement et économiquement 
défavorisées ainsi que pour les personnes 
issues de l’immigration, aucun de ces 
trois critères n’est complètement réali-
sé. Au niveau des Nations Unies, il existe  
jusqu’ici peu d’options pour assurer plus 
de justice dans le secteur du logement.

Andreas B. Becker : Les sociétés de lo-
gement de l’Eglise continuent-elles à 
remplir leur mission ? Questions d’un 
observateur expert 

Du point de vue ecclésial, la politique 
du logement est un aspect pratique de 
la  politique familiale et sociale. Elle 
aide les gens qui, de leur propres forces, 
n’auraient pas pu avoir leur propre foyer, 

voire, dans certains cas, accéder à une 
propriété d’habitation. Au cours des 
trois premières décennies qui ont suivi 
la Seconde Guerre mondiale, les associa-
tions catholiques  ont joué un rôle ma-
jeur dans la création de logements abor-
dables. Actuellement, il semble toutefois 
qu’ils s’éloignent de plus en plus de leur 
mission initiale et qu’ils sont presque ex-
clusivement axés sur le profit. Avec un 
peu de créativité, il est possible d’offrir 
des logements  moins chers, même si les 
prix des terres augmentent.

Julian Degan, Bernhard Emunds: Des lo-
gements abordables pour tous. Consi-
dérations d’éthique économique sur la 
hausse du prix des terrains et sur une 
possibilité de sortir de la crise du lo-
gement

Depuis quelques années, le coût du 
logement augmente fortement dans les 
agglomérations allemandes en pleine ex-
pansion, ce qui fait que de plus en plus 
de personnes à faible revenu ne trouvent 
plus de logements adéquats. Du point de 
vue d’une éthique catholique de la pro-
priété, qui met l’accent sur la dimension 
sociale et la responsabilité sociale de la 
propriété foncière, les mesures de la po-
litique du logement telles que le frein au 
loyer, l’interdiction de la conversion d’ap-
partements loués en logements en pro-
priété ou la construction de logements 
sociaux ne devraient pas être considérées 
comme des restrictions à la propriété ou 
des interventions sur le marché. Elle de-
vraient plutôt être examinées au regard 
de leur efficacité. Cependant, la raison 
principale de la pénurie de logements est 
la forte hausse du prix des terrains dans 
les régions urbaines qui est dûe à un af-
flux démesuré, un manque de construc-
tions nouvelles et une spéculation fon-
cière gonflée. Pour freiner cette hausse, la 
taxation de  la valeur ajoutée du terrain 
serait un instrument prometteur.
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